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Wolf Jobst Siedler

Die beiden Stadtzentren Berlins:
Unter den Linden und Kurfiirstendamm

Die Linden: Der preulische Corso

Mit der unverhofften Wiedervereinigung des Lan-
des wie der Stadt erhielt Berlin iiber Nacht auch
die ..Linden®, die alte Allee der Residenzstadt,
zuriick. Plotzlich war die Chance gegeben, daB3
man anstelle des erst nach dem Krieg ruinierten
wilhelminischen Kurfiirstendamms die Avenue aus
der Epoche Friedrichs des Gro3en wiedergewann.
Sie hatte ja den Krieg, zwar schwer beschidigt,
aber doch in der Substanz ungemindert, iiberdau-
ert. Nun konnte sozusagen das Vergangene das
Zukiinftige werden: die ,Linden®, der Corso des
achtzehnten Jahrhunderts, und der Kurfirsten-
damm, der Boulevard der Jahrhundertwende, als
die Flaniermeilen des einundzwanzigsten Jahrhun-
derts.

Ging man 1950 vom Brandenburger Tor her iiber
die nur kulissenhaft ausgegliihten ,Linden™ an
Nerings und Schliiters Zeughaus auf der einen und
Knobelsdorffs Koniglicher Oper und Stracks
Kronprinzenpalais auf der anderen Seite vorbei in
Richtung des Schlosses, so schien die historische
Stadtmitte leidlich durch den Krieg gekommen zu
sein. Zwar wurden das StadtschloB von Andreas
Schliiter, in dem in den ersten Jahren nach dem
Kriege schon wieder Ausstellungen stattgefunden
hatten, und der Pariser Platz, wo im Hotel Adlon
in den Trimmern des Kriegsendes armliche Meniis
serviert worden waren, in den fiinfziger und sech-
ziger Jahren abgerissen. Aber der ostliche, der
eigentlich dynastische Teil der ,,Linden* mit Bou-
manns Palais des Prinzen Heinrich, das nach Jena
und Auerstedt Universitit geworden war, und
dem gegeniiberliegenden, Mitte des neunzehnten
Jahrhunderts aufgestockten und ,.embellezierten™
Kronprinzenpalais, dem anschlieBenden Prinzes-
sinnenpalais von Gentz und dem Alten Palais von
Langhans wurde doch wiederhergestellt. Das
Politbiiro brauchte eine reprasentative Allee, um
die Genossen aus Moskau gebiihrend empfangen
zu konnen, da man selber in einem halben Jahr-
hundert nur der barackenartigen ,Protokoll-
strecke™ zum jahrzehntelang provisorischen Flug-
hafen Schonefeld fihig gewesen war.
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Aber der im Grunde biirgerliche Teil der ,,.Linden™
im Westen, also der Abschnitt zwischen der Fried-
rich- und der Wilhelmstralle, wurde sonderbarer-
weise vom Sozialismus nach dem Kriege abge-
raumt. Die ja nur ausgeglithte spitklassizistische
PreuBische Akademie der Kiinste fiel dem Wahn
einer sozialistischen ,Magistrale® ebenso zum
Opfer wie die Botschaftsgebdaude GroBbritanniens,
der Vereinigten Staaten und Frankreichs auf dem
alten ,,Quarrée”, das dann nach den Freiheitskrie-
gen der Pariser Platz geworden war. Noch jahr-
zehntelang fithrten rauchgeschwirzte Fassaden vor
Augen, weshalb man im alten Sankt Petersburg
die ,Linden* den glanzendsten Prospekt Europas
und den Platz am Brandenburger Tor den Salon
Berlins genannt hatte.

Einen Boulevard dieser Art hatte es ja tatsdchlich
nirgendwo sonst in Europa gegeben, und die wil-
helminischen Zutaten seiner westlichen Hailfte
storten im Grunde nicht sonderlich. Es war eine
Allee, die von dem Renaissance-Erker des Schlos-
ses gegeniiber dem Lustgarten bis zu dem Vorklas-
sizismus des Tores von Langhans am Saum des
Tiergartens reichte. Von Schliiter iiber Knobels-
dorff und Schinkel bis zu Persius und Stiiler hin
reihte sich hier eine klassische Architektur an die
andere, bis in das Friithjahr des Jahres 1945. Was
waren die Champs-Elysées aus dem Kaiserreich
Napoleons III. und was Roms Via Veneto mit
ihren Biirgerpalédsten aus dem Fin de siecle dage-
gen? Noch bis in die Straenkdmpfe der Erobe-
rung hinein war Berlin — sonst doch, nach Fonta-
nes Wort, nicht viel mehr als eine hochgebuffte
Ansammlung von Héusern — wenigstens an dieser
Stelle eine der grofien Stidte Europas.

Hatte der Sozialismus noch Spuren der Visionen
aus der Aufbruchszeit vom Jahrhundertbeginn,
oder folgte er nur willenlos den Direktiven aus
Moskau, wo inzwischen der Stalinsche Spitstil
iiber den Elan der zwanziger Jahre triumphiert
hatte? Jedenfalls war man gleich riicksichtslos wie
die Zukunftsenthusiasten der anderen Stadthilfte.
Westlich des Brandenburger Tors traumte man ja
anstelle des verachteten Hausermeers von einer
heiteren ,Stadtlandschaft” inmitten griiner Park-
anlagen, die sich aus Trimmern erheben sollte.
Der erste Entwurf des ,,Planungskollektivs” nach
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dem Kriege, dem Hans Scharoun vorstand und der
noch im Stadtschlofl ausgestellt wurde, sah nicht
einmal den StraBenzug der ,Linden* vor. Die
erhaltenen Bauten aus Berlins klassischer Epoche
sollten nicht mehr entlang einer StraBe .aufge-
reiht” sein, sondern als Erinnerung an die histori-
sche Stadt vereinzelt fiir sich auf Rasenfldchen ste-
hen. Dazwischen aber iiber- und unterirdische
SchnellstraBen . Verteiler*, , Anbinder* und
»AnschlieBer” in der Scharounschen Terminolo-
gie. Einer der groBen Architekten der deutschen
Moderne als der groBe Stadtzerstorer der Nach-
kriegszeit.

In der anderen Stadthilfte war es nicht viel anders.
Die Wandlung der Visionen in den vier Jahrzehn-
ten von der Zukunftseuphorie des Kriegsendes
iiber die proletarische Palastarchitektur der Stalin-
Ara bis zu den Notdurftbauten des untergehenden
Honecker-Staates spiegelt die ganze Misere der
sozialistischen Welt. Die Mai-Aufziige der fiinfzi-
ger Jahre hatten noch in den Resten der aristokra-
tischen und der biirgerlichen Welt stattgefunden;
zum vierzigjdhrigen Jubildum des Oststaates zogen
Nationale Volksarmee und Freie Deutsche Jugend
vorbei an Plattenbauten oder durch leere Quar-
tiere, durch die der Wind strich.

Die alten ,Linden™ bildeten das Gehduse der ari-
stokratischen Welt, die bis in die erste Hilfte des
19. Jahrhunderts hinein hier ihre Biihne gehabt
hatte. Der Kurfiirstendamm aber war das Wohn-
quartier der biirgerlichen Gesellschaft, in die dann
in der Republik die Geschiftswelt driangte, so daf3
er neben den Champs-Elysées den eigentlichen
Boulevard des Europas der Zwischenkriegszeit
darstellte. Aber nach der aristokratischen und der
biirgerlichen Gesellschaft war nicht die verheiflene
proletarische Kultur gekommen, wie sie einst Karl
Liebknecht, Rosa Luxemburg und wohl auch der
entlaufene Biirgersohn Bertolt Brecht verkiindet
hatten. Die neuen Stadte oder Stadtteile zwischen
Marzahn, Nowa Huta und Bratislava zeigen, da
der Sozialismus auch im Stddtebau die Gesell-
schaft nicht reformiert, sondern abgeschafft hat.

Die ,Linden“ stehen in engem Bezug zu dem
SchloB3 Andreas Schliiters, von dem sie ihren
Anfang nehmen, und sie enden am Brandenburger
Tor, hinter dem der Tiergarten beginnt. An diesen
wLinden* liegen fast alle Bauten der staatlichen
Reprisentation, das Zeughaus wie das Kronprin-
zenpalais, das Prinzessinnenpalais und das Alte
Palais, das seine historische Wiirde vorzugsweise
daraus bezog, dal} sich der neunzigjahrige Mon-
arch hier hinter dem ,historischen* Fenster beim
Aufzug der Wache sehen lie3. Dazwischen treten
dann im Lauf der Jahrhunderte Opernhiuser,
Museen und Bibliotheken, die alle eng mit dem
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Staat verbunden sind. Aber am westlichen Teil der
wLinden* zum Tiergarten hin stehen die Héiuser
der Biirger, und es findet sich in ganz Europa
kaum eine Parallele zu jener Mischung der Stinde,
die hier Gardeoffiziere und Generalswitwen neben
Handschuhmachern und Konditormeistern, Stadt-
hiuser des Adels neben Hiausern von Handwer-
kern versammelt. Selbst der sie abschlieBende
Pariser Platz ist urspriinglich biirgerlichen Zu-
schnitts, bis dann hohe Offiziere wie Zieten und
Schwerin im achtzehnten und neunzehnten Jahr-
hundert und fremde Gesandtschaften, spater Bot-
schaften, hier Quartier nehmen.

Diese Mischung des Aristokratischen mit dem
Biirgerlichen und der Handwerkerwelt machte
den einzigartigen Charakter der ,,Linden* aus, die
ibrigens noch lang ungepflastert blieben; noch im
achtzehnten Jahrhundert muBte eine Verfiigung
ausdriicklich festlegen, da3 kein Vieh mehr zwi-
schen den vier Lindenreihen getrieben werden
diirfe. Auf der .Linden-Rolle* von 1820 sind
wenige kleine Hotels und einige Gasthofe einge-
zeichnet, so unter anderem das berithmte ,.Ho6tel
Petersbourg”. In der Mitte des Jahrhunderts
kamen dann Thee-Stuben und schlieBlich Cafés
hinzu, bis am Ende des Jahrhunderts die ,Linden*
weniger eine Wohnstrale als ein Treffpunkt der
Gesellschaft sind, die sich mit dem Café Bauer
und dem Café Kranzler hier ihre eigenen Begeg-
nungsstétten schuf.

Diese ,Linden® wechseln alle dreiBlig Jahre ihr
soziales Gepriange und ihren architektonischen
Zuschnitt. Eben beherrschten noch zweigeschos-
sige barocke Hauser das StraBenbild, unter denen
einige Bauten mit drei Stockwerken in die Augen
fallen. Aber das Biedermeier, das ja auch Schin-
kels im barocken Berlin monumental wirkende
Bauten vom Alten Museum am Ostlichen bis zum
Palais Redern am westlichen Ende der ,Linden*
entstehen sieht, ist in seinen spiten Jahren eine
Epoche des Baufiebers. In der Mitte des Jahrhun-
derts sind die . Linden“ durchgingig drei-, meist
sogar viergeschossig mit klassizistischen Hédusern
bebaut. Aber wiederum eine Generation spiter
werden um 1880 auch diese Hduser abgerissen, um
.Pracht-Palais* im neuesten Geschmack Platz zu
machen.

Berlin war eben noch immer eine ldndliche — aus-
wirtige Besucher sagten: eine provinzielle — Resi-
denz, die sich mit den anderen Kapitalen Europas
nicht messen konnte. In Rom stehen am Corso
noch heute die Hiuser, in denen Goethe, Thor-
waldsen, Humboldt und Thomas Mann verkehr-
ten; in Berlin waren schon lange vor dem Bomben-
krieg und den StraBenkdmpfen die Gebdude
verschwunden, die einst Lessing, E. T. A. Hoff-

4



mann und Mendelssohn bewohnten, weshalb man
hier schon vor dem Ersten Weltkrieg die Orte
suchen muBte, mit denen sich stadtgeschichtliche
Erinnerungen verbinden.

Der schnelle Wandel der jeweils neuesten Bebau-
ung hatte den ganzen Stilwirrwarr des neunzehn-
ten Jahrhunderts iiber die ,,Linden* hereinbrechen
lassen, so dafl Photographien aus den achtziger
Jahren vor Augen fiithren, weshalb es seine Berech-
tigung hatte, wenn man von Paris und London aus
mitleidig auf die Stillosigkeit Berlins heruntersah.
Aber nach wenigen Jahrzehnten ging auch das vor-
iiber, und kurz bevor der Erste Weltkrieg herein-
brach, machte sich die Stilreinigung des neuen
Jahrhunderts bemerkbar, die sich eher mit Alfred
Messels Kaufhaus Wertheim am nahen Leipziger
Platz als mit den immer wieder ins Feld gefiihrten
Fabrikbauten von Peter Behrens ihre eigentlichen
Tempel errichtete. In den letzten zehn Jahren vor
dem Krieg war die Weltstadt dabei, eine eigene
Architektur-Sprache zu finden, wie der Schriftstel-
ler Arthur Moeller van dem Bruck in seinem Buch
wDer preussische Stil“ beobachtete. Das galt fiir
die beiden Boulevards ebenso wie drauBlen vor der
Stadt, wo sich die groBen Konzerne in Siemens-
stadt und Borsigwalde Stadtrandsiedlungen bau-
ten. Diese gebandigte Modernitat lag gleich weit
von dem vorausgegangenen Eklektizismus wie von
der Ort- und Zeitlosigkeit des kommenden
LInternationalen Stils“, der dann die ganze Welt
pragen sollte.

In diesem Zusammenhang stellt sich natiirlich die
Frage, ob die egalitire Massengesellschaft des zu
Ende gehenden Jahrhunderts im Osten wie im
Westen eines Boulevards noch fahig und bediirftig
ist. Ein Boulevard hat die zweckfreie Aufgabe
aller groBen StraBBen der Welt, der Menge mit sich
selbst zu imponieren, wie Goethe angesichts von
Veronas Arena iiber solche Versammlungsorte
sagte. Das namlich und nicht die Bereitstellung
von Arbeitsraum fiir Angestellte oder das Feilbie-
ten von Giitern — Biirokomplexe und Warenhéauser
also — ist der erste und vornehmste Sinn aller
Plitze dieser Art.

Geht man heute den Broadway oder die Fifth
Avenue entlang oder schlendert man iiber Lon-
dons Regent Street und die Oxford Street, so lehrt
einen der Augenschein, daff auch die Gesellschaft,
die nach der biirgerlichen kam, solche Bediirfnisse
zu haben scheint, nur sucht sie sich andere Orte,
die ihre Kulisse bilden. StraBen sterben, und
andere werden geboren; fast immer kann man die
ErsatzstraBen nennen, die sich das Verlangen
geschaffen hat, wo ihm seine angestammte Kulisse
genommen wurde. Der Kurfiirstendamm ist wie
die Via Veneto und die Champs-Elysées zwar als
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Boulevard verdorben, aber die Menschen sind
noch da, die ihn, einst bevolkerten. Sie erobern
sich stille NebenstraBen, in die nun mit den
Geschiften auch die zugehorigen Menschen ein-
ziehen, in Berlin in die Nebenstralen des Kurfiir-
stendamms, in denen sich heute jene Restaurants
und Geschifte finden, die frither dem Boulevard
vorbehalten waren. So ist es iiberall, in Wien in
den Seitengassen der Kirntner StraBle wie in
Ziirich neben der Bahnhofstraf3e.

Die Frage, die der Wiederaufbau der zerstorten
oder ruinierten Stadtmitte aufwirft, gilt also der
Fihigkeit unserer Zeit, neue Bithnen zu bereiten,
auf denen das alte Stiick stattfinden soll. Kann die
Gegenwart, um es auf eine Formel zu bringen,
noch einen Boulevard als Boulevard konzipieren,
zu dem es den Besucher zieht, weil er, ein Flaneur
in nachbiirgerlicher Zeit, sich selber begegnen
will? Oder wird wieder nur eine Ansammlung von
Regierungsgebauden, eine Biirolandschafts- und
Ladenketten-Meile daraus, aus der das Leben in
die unversehrten Raume flieht?

Das ist die wirkliche Aufgabe, vor die sich Berlin
mit seinen beiden Stadtzentren gestellt sah und die
nicht in erster Linie an die Architekten und Stadt-
planer gerichtet ist. Stadtquartiere und StraBen-
raume werden von dem Leben bestimmt, das dort
einzieht, nicht von der Architektur, die preisge-
kront wird. Insofern hat die gedankliche Anstren-
gung der formalen Bemiihung vorauszugehen. Tat-
sachlich ist es der Mangel des Denkens, der an
dem MiBlingen der Nachkriegsarchitektur noch
mehr ins Auge fallt als das Versagen der Kunst.
Uber die banale Fassade eines Hauses kommt man
hinweg; was einen Boulevard als Boulevard rui-
niert, ist die Verkennung seiner Idee oder, schlim-
mer noch, da} niemand mehr zu sehen scheint,
daB einer StraBe eine bestimmte Aufgabe im
Stadtzusammenhang zukommt. Die Logik der
Sprache weif3 das sehr genau; sie sprach frither von
den Stadtvarern; die Architekten sind demgegen-
tiber nur die Geburtshelfer. Sie sollen lediglich
dem von einem Gemeinwesen Gewollten zum
bestmoglichen Ausdruck verhelfen.

Die Misere des Nachkriegsbauens hat viel mit der
Umkehrung dieses Verhiltnisses zu tun. Immer
wenn der Staat nicht weiterwuBte, blickte er fra-
gend auf die Architekten. Er schrieb also einen
Wettbewerb aus, der ihm Ideen geben sollte. Im
Grunde sollten die Architekten nicht zeichnen,
sondern denken. Da die Architekten selber aber
auch keinen zureichenden Begriff von der zukiinf-
tigen Gesellschaft hatten, lief das darauf hinaus,
daf} der Lahme den Hinkenden stiitzte.

Es ging also bei dem Neuentwurf von Berlins
historischer Mitte um die Verstindigung iiber das
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Leben, das zwischen dem Pariser Platz im Westen,
dem Gendarmenmarkt und dem Wilhelmsplatz im
Siiden und dem Alexanderplatz im Osten der
.Linden* stattfinden sollte. Dariiber hitte sich
Berlin erst einmal verstindigen miissen. Die
Architekturwelt zeigte sich in den Monaten nach

der Vereinigung jedoch vor allem besorgt, ob die.

Stadt auch die einzigartige Chance begreife, die
ithr zugefallen sei, nimlich die Avantgarde nach
Berlin zu holen. Die Architektur interessierte sie,
nicht die Stadt. Der Architektur wurde eine Rolle
zugebilligt, die ihr nicht zukommt. Die Stadt ging
den alten Weg, der sie seit Jahrzehnten schon in
die Irre fiihrt: Sie trat die eigentlich an sie gestellte
Aufgabe an die sogenannten Fachleute ab. Nicht
das Stadtparlament beriet iiber Sinn und Zweck
und Funktion des historischen Zentrums, sondern
delegierte diese vornehmste und wichtigste Pflicht
an die, denen sie doch ihrerseits Direktiven geben
sollte: an die Architekten, aus deren Reihen dann
die iiblichen Gremien gebildet wurden.

Es lag dem ein merkwiirdiger Glaube an die Weis-
heit von Beiriten zugrunde, der trotz allen MiB3lin-
gens der Vergangenheit unausrottbar scheint. Ein
einziger Blick auf die Ergebnisse von solchen
Preisausschreibungen wihrend der letzten hundert
Jahre zeigt aber, daB die Akademien, Hochschulen
und Architektenverbinde besonders schlechte
Ratgeber in Fragen der Stadtplanung sind. Es ist
nicht so, dal die Stadt bei den katastrophalen
Fehlentscheidungen der letzten Jahrzehnte — der
AbriBleuphorie der fiinfziger wie der Grofsied-
lungsideologie der sechziger Jahre — sich iiber die
Empfehlungen der Fachleute hinweggesetzt hitte;
sie ist ithnen nur allzu getreu gefolgt. Fast unter
jedem verhidngnisvollen Beschlul3 steht der Name
eines Akademieprisidenten, meist sekundiert von
den Architektenverbianden.

So war es schon seit dem Verlust eines verbind-
lichen Stilkanons in der Mitte des vorigen Jahr-
hunderts. Mustert man zum Beispiel die Wett-
bewerbsentwiirfe fiir den Reichstag aus den
siebziger, fiir den Dom aus den achtziger Jahren
des letzten Jahrhunderts oder fiir den Konigsplatz,
den spiiteren Platz der Republik, aus dem Anfang
dieses Jahrhunderts, so féllt es ins Auge, wie der
Zeitgeist die Koryphéden in héherem Mafe noch
beherrscht als die offentliche Meinung. Wilhelm II.
hatte fiir die neue Hofkirche neben dem Stadt-
schlof3, die an die Stelle der von Schinkel umge-
bauten barocken Domkirche treten sollte, alles
erwogen — eine gotische Kathedralkirche, einen
Dom im Stil der italienischen Hochrenaissance
und ein romanisches Miinster (das er dann in
Gestalt der Kaiser-Wilhelm-Gedéachtniskirche am
jetzigen Breitscheid-Platz, dem einstigen Auguste-
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Viktoriaplatz, baute). Entscheidend war fiir ihn,
daf} dieser Dom am Ende der ,Linden* die Macht
des neugewonnenen Kaiserreichs darstellte und in
seiner Zuordnung zum SchloB ein Sinnbild der
Verbindung von Thron und Altar war.

Dies aber waren nicht nur Phantasien eines zeit-
enthobenen Monarchen, der ja auch sonst seinen
Adlerhelm iiber die Industriewirklichkeit der Epo-
che stiilpte; es waren Traume einer ganzen Gene-
ration, die sich nach vergangener GroBe zuriick-
sehnte. In den Preisrichterkollegien, die all das
trugen, saflen alle prominenten Vertreter von
Raschdorffs Architektenschaft und Anton von
Werners Akademie'. Aus dem Abstand eines Jahr-
hunderts fallen die damals so umkdmpften Unter-
schiede ins Nichts zusammen; das gemeinsam Wil-
helminische driangt sich statt dessen in den
Vordergrund.

Es ist tiblich geworden, das alles dem Kaiser aufs
Konto zu schreiben, der an der wirklichen
Moderne vorbeigegangen sei, fiir die die Architek-
ten vergeblich gestritten hidtten. Aber als seine
Untertanen ihr eigenes Haus in Gestalt des Parla-
mentsgebdudes des neuen Reichs gleich neben
dem Brandenburger Tor zu entwerfen hatten, fie-
len die Ergebnisse der Wettbewerbe fast noch
trostloser aus. Sieht man heute die damals zur
Debatte stehenden Entwiirfe, so hat man die
ganze Misere eines Zeitgeschmacks vor Augen,
der die Hochschulen im selben Malle pragte wie
die Hofgesellschaft.

Stadtplanung aber, die nicht das Spektakulire,
sondern die Stadt im Auge hat, geht genau umge-
kehrt vor. Sie kommt zuerst mit sich selbst dariiber
ins reine, welche Funktionen im Stadtzusammen-
hang ein Areal haben soll und was daraus fir die
StraBe folgt. Daraus geht dann alles Weitere her-
vor, auch und vor allem die Nutzung der Stralle,
also der Anteil und die Verteilung von Wohnun-
gen, Geschiftsraumen und Biirofldchen in den ein-
zelnen Hausern. Dann miifite festgelegt werden,
welchen Charakter der Straenraum haben soll;
Gestaltungsrichtlinien nannte man das in der Wei-
marer Zeit. Erst wenn alle diese Fragen entschie-
den sind, kommen die Baumeister zum Zug, um
mit den Mitteln der Architektur zu kldren, wie die
verschiedenen Baukorper, also die Héduser und
deren der StraB3e zugewandten Fassaden, aussehen
sollen. Nur so konnte der moderne Boulevard
einer Metropole entstehen: der lebendige Schau-
platz stadtischen Lebens.

1 Julius Raschdorff, 18541872 Stadtbaumeister in Kdoln,
seit 1878 Professor der TH in Berlin-Charlottenburg; Anton
von Werner, Maler, seit 1875 Direktor der Berliner Aka-
demie.



Natiirlich, die ,Linden* waren schon in den
Modernisierungswellen des spédten neunzehnten
und frithen zwanzigsten Jahrhunderts als Flanier-
meile verdorben, Firmenniederlassungen ver-
drangten die alten Bewohner. Langst hatten die
Mieten eine Hohe erreicht, die es gerade jenen
Geschiften, die doch zu einem Boulevard geho-
ren, unmoglich machten, hier ihren Platz zu
behaupten. Auch die letzten privaten Wohnungen
sahen sich zuletzt einem Verdriangungswettbewerb
ausgesetzt. Die Anwaltskanzleien und Arztpraxen
mufiten ebenso jenen Konzernniederlassungen
weichen wie die Stadtwohnungen des Adels und
die wenigen verbliebenen Quartiere der Biirger,
unter denen Max Liebermann bis ganz zuletzt am
Pariser Platz aushielt. Liest man die Tagebiicher
und Briefe, in denen vom Fackelzug der Machter-
greifung am 30. Januar 1933 oder den Bombenan-
griffen der zweiten Kriegshilfte berichtet wird, so
wird aber deutlich, wie offensichtlich noch bis in
den Untergang des Mai 1945 hinein Einsprengsel
des biirgerlichen Lebens an den ,Linden® zu
Hause waren. Die Tagebiicher von Hans Georg
von Studnitz, Ursula von Kardorff und Mane
~Missie* Wassiltschikow halten in Momentaufnah-
men fest, was die AdreBbiicher der dreifliger Jahre
belegen — bis hin zu jenem Herrenschneider Lud-
wig, der in seinem ausgebombten Haus noch nach
dem Kriege sein Geschift betrieb. Ein Kunde
préigte sich ihm besonders ein, weil der stets Arbei-
teranziige und Schiebermiitzen bestellte, aber aus

feinstem englischen Stoff. Sein Name war Bertolt
Brecht.

Insofern lauft jeder Prolog zu den neuen ,,Linden*
auf einen Nekrolog hinaus. Bevor noch die ersten
Geriiste stehen, wul3te man schon, was alles mil3-
lingen wiirde. Natiirlich wird der -einstige
. Prachtboulevard®”, als den die Stadtfithrer des
Kaiserreiches die StraBe feierten, schon irgendwie
wiedererstehen. Hie und da werden Neubauten
die Liicken schlieBen, deren idsthetische Banalitit
sich mit dem Namen des Boulevards ein wenig
Glanz zu entleihen sucht, ,Lindenhotel* und
»Lindencorso®, Sonst werden die Plattenbauten
des Sozialismus den Luxusfassaden des Kapitalis-
mus weichen, und inzwischen wird schon sichtbar,
wie in die Ministerien des untergegangenen Staa-
tes die Behorden der neuen Republik einziehen.
Ihre Nutzer, hohe Beamte und kleine Angestellte,
werden das Personal stellen, das in den Biiropau-
sen und nach Dienstschluf3 die StraBe bevoélkern
wird, bevor sie allabendlich ithren Wohnquartieren
am Stadtrand zustreben.

Aber nichts spricht dafiir, da der Boulevard als
Boulevard wiederersteht.

7

Der Kurfiirstendamm: Der Boulevard
der republikanischen Weltstadt

Das Hochkommen der wilhelminischen Biirger-
straBe im Westen der Stadt hatte mit dem Absin-
ken der alten aristokratischen Promenade in der
Mitte zu tun. Niederlassungen groBler Unter-
nehmen verdringten dort um die Jahrhundert-
wende jene Wohnhauser, Gaststitten, Cafés und
kleinen Hotels, die der Allee zwei Jahrhunderte
lang ihren Charakter gegeben hatten, und die in
der beriihmten ,Lindenrolle* aus den zwanziger
Jahren des neunzehnten Jahrhunderts bewahrt
sind. So zog sich das Leben der Stadt im neuen
Jahrhundert an den Kurfiirstendamm zuriick, der
zwischen den beiden Weltkriegen in seiner
Mischung von groBbiirgerlichen Wohnungen,
Anwalts- und Arztpraxen, Luxusgeschiften, Vor-
gartencafés, Restaurants, Max-Reinhardt-Theatern
und Urauffithrungs-Kinos das eigentliche Schau-
fenster der republikanischen Reichshauptstadt
wurde. Zuletzt waren die . Linden* entthront: in
der Zwischenkriegszeit war der Kurfiirstendamm
die Meile der Metropole geworden. Hier, zwischen
Kaiser-Wilhelm-Gedichtniskirche und dem Ver-
gniigungsetablissement Lunapark am Halensee,
trafen sich auch die Schriftsteller von Giraudoux
iiber Isherwood bis zu Thomas Wolfe und die
Kiinstler der Weimarer Epoche von Ernst Ludwig
Kirchner bis zu Max Beckmann.

Der Kurfiirstendamm war der Boulevard der
neuen Zeit, und er war dabei, die Champs-Elysées
zu verdriangen; er schickte sich damals an, neben
den Broadway oder die Fifth Avenue zu treten.
Die Halbwelt, die immer die andere Seite der gro-
Ben Welt ist, hatte sich ldngst von den ,Linden®
zuriickgezogen. George Grosz wie Otto Dix fan-
den ihre Modelle vorzugsweise in der Gegend des
Kurfiirstendamms, auf jeden Fall im ,Neuen
Westen™; dort lebten natiirlich auch ihre Kunst-
hiandler wie Flechtheim und Cassirer. Ubrigens
zogen jetzt auch die jungen Diplomaten an den
Kurfiirstendamm. George F. Kennan erzihlt in sei-
nen Berliner Erinnerungen, wie er morgens von
seiner Wohnung in der Giesebrechtstralle aus die
Reiter auf dem Mittelstreifen des Kurfiirsten-
damms gleich neben der Straenbahn zum Grune-
wald ziehen sieht.

Diese Welt hatte sich in Ruinenkulissen noch nach
dem Zweiten Weltkrieg erhalten, als sich auch die
Literatur der Epoche, von André Gide und Jean-
Paul Sartre bis zu Arthur Koestler und Thornton
Wilder, noch einmal auf dem Kurfiirstendamm
traf. Weit vor Roms Via Veneto und Londons
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Oxford Street war Berlins Kurfiirstendamm die
literarische Flanierstrale der Nachkriegszeit. Im
~Monat*, der wichtigsten Zeitschrift dieses Jahr-
zehnts, erschien in den fiinfziger Jahren ein geist-
reicher Aufsatz seines Herausgebers, Melvin J.
Lasky, wonach die Dazugehorigen wie auf allen
groBen BummelstraBBen der Welt vom Boulevard
St.-Germain des Prés bis zu Barcelonas Ramblas
auch auf dem Kurfiirstendamm nur auf einer Stra-
Benseite, der meteorologischen Sonnenseite, in
den Vorgartencafés sitzen diirfen, wenn sie zu
erkennen geben wollen, daB3 sie Eingeweihte sind.

Das Entscheidende ist: Der Kurfiirstendamm
wurde damals ganz selbstverstdndlich zu den gro-
Ben StraBen der Welt gezidhlt. Wiirde heute noch
jemand auf diesen Gedanken kommen? Die
eigentliche Zerstorung Berlins kam erst nach den
Bomben, und sie wurde vom Zeitgeist als Fort-
schritt gefeiert. Wer in den siebziger Jahren aus
dem Ausland in die eingemauerte Stadt kam,
erkannte die ramponierte und doch glanzvolle
Metropole der Nachkriegszeit nicht wieder. Noch
immer war ja in dem Triimmermeer von 1950 die
Weltstadt der Kaiserzeit und der Republik sicht-
bar gewesen, wie an einer gealterten Kokotte der
Zauber von einst erkennbar ist.

Hier suchte man das Verlorengegangene nicht wie-
derherzustellen, wie man das in Miinchen oder in
Hamburg tat; man hatte eine neue Konzeption von
Stadt, und man hielt sich etwas darauf zugute, da3
man nicht an das Alte ankniipfte. Wahrscheinlich
hingt dieser stidtebauliche Neuentwurf von Ber-
lin mit der Jugendlichkeit der Stadt zusammen und
threm Verhiltnis zur Kategorie der Zukunft, die
sie in den Umbriichen der Zeit stets hatte. Das
Kurfiirstentum hatte sich ja mit einem Mal als
Deutschlands jiingstes Konigreich verstehen miis-
sen, aber auch das hatte nur wenig mehr als
anderthalb Jahrhunderte vorgehalten, dann war
Deutschland ein Kaiserreich. Aus diesem unauf-
horlichen Avancement des historischen Nachziig-
lers war ein Bevolkerungswachstum gefolgt, wie es
die anderen Hauptstddte der européischen Michte
nicht kannten. Eben hatte die Stadt gerade einmal
150 000 Einwohner gezihlt, jetzt waren es 250 000
gewesen und nun sprengte die Zuwanderung jedes
MaB. Von einer halben Million ging es in wenigen
Jahrzehnten auf eine Million Einwohner, und dann
vermehrte sich die Einwohnerschaft auf andert-
halb, dann auf zweieinhalb und schlieBlich auf vier
Millionen.

Als der Zweite Weltkrieg begann, hatte Berlin mit
viereinhalb Millionen bald soviel Einwohner wie
die Hauptstddte Englands und Frankreichs; Albert
Speers Planungen gingen kurzfristig von sechs,
mittelfristig von acht Millionen aus. Neue Stadt-
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viertel, die man nach dem Krieg Satellitenstéidte
genannt hitte, sahen Hunderttausende von Ein-
wohnern in neuen ,,Sudstiddten vor, die von Hit-

lers TriumphstraBe, Speers Nord-Siid-Achse,
erschlossen werden sollten. Das wird gemeinhin
als Gigantomanie des Dritten Reiches verstanden,
aber dieses Emporschnellen der Bevolkerung Ber-
lins ist gering im Vergleich zu dem Wachstum in
jenem einzigen Jahrhundert zwischen 1840 und
1940.

Es sind solche demographische Daten, die hinter
der stadtebaulichen Kurzatmigkeit der Bauge-
schichte Berlins stehen, auch hinter der Konzep-
tion der ,Linden* wie des Kurfiirstendamms, die
beide als reine WohnstraBen beginnen und als
LuxusstraBen enden. Zugleich wird immer ins
Nichts hinein entworfen, soll ein Noch-nie-Dage-
wesenes entstehen, im Kaiserreich wie im Dritten
Reich und dann auch in der Nachkriegszeit. Man
will jedesmal etwas ganz anderes, und dieses Neue
ist immer ein gewollter Bruch mit allem Bestehen-
den. Aber der Geist, der sich darin ausspricht, ist
nicht neuartig, ob nun eine Nord-Siid-Achse kon-
zipiert wird oder eine Grofisiedlung wie das Mar-
kische Viertel, das ja auch mit der historischen
Stadt brechen wollte. Bei alldem glaubt man stets,
die besten Beziehungen zum Fortschritt zu unter-
halten; man hat das gute Gewissen dessen, der mit
den Siinden der Vergangenheit zu brechen ver-
meint. Berlins Architektur des letzten halben Jahr-
hunderts ist nicht von Nachléssigkeit geprigt, son-
dern von iiberanstrengtem guten Willen.

» Wir entwerfen®, sagte Hans Scharoun, der Prisi-
dent der Akademie der Kiinste und einflulireichste
Stadtarchitekt der Nachkriegszeit, ,eine neue
Gesellschaft. Wir werden doch nicht in die ausge-
brannten Gehiduse der alten Gesellschaft gehen.*
Das gab der Generation nach 1945 das moralische
Selbstverstindnis, als sie die leidlich durch den
Bombenkrieg gekommenen Quartiere abri3 und
sowohl die Kroll-Oper von Persius auf dem Platz
der Republik als auch den Anhalter Bahnhof von
Schwechten demolierte.

Am schlimmsten spielte diese Neuerungssucht
dem Kurfiirstendamm mit. Sicher war er architek-
tonisch niemals bedeutend gewesen, genausowenig
iibrigens wie die Champs-Elysées oder die Fifth
Avenue. Keiner der namhaften Architekten von
1900 baute hier ein einziges Haus; aber er hatte
die lebendige Biihne einer biirgerlichen Welt dar-
gestellt. Nun, meist Ende der fiinfziger, mitunter
erst in den sechziger Jahren, wurden die oft nur in
den oberen Geschossen ausgebrannten Griinder-
zeithduser abgerissen und die einstige Kleintei-
ligkeit der Parzellen in iibergroBe Komplexe
zusammengefaBt; mitunter wurden ganze Boule-
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vardabschnitte mitsamt den Nebenstraen in einen
einzigen Block zusammengezogen und einheitlich
bebaut, sozusagen als Ouvertiire zu der Art, in der
man nun nach der Vereinigung der beiden Stadt-
hilften die alte Stadtmitte wiederherstellt. Das
war es ja, was auch die neue Friedrichstralle rui-
nierte, bevor die ersten Mieter einzogen.

Zugleich ergriff ein anderes Leben von dem Bou-
levard Besitz. Nicht mehr Arzte, Rechtsanwiilte
und Geschiftsleute wohnten am Kurfiirstendamm,
sondern es sind jetzt Firmenniederlassungen, die
ihre Biiros hier einquartierten. Fahrt man heute
nach Geschaftsschlu die drei Kilometer von
Halensee zum Zoo-Revier entlang, so sind nur die
Ladenzeilen noch erleuchtet. Dariiber erstrecken
sich geschoBweise dunkle Etagen, die sich erst in
den frithen Morgenstunden mit dem Einzug der
Reinigungsfirmen wieder beleben.

So wurde aus dem ausgebombten Boulevard der
Nachkriegszeit die banale StraBBe, die sich in den
siebziger und achtziger Jahren dem Besucher dar-
stellte. Zum dritten Mal in einem Dreivierteljahr-
hundert wandelte sich damit auch das Publikum,
das den Kurfiirstendamm bevélkerte. An die Stelle
der groBbiirgerlichen, wenn auch nicht eigentlich
zur aristokratischen Gesellschaft gehorenden
Familien der Kaiserzeit und der demokratischen,
oft jiidischen Anwilte, Arzte und Geschiftsleute
der Republik war eine ganz andere Welt getreten
— jene Menge, die ihre Bediirfnisse in Fast-food-
Ketten und in Discountldaden befriedigt und deren
Anblick Besucher aus Miinchen wie aus Diissel-
dorf und Hamburg, die ihre zukiinftige Hauptstadt
besichtigen wollen, immer wieder verbliifft.

Man kann fast auf das Jahr genau festlegen, wann
einer dieser Kolosse errichtet wurde — die Traver-
tinfassaden der fiinfziger Jahre, das Marmor-
gesicht der sechziger Jahre, die Kunststoffthaut der
siebziger und das Granit der neunziger Jahre. Stets
aber hat die Stadt darauf verzichtet, durch soziale
und dsthetische Vorgaben festzulegen, welches
Gesicht der Boulevard haben soll. Das ist iibrigens
keine Frage der Parteien. Das konservative
Miinchen hat fiir seine Ludwigstrae zwischen
Feldherrnhalle und Siegestor ebenso wie das
sozialdemokratische Hamburg fiir seinen Binnen-
alster-Bereich vor allen Architektur-Entscheidun-
gen festgelegt, welche Art der Bebauung zuldssig
ist: Sogar die Farbe der Dicher oder die Farbe der
Lichtreklamen sind vorgeschrieben. Das gibt dem
Jungfernstieg oder der Maximilianstra3e ihre Ein-
heitlichkeit, wihrend in Berlin die Beliebigkeit der
Héuser der der Bewohner entspricht.

Wahrscheinlich racht sich in der topographischen
Banalitit und typographischen Vulgaritat der
Lichtreklamen, da3 Berlin seit der Weimarer Zeit
weder einen

.Stadtbaudirektor® noch einen
.Reichskunstwart* besessen hat. Nun handelt
jeder Bausenator nach seinem personlichen

Geschmack, und damit nur ja keine Einheitlich-
keit aufkommt, beharren auch die einzelnen Stadt-
bezirke auf ihrer Hoheit. Die Bezirksbiirgermei-
ster pochen auf ihre Souveranitdt — die Rathéduser
aneinandergrenzender Bezirke konnen sich sehr
oft nicht einigen. Dann wechselt auf der Kant-
straBe, einer ParallelstraBe zum Kurfiirstendamm,
alle paar hundert Meter der Laternentypus, weil
diese StraBe durch verschiedene Bezirke verliduft.

~An meinem Kurfiirstendamm soll sich jeder
Tiirke mit einer Boulette festmachen konnen®, so
Hans Miiller, der damalige Senatsbaudirektor, in
einem berithmt gewordenen Satz, der den Verlust
der Boulevardqualitit zum offiziellen Programm
erhob. Vielleicht hat er sogar recht gehabt. Nicht
nur die groBen Stadtbaumeister von einst fehlten,
sondern auch die Gesellschaft, fiir die alle grofien
Boulevards gedacht sind, existierte nicht mehr.
Die Turnschuh- und Stretchhosenwelt hielt Einzug
und vulgarisierte den Boulevard in hoherem
MaBe, als das fiir alle anderen Metropolen gilt.
Nun kam die Zeit jener vom Senat inszenierten
Skulpturen-Boulevards und City-Feste, mit denen
sich die zukiinftige Haupt- und Regierungsstadt
der staunenden Umwelt empfiehlt.

Die Geschichte des Kurfiirstendamms dauert ein-
hundert Jahre. Im letzten Jahrzehnt des neunzehn-
ten Jahrhunderts werden seine ersten Hauser
gebaut, und kurz vor dem Ersten Weltkrieg fallen
die letzten Baugeriiste; er ist die jiingste StrabBe
unter den groBen Avenuen Europas. Als Boule-
vard existiert er sogar nur ein halbes Jahrhundert,
von 1920 bis 1970. Vorher ist er Wohnstrale mit
Staketenzdunen und Vorgirten: hinterher ist er
eine jener Einkaufs- und Geschaftsstralien, wie es
sie in der ganzen Stadt gibt.

Was unterscheidet diesen Kurfiirstendamm von
Roms Via Condotti? Die Juweliere und die Bouti-
quen, deren Niederlassung diesen StraBen einen
Anstrich von Weltldufigkeit geben, sind ohnehin
iiberall die gleichen. Aber darin teilt der Kurfiir-
stendamm vielleicht das Schicksal aller grofien
Boulevards von Paris bis New York, nicht nur der
Champs-Elysées und der Via Veneto, sondern
auch des Broadway. Dann wire der Kurfiirsten-
damm noch einmal reprasentativ fiir die biirgerli-
che Welt. Mit ihr wurde er geboren, und mit ihr
starb er.
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Hartmut HiauBBermann

Berlin: Lasten der Vergangenheit und Hoffnungen
der Zukunft

I. Vorbemerkungen

Die Befreiung der Stadt von der kommunistischen
Diktatur, die Beendigung der geographischen Iso-
lation und die Entscheidung, wieder Hauptstadt in
einem vereinigten Deutschland zu werden, hatten
in Berlin in den Jahren 1991/92 hohe Erwartungen
hinsichtlich einer raschen Uberwindung der Tei-
lung, einer 6konomischen Regeneration und einer
glinzenden Zukunft im sich 6ffnenden Europa
geweckt. Nach einer Zeit grofler Hoffnungen, in
der Improvisationskunst und Aufbruchstimmung
das Handeln von Politik, Verwaltung und privaten
Investoren beherrschte, befindet sich die Stadt im
siebten Jahr nach der Vereinigung in einer tiefen
Wirtschafts- und Finanzkrise.

Ein Zeitraum von zwei Gerierationen, in dem sich
die Stadthilften kulturell, baulich und 6konomisch
unterschiedlich entwickelten, hat tiefgreifende
Spuren hinterlassen, die nicht innerhalb weniger
Jahre zu beseitigen sind. Berlin kann nicht einfach
wieder seine alte Rolle im deutschen und europdi-
schen Stadtesystem iibernehmen. Die Folgen der
Teilung werden die Stadt und ihre Entwicklung
noch lange belasten: Einerseits miissen die stadti-
schen funktionalen und baulichen Strukturen neu
geordnet und erginzt werden, andererseits muf
sich die neue 6konomische Funktion der grofiten
Stadt in der Mitte Europas erst noch herausbilden
— und zwar in einer Umwelt, die selbst in einem
tiefgreifenden Wandel begriffen ist. Auf die Pro-
bleme des stadtstrukturellen und 6konomischen
Wandels konzentriert sich die folgende Skizze.

II. Bis heute: zwei Stadte in Berlin

40 Jahre lang gehorten der westliche und der Ostli-
che Teil der Stadt Berlin gegensitzlichen politi-
schen und okonomischen Systemen an, 28 Jahre
lang waren sie durch die Mauer hermetisch von-
einander abgeriegelt. Die beiden Stadthilften ent-
wickelten sich unterschiedlich und gegensatzlich.
Wihrend im Osten die grof3e ,sozialistische Umge-
staltung® ins Werk gesetzt wurde, orientierte man
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sich im Westen noch lange am Wunschbild einer
wiedervereinigten Stadt (z.B. in der Verkehrspla-
nung) und nahm vor allem Ergidnzungen der Infra-
struktur in der Teilstadt vor. So wurden z. B. im
alten Zentrum gelegene Kultureinrichtungen, die
fir die Westberliner unzugianglich geworden
waren, noch einmal gebaut: Oper, Schauspiel- und
Konzerthaus, Nationalgalerie, Zentralbibliothek
und eine neue Universitdt. Die Regierung — der
Berliner Senat — wurde in Provisorien unterge-
bracht, das Stadtgefiige nicht grundsitzlich verin-
dert. Nach dem Mauerbau, als das Durchfahren
des Zentrums unmoglich geworden war, mufBten
jedoch einige neue Verkehrswege angelegt wer-
den, um den Siiden und Norden der Halbstadt mit-
einander zu verbinden. S- und U-Bahn unterquer-
ten zwar noch die Mitte, aber die Bahnhofe waren
geschlossen und wurden streng bewacht.

Nachdem die Mauer gefallen und die Stadt wie-
dervereinigt war, wurden diese Verkehrshinder-
nisse rasch beseitigt, und seit drei Jahren ist auch
wieder die alte Ost-West-Verbindung der U-Bahn
von Pankow nach Charlottenburg in Betrieb, die
liber Alexanderplatz und Bahnhof Zoo verlauft.
Von den Grenziibergingen, die durch den Kalten
Krieg zu historischen Orten geworden waren, fin-
det sich heute keine Spur mehr. Bilder von Fliicht-
lingsdramen werden von einer Immobilienfirma
zur Vermarktung ihres neuen Biirokomplexes am
Checkpoint Charlie genutzt, dieser selbst ist
jedoch sduberlich beseitigt worden. Touristen
suchen vergeblich nach Resten der Mauer am
Brandenburger Tor. Es ist, als habe man in Berlin
die Spuren der Teilung in einer Art rituellen Reini-
gung beseitigen wollen — vielleicht ahnend, dal die
Trennung in den Kopfen und im Alltag noch lange
genug zu schaffen machen werde.

Die beiden Stadthilften sind bis heute kulturell
und politisch verschieden, ihre Bevolkerung ist
unterschiedlich wohlhabend, die Wohnungen sind
unterschiedlich gut und unterschiedlich teuer; die
Bewohner haben unterschiedliche Konsumstile
und unterschiedliche Mentalitdten, die sich auch in
politischen Blockbildungen duern.

Im ,Osten‘ liest man andere Zeitungen, hort
andere Radiosender und raucht andere Zigaret-
ten. Die Verbreitungsgebiete von West- und Ost-
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berliner Zeitungen sowie Rundfunk- und Fernseh-
sendern sind klar getrennt. Alle Versuche, diese
JLesegrenze® zu iiberwinden, sind bisher geschei-
tert. Der . Tagesspiegel” ist eine West-Zeitung
geblieben; umgekehrt wird die Ostberliner ,Ber-
liner Zeitung® bisher im Westen kaum gelesen —
sie startet jetzt allerdings mit neuem Personal
einen groBen Versuch, die Berliner Zeitung zu
werden. Den SFB (Sender Freies Berlin) hort man
nicht im Osten, denn dort bevorzugt man den
ORB (Ostdeutscher Rundfunk Brandenburg) und
die in Deutschlandfunk und Deutschlandradio auf-
gegangenen Reste vom Deutschlandsender. Ziga-
rettenmarken wie Club, F6 oder Cabinet wird man
in keinem Westberliner Automaten finden, und
West light gibt’s im Osten nicht mal in jedem Ziga-
rettenladen. Ein Konzert der alten DDR-Rock-
band Puhdys wire im Westen ein totaler Flop, im
Osten fiillt diese Gruppe noch immer die Sile.
Der Cocktail ,Weltfrieden® steht nur in den Knei-
pen ostlich des Alexanderplatzes auf der Getrian-
kekarte, und wenn die Besucher des Friedrich-
stadtpalastes nach der Revue-Vorstellung zum
Bahnhof Friedrichstra3e gehen, besteigen fast alle
die S-Bahn Richtung Osten.

U- und S-Bahn in Richtung Westen sind am Mor-
gen gefiillt mit Frauen, die im expandierenden
Dienstleistungsbereich des Westteils Arbeitsplitze
gefunden haben. Da die Stadtmitte derzeit noch
vor allem eine riesige Baustelle ist, steigen auf den
dort gelegenen Bahnhofen wenig Menschen ein
oder aus. Zwar nimmt die Zahl der Umziige zwi-
schen den beiden Stadthilften Jahr fiir Jahr zu,
aber die meisten Wohnungswechsel finden doch
innerhalb der jeweiligen Stadthilfte statt. Ein Ossi
heiratet keinen Wessi — und umgekehrt. Vor allem
Studenten zog es bisher in die 6stlichen Altbauge-
biete, wo billiger Wohnraum zu finden ist.

Die Wahlergebnisse zeigen eine gespaltene Stadt.
Bei der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus im
Oktober 1995 war die Nachfolgepartei der SED,
die PDS, mit 38,3 Prozent der Erst- und 36,3 Pro-
zent der Zweitstimmen stiarkste Partei in Ost-Ber-
lin, wihrend sie im Westen lediglich 2,1 Prozent
der abgegebenen Zweitstimmen erzielte. Mit Aus-
nahme von Kreuzberg wurde die CDU in allen
Wahlkreisen von West-Berlin stirkste Partei; im
Osten wurde die PDS stirkste Partei, mit Aus-
nahme von drei Wahlkreisen, in denen die CDU
vorn lag. Die CDU erreichte im Westen, vergli-
chen mit dem Osten, einen doppelt so hohen Pro-
zentanteil der Wahlerstimmen. Die ,westlichen®
Parteien SPD, CDU und FDP zusammen erreich-
ten im Ostteil der Stadt weniger als die Halfte der
Wihlerzweitstimmen (46 Prozent) und wurden
noch nicht einmal von 30 Prozent der Wahlberech-
tigten gewihlt. Die SPD, die bei den Abgeordne-
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tenhauswahlen von 1990 im Ostteil sogar erfolgrei-
cher als im Westteil gewesen war, verlor 1995 in
allen ostlichen Bezirken mehr als 10 Prozent-
punkte. Besonders deutlich wird die politische
Spaltung bei den Direktmandaten. Diese wurden
fast ausschlieBlich von Kandidaten der CDU und
der PDS gewonnen, sauberlich nach Ost und West
sortiert. Lediglich ein Kandidat der CDU war
auch im Ostteil der Stadt erfolgreich. Mit dieser
und einer anderen Ausnahme, wo eine SPD-Sena-
torin mit einem Vorsprung von zwolf Stimmen ihr
Mandat verteidigte, konnten sich die Direktbewer-
ber der PDS in allen Wahlkreisen des Ostteils
durchsetzen.

I1I. Wandel

Keine Stadthilfte wird bleiben, wie sie war. Die
Erwartungen an das Wirtschafts- und Bevolke-
rungswachstum waren — insbesondere nach der
Umzugsentscheidung des Bundestages — gigan-
tisch, und in der Stadt kam es im Immobilienbe-
reich zu einem wahren Investitionsrausch. Im
Westteil stiegen 1990 die Boden- und Mietpreise
sprunghaft an, Dachbdden der groBBen Mietshauser
wurden zu Penthdusern ausgebaut, vom Einzel-
handel wurden Erweiterungs- und Erneuerungs-
investitionen vorgenommen, um sich fiir die neue
Konkurrenz der alten Mitte zu wappnen, zwischen
Zoo und Kurfiirstendamm sollen einige neue
Hochhéuser entstehen.

Nachhaltiger verdandern sich jedoch die Gebiete,
die zur Hauptstadt der DDR* gehorten'. Dieser
Teil der wiedervereinigten Stadt ist durch drei sehr
unterschiedlich strukturierte Gebiete gepragt: Da
ist zum ersten die historische Mitte zwischen Bran-
denburger Tor und Alexanderplatz, in der sowohl
die groBen Kultureinrichtungen wie Oper, Hum-
boldt-Universitait und Museumsinsel als auch die
Demonstrativbauten aus der Zeit der sozialisti-
schen Neugestaltung der Stadtmitte liegen. Fiir
diese Neugestaltung wurde der alte Stadtkern
(inklusive des Schlosses) vollstandig abgerdumt
und durch Wohn- und Birohochhiuser an iiberdi-
mensional breiten Straflen ersetzt. Der historische
Stadtgrundrif3 ist hier kaum noch erkennbar. Diese
Variante des ,modernen Stddtebaus® war mit dem
ersten Grofibauvorhaben nach dem Zweiten Welt-
krieg, der Stalinallee (heute Karl-Marx-Allee) mit-
samt umliegenden Wohnquartieren, zum ersten

1 Vgl Hartmut HauBermann, Von der Stadt im Sozialismus
zur Stadt im Kapitalismus, in: Hartmut HauBermann/Rainer
Neef (Hrsg.), Stadtentwicklung in Ostdeutschland, Opladen
1996, S. 5-47.
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Mal erprobt worden. Der sozialistische Neue-
rungseifer ging jedoch an den Altbaugebieten (den
Mietskasernenquartieren), die einst im Ring um
das historische Zentrum errichtet worden waren,
vollkommen vorbei. Diese Griinderzeitquartiere
wurden iiber die gesamte DDR-Zeit weitgehend
vernachlidssigt und wiesen am Ende einen sehr
schlechten Bauzustand auf. Eine dritte Struktur
bilden die grofien Neubaugebiete am Stadtrand —
hier wohnen zirka 40 Prozent der Ostberliner
Bevolkerung —, in denen ,vorbildliche* Wohnbe-
dingungen in industriell errichteten Wohnkomple-
xen geschaffen werden sollten. Nach der Wende
ergriff der Wandel diese drei Strukturen in unter-
schiedlicher Weise.

1. Neubaugebiete

Die staatlichen Neubauten wurden im Zuge der
Auflosung des DDR-Staates an kommunale Woh-
nungsbaugesellschaften iibereignet, und diese star-
teten mit Hilfe staatlicher Sonderprogramme
sofort umfangreiche Sanierungs- und Modernisie-
rungsvorhaben, um die sozialistischen GroBsied-
lungen als Wohngebiete attraktiv zu erhalten. Fiir
(die Platte’, zu DDR-Zeiten der Hohepunkt des
Wohnkomforts, wurden namlich Imageverluste
und Abwanderungen befiirchtet. Beides ist einge-
treten, aber diese neuen Stddte bilden nach wie
vor ein stabiles Segment in der Wohnungsversor-
gung. Sie haben sich bisher keineswegs zu solchen
.Notstandsgebieten® entwickelt, als die sie vielen
westdeutschen Experten zundchst erschienen.
Zwar nutzen viele Haushalte mit hoherem Ein-
kommen die neuen Mdoglichkeiten und ziehen in
Kleinhaus-Gebiete im Umland, aber die meisten
verhalten sich angesichts der prekdaren Arbeits-
marktsituation lieber abwartend.

2. Altbaugebiete

Fiir die Altbaugebiete erwartete man einen Wan-
del in Bewertung und Nachfrage in anderer Rich-
tung: Aufgrund der Erfahrungen in westlichen
GroBstadten wurde fir die innenstadtnahen
Wohnquartiere mit zum Teil kleinteiliger Nut-
zungsvielfalt eine rasche bauliche Aufwertung und
ein Zuzug hoéherer Einkommensgruppen progno-
stiziert. Da faktisch fiir den gesamten Altbaube-
reich erheblicher Erneuerungsbedarf besteht, sind
fiir die Sanierung immense Investitionen notwen-
dig, die jedoch tiber die gesetzlich zulédssigen Miet-
erhohungen nicht refinanziert werden konnen —
die realen Kostenmieten konnten von den meisten
Bewohnern gar nicht bezahlt werden. Daher gibt
es Widerstand gegen eine aufwendige Sanierung,
und die Stadtplanungsbehorden haben fiir Quar-
tiere, in denen Verdringung befiirchtet wird,
Milieuschutz- bzw. Sanierungssatzungen erlassen,
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mit denen die privaten Investitionen kontrolliert
und die Mieten niedrig gehalten werden sollen.

Aus dem Zielkonflikt, niedrige Mieten und zeitge-
milBe Wohnstandards zugleich verwirklichen zu
wollen, fiihrten frither in den Westberliner Sanie-
rungsgebieten die offentlichen Zuschiisse heraus.
Heute sind diese Mittel, obwohl seit 1990 neue
Sanierungsgebiete nur noch im Osten ausgewiesen
wurden, arg geschrumpft, und die Stadterneue-
rungspolitik ist weitgehend auf private Finanzie-
rung angewiesen.

Die Wohnungen waren in der DDR von der kom-
munalen Wohnungsverwaltung verteilt worden,
auch diejenigen in den Altbauten, unabhingig
davon, ob sie in das Eigentum des Staates iiberge-
gangen oder in privatem Besitz verblieben waren.
Durch die Restitutionsregelung, nach der alle
Eigentumsiibertragungen zwischen dem 10. Januar
1933 und dem Ende der DDR riickgidngig gemacht
werden, die nicht auf freiwilliger und/oder recht-
mabBiger Grundlage vollzogen worden sind, erlan-
gen nun wieder private Eigentiimer die Verfii-
gungsrechte. Allerdings sind es nur in den
seltensten Fillen die fritheren Eigentiimer, die das
Hausmanagement iibernehmen, vielmehr wird
restituiertes Eigentum in der Regel gleich weiter-
verkauft — und tiberwiegend geht es in die Hande
von Gesellschaften iiber, deren wirtschaftliches
Interesse durch die steuerlichen Sonderabschrei-
bungsmoglichkeiten geweckt worden ist. Zwar
konnen durch diese Abschreibungsgewinne fiir
einige Zeit niedrige Mieteinnahmen kompensiert
werden, wenn die Steuerverzichte an die Mieter
,weitergegeben® werden, aber in den Ostberliner
Altbaugebieten sind nun auch solche Eigentiimer
aktiv geworden, die riide mit den Bewohnern
umgehen und sie durch einkommensstarke Zuziig-
ler ersetzen wollen. Hier zeigt der Kapitalismus
jenes Gesicht, von dem in den DDR-Lehrbiichern
immer die Rede war. Erstaunlich viele Hauser in
den Ostberliner Altbaugebieten sind inzwischen
saniert und modernisiert, aber in vielen Fillen
muBten frithere Bewohner die Wohnung riumen,
in der sie sich zu DDR-Zeiten mit bescheidenen
Mitteln ein Zuhause geschaffen hatten.

3. Stadtmitte

Der spektakuliarste Wandel vollzieht sich seit 1990
in jenem Bereich der Stadtmitte, in dem sich wéh-
rend der zwanziger Jahre die lebendigste Stadtsze-
nerie entfaltet hatte: am Potsdamer und Leipziger
Platz sowie in der Friedrichstra3e — in der ,Fried-
richstadt® also. Ankniipfend an die mythischen
Orte von GrofBstadtvitalitit und in Erwartung
einer immensen Biiroflichennachfrage wurden
dort — mit Hilfe des Investitionsvorranggesetzes,

12



das Restitutionsanspriiche auBBer Kraft setzt — sehr
rasch Investitionsentscheidungen zugunsten von
GroBkomplexen getroffen, in denen auch kleinere
Flichen fir Wohnungen und Unterhaltungsindu-
strie untergebracht werden sollen.

Am Potsdamer Platz, bis 1990 Brachland im
Grenzbereich, befindet sich eine gigantische Bau-
stelle fiir einen neuen Stadtteil. An der Friedrich-
straBe wurden neben einigen historischen Bauten
auch die meisten Neubauten aus sozialistischer
Zeit abgerissen und durch neue Gebadude ersetzt.
Einige der dortigen GroBprojekte sind bereits fer-
tiggestellt, und nach dem aggressiven ,Architek-
turstreit’, den diese entfacht hatten, ist man tber
die gediegene Schonheit des nun entstandenen
StraBBenraums erstaunt. Die Wilhelmstral3e, friher
Zentrum der Reichsregierung, ist zu DDR-Zeiten
in eine Wohnstrale umgebaut worden, und daran
wird sich wenig dndern. Weitere GroBiprojekte in
der Friedrichstadt und am Brandenburger Tor
(Pariser Platz) sind noch im Bau; fiir die Umgestal-
tung des Alexanderplatzes befindet sich ein
Bebauungsplan im Verfahren, der mehrere Hoch-
hduser zulassen soll. Da die Biiroflichennachfrage
derzeit nicht den Erwartungen entspricht, die bei
den Investitionsplanungen zugrunde gelegt wor-
den waren, stehen bezugsfertige Biirofldchen leer.
Die Investoren aus aller Welt zeigen sich dariiber
bisher jedoch nicht besonders beunruhigt, denn sie
erwarten fiir die Zeit nach dem Regierungsumzug
einen groBen Nachfrageboom.

Zwischen SchloBplatz und Alexanderplatz hat sich
noch wenig verdandert. Der sozialistische Stddte-
bau hat in diesem Teil der Stadtmitte Zeichen
gesetzt: Das Marx-Engels-Denkmal und eine park-
dhnliche Freiflaiche bis zum Fernsehturm, um-
rahmt von Wohnhochhdusern und der achtspuri-
gen Karl-Liebknecht-Strafle, prigen das Bild.
Dafiir wurde die hoch verdichtete Berliner Alt-
stadt beseitigt, und die historischen Plitze an
ihrem Rande sind zu Straflen oder Parkplitzen
aufgeweitet worden. Hier wird deutlich, was eine
mit umfassender Macht ausgeriistete Planungsbii-
rokratie, die auf Privateigentum und Bodenpreise
keine Riicksicht zu nehmen brauchte, zu leisten
imstande ist.

Diesem monumentalen Erbe will jetzt der Stadt-
entwicklungssenator zu Leibe riicken, indem -
orientiert an stiadtebaulichen Strukturen der Vor-
moderne — der historische Stadtgrundri3 dadurch
wieder hergestellt werden soll, daf3 Straen riick-
gebaut und locker bebaute Quartiere mit Neubau-
ten ergdanzt werden, um Wohnungen fiir zusitzli-
che 35000 Bewohner im Bereich der Innenstadt
zu schaffen. Dieser Plan hat zu heftigen Kontro-
versen gefiihrt. Insbesondere von Ostberliner
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Stadtplanern wird er vollig abgelehnt, weil - so der
Vorwurf - die stadtebaulichen Leistungen der
DDR in einer geschichtslosen Besserwisserei aus-
radiert werden sollen. Da die Kompetenz fiir die
Bebauungsplanung beim Bausenator liegt und die-
ser insbesondere die groBdimensionierten Durch-
gangsstraen fiir eine erhaltenswerte Errungen-
schaft halt, wird sich aber wohl noch fiir lingere
Zeit in diesem Bereich nichts dndern.

IV. Regierungsviertel

In den Jahren 1993 und 1994 gab es in der Stadt
vor allem ein Thema: Wann wird der Umzug der
Regierung stattfinden? Jeder Beamte oder Politi-
ker in Bonn, der dazu etwas Passendes oder
Gehissiges sagen wollte, konnte in der Berliner
Offentlichkeit mit der groBten Aufmerksamkeit
rechnen. Inzwischen ist GewiBBheit eingekehrt, und
Bundesbauminister Topfer genieBt, seit er Beauf-
tragter der Bundesregierung fiir den Umzug ist,
hochste Anerkennung, weil er tatsdchlich an der
Umsetzung dessen arbeitet, was die politischen
Gremien beschlossen haben.

Am Umbau des Reichstages wird seit mehr als
einem Jahr mit Hochdruck gearbeitet. Die Stand-
ortentscheidungen fiir weitere Parlaments- und
Regierungsbauten sind inzwischen getroffen, die
ersten Spatenstiche fiir die Neubauten des Kanz-
leramtes und des Bundestages getan worden. Die
erforderlichen Baugenehmigungen fiir Bonner
Sonderwiinsche erregen weniger Konflikte, seit
das Bauressort im Berliner Senat von einem CDU-
Politiker iibernommen wurde, der sich gegeniiber
den Bundesorganen weit entgegenkommender
zeigt als sein SPD-Vorginger. Die Bezirksverwal-
tungen, die in Berlin iiblicherweise Baugenehmi-
gungen erteilen, sind im Bereich des Entwick-
lungsgebietes fiir die Regierungsbauten von den
Entscheidungen ohnehin weitgehend ausgeschlos-
sen.

Im Gebiet um das Brandenburger Tor, das die
Stadtmitte zum Tiergarten hin abschlieBit, entste-
hen die Neubauten fiir die amerikanische, die bri-
tische und die franzosische Botschaft; die russische
Botschaft befindet sich bereits in der Nihe.
Andere Linder nutzen die Grundstiicke. die sie
aus der Vorkriegszeit noch besitzen, was zu einer
Wiederbelebung des alten Botschaftsareals am
siidlichen Tiergartenrand fiihrt. Japanische und ita-
lienische Botschaftsgebidude zum Beispiel haben
dort als leerstehende Erinnerungen die Nach-
kriegszeit iiberlebt. Insgesamt haben von den 183
Staaten, mit denen die Bundesrepublik diplomati-
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sche Beziehungen unterhalt, inzwischen 47 neue
Grundstiicke erworben; die Bauplanungen haben
begonnen.

So entsteht in Berlin zwar kein geschlossenes
Regierungsviertel, denn die Standorte der Ministe-
rien verteilen sich tiber den Bereich der Friedrich-
stadt, der von der Leipziger StraBe im Siiden bis
zur InvalidenstraBe im Norden und vom SchloB-
platz im Osten bis zum Reichstag am Brandenbur-
ger Tor reicht, aber die Sitze der Bundesorgane
werden sich doch innerhalb jenes Areals in der
Mitte der Stadt konzentrieren, das frither von den
Einrichtungen der Reichsregierungen gepragt war.
Das DDR-Regime hatte seine politische Zentrale
mit dem Staatsratsgebdude, mit dem ZK der SED,
dem AuBenministerium (das inzwischen abgeris-
sen wurde) und dem Palast der Republik, in dem
auch die Volkskammer tagte, auf dem Areal um
den SchloBplatz herum — also weiter 6stlich — kon-
zentriert. In das Staatsratsgebidude, das inzwischen
unter Denkmalschutz steht, wird voriibergehend
der Bundeskanzler einziehen, weil der Neubau des
Bundeskanzleramtes nicht bis zum Umzug des
Parlaments abgeschlossen sein wird. Im alten
Reichsbankkomplex, in dem das ZK der SED resi-
diert hatte, wird sich das AuBenministerium ein-
richten.

Offen ist bis heute, was mit der Flache geschehen
soll, auf der bis in die sechziger Jahre das vom
Bombenkrieg beschidigte Stadtschlof3 der preuf3i-
schen Konige gestanden hatte. Soll der dort ste-
hende Palast der Republik abgerissen werden?
Was konnte an seiner Stelle, im Zentrum der
Mitte, neu entstehen? Dafiir gibt es bisher weder
ein akzeptiertes Bau- noch ein Nutzungs- oder
Finanzierungskonzept. Entschieden ist bisher
allein, daf3 der Palast vom Asbest befreit werden
soll — und das heiflt, da danach nur noch ein
Stahlgerippe stehen bleiben wird. Befiirworter
einer historischen Rekonstruktion des Schlosses
gibt es bis in die Landesregierung hinein, Verteidi-
ger des Palastes der Republik vor allem aus der
Ostlichen Stadthilfte, und fast wochentlich werden
neue Ideen fiir eine vollige Neubebauung vorge-
stellt, wobei es an Beschworungen historischer
Tiefe und erlosender Identitédtsstiftung nie man-
gelt. Niemand mag sich vorstellen, in welche Situa-
tion Berlin mit seiner groBraumigen Mitte gekom-
men wire, wenn der Bundestag am 20. Juni 1991
anders entschieden hitte.

Die Situation in der Stadt war nach der Beseiti-
gung der Grenzanlagen, nach der Auflosung des
DDR-Regierungsapparates und nach der Vereini-
gung der beiden Stadtregierungen historisch ein-
malig: Im Zentrum einer Millionenstadt waren
plotzlich riesige unbebaute Flachen verfiigbar; fiir
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eine groBe Zahl von Gebduden in offentlichem
Eigentum mufiten neue Nutzungen bestimmt wer-
den, und aufgrund einer horrenden Wachstumser-
wartung war im Immobiliengewerbe das Investi-
tionsfieber ausgebrochen. Berlin war aus seiner
politisch begriindeten Isolation ins Zentrum der
Aufmerksamkeit des internationalen Immobilien-
kapitals geriickt. Private und offentliche Interes-
senten planten gegen- und miteinander, auBer eini-
gen gestalterischen Grundsidtzen zur Traufhohe
der Gebaude und zum StraBenraum gab es kein
zusammenhingendes Konzept fiir den iiberra-
schend hereingebrochenen Wandel. Wo hitte es
auch herkommen sollen, und wer hitte es erstellen
konnen? Architekten warfen, noch ehe sich die
neu zusammengesetzte Stadtgesellschaft finden
und iiber ihre zukiinftige Gestalt befinden konnte,
rasch ihre grofvolumigen .Visionen® aufs Papier,
die von Investoren begeistert aufgegriffen und von
einem tapferen Stadtbaudirektor in bescheidenere
Bahnen gelenkt wurden. Noch ehe die sikulare
Zasur richtig begriffen, geschweige denn verarbei-
tet werden konnte, wurde Berlin zu dem, was es
heute noch ist: zu einer gigantischen Baustelle, auf
der jetzt Hiillen und Strukturen fiir ein neues
Gebilde gebaut werden, dessen Stadtqualititen
erst im nédchsten Jahrtausend zutage treten und
beurteilt werden kénnen.

V. Wirtschaftlicher Strukturwandel

Dal} es noch viele Leerstellen im Bild der neuen
Mitte und noch viele verdnderungsbediirftige
Strukturen aus der Vergangenheit gibt, ist unver-
meidlich — und wohl auch gut, denn eine lebendige
Stadt entsteht weniger durch Zeichnungen am
Reif3brett als durch die Aktivititen ihrer Bewoh-
ner, Geschiaftsleute und sonstigen Nutzer. Die
Stadt hat liberdies zur Zeit andere Probleme, die
eigentlich die ganze Aufmerksamkeit auf sich zie-
hen miiflten, und die aus einem Zustand resultie-
ren, den sich in dieser Stadt vor fiinf Jahren noch
niemand vorstellen konnte: dem der Wachstums-
schwiche. Da nun auch die Berliner im Umland
wohnen koénnen, ist die Bevolkerungszahl der
Stadt seit dem vergangenen Jahr riicklaufig, die
Zahl der Arbeitspldtze nimmt ab und die Finanz-
not der offentlichen Haushalte ist dramatisch.
Dies sind Gegebenheiten, die die meisten GroB-
stdadte der westlichen Welt seit 20 Jahren gut ken-
nen, aber in Berlin hatte man sich in den letzten
Jahren vor allem mit Wachstumsszenarien beschéf-
tigt, und der Strukturwandel, der nun in kiirzester
Zeit ablduft, entfaltet seine Wirkungen mit aller
Waucht. Dies hat vor allem politische Ursachen.
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Tabelle 1: Entwicklung der Zahl der Erwerbstiitigen in Berlin (in 1 000)

1990 1992 1995

Berlin | Ost | West | Berlin| Ost | West | Berlin | Ost | West

insgesamt 1736 762 974 | 1598 3330V LB66N T 1:533 495 | 1038
—in Prozent von 1990 92 70 109 88 65 106
produzierendes Gewerbe 534 241 293 440 140 300 375 125 251
—in Prozent von 1990 82 58 102 70 52 86
davon verarbeit. Gewerbe 384 176 207 278 73 204 206 52 155
—in Prozent von 1990 72 41 99 54 29 75
‘Di-::ns.tleistungsunternehmen 329 107 222 385 116 269 434 140 294
— in Prozent von 1990 117 108 121 131 131 132
Staat 441 229 212 351 135 217 S 100 223
—in Prozent von 1990 80 59 102 - 73 44 105

Quelle: Statistisches Landesamt Berlin.

1. Arbeitsplitze

Seit der Vereinigung vollzieht sich auf dem Berli-
ner Arbeitsmarkt ein tiefgreifender Strukturwan-
del, der das Ergebnis vor allem von zwei Veridnde-
rungen ist: Zum einen ist das produzierende
Gewerbe einem quantitativen und qualitativen
Anpassungsproze3 unterworfen, in dem sich Zahl
und Art der Arbeitspldtze den Strukturen anné-
hern, die inzwischen auch in anderen GroBstidten
normal geworden sind; und zum anderen wird der
vergleichsweise hohe Besatz mit Arbeitspldtzen im
offentlichen Dienst abgebaut. Im Ergebnis heif3t
dies, daf3 in Berlin — bei gestiegener Bevolkerungs-
zahl — im Jahre 1995 insgesamt etwa zwolf Prozent
weniger Arbeitspldatze als im Jahr 1990 zu ver-
zeichnen waren.

Aus verschiedenen Griinden hatten sich bis 1989
in beiden Teilen der Stadt Beschiftigungsstruktu-
ren herausgebildet, denen nach der Vereinigung
die Grundlage entzogen wurde. Der Ostteil war
.Hauptstadt der DDR®, und daher beschiftigte der
aufgebldhte Staatsapparat (inklusive der horren-
den Zahlen von Beschiftigten im ,Sicherheitsbe-
reich’) einen ungewohnlich hohen Anteil der
Erwerbstitigen. AuBerdem befanden sich auf Ost-
Berliner Gebiet viele grof3e Industriebetriebe, die
aufgrund ihrer niedrigen Produktivitit eine grofie
Masse von Industriearbeitern beschiftigten. Wie
in den neuen Bundeslindern allgemein brachen
mit der Auflosung des Staates und im Zuge der
Privatisierung der Gewerbebetriebe die meisten
dieser Arbeitspldtze weg. Zwischen 1990 und 1995
gingen in Ost-Berlin 56 Prozent der Arbeitsplitze
beim Staat und 48 Prozent im produzierenden
Gewerbe verloren — im verarbeitenden Gewerbe
blieben sogar nur 29 Prozent der Arbeitsplitze
von 1990 tibrig.
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Der Westteil der Stadt wire aufgrund seiner poli-
tisch verursachten 6konomisch isolierten Lage seit
1950 aus eigener Kraft nicht iiberlebensfihig
gewesen. Da West-Berlin in der globalen Konfron-
tation zwischen dem kommunistischen Block und
den NATO-Staaten eine exponierte Position ein-
nahm, wurde die Teilstadt durch Geldzufuhr sub-
ventioniert. Um die Abwanderung der Bevolke-
rung zu verhindern, erhielten die Beschaftigten
eine ,Berlin-Zulage*® von acht Prozent ihres Brut-
tolohns, ,Zitterpramie® genannt; die Unternehmen
wurden vielfdltig subventioniert, wobei fataler-
weise solche Fertigungsarbeitsplitze angelockt
bzw. konserviert wurden, deren Anzahl in anderen
GroBstadten bereits seit den siebziger Jahren kon-
stant abnahm. Nach der ,Berlin-Blockade® 1948/49
hatten die meisten Leitungen groBBer Betriebe die
Stadt verlassen und sich in krisensicheren west-
deutschen Regionen (vor allem in Siiddeutsch-
land) angesiedelt. Damit verlor das produzierende
Gewerbe in West-Berlin einen Grof3teil derjenigen
Beschiftigungsbereiche, die fiir die wirtschaftliche
Entwicklung heute von hochster Bedeutung
wiren: die hochrangigen Unternehmensfunktio-
nen mitsamt ihren Forschungs- und Entwicklungs-
abteilungen. Das sagenhafte Wachstum einiger
westdeutscher Stiddte in der Nachkriegszeit ver-
dankte sich der politisch verursachten Dezentrali-
sierung von Funktionen, die in der ersten Hilfte
des 20. Jahrhunderts Berlins wirtschaftliche Stirke
ausgemacht hatten: Das Bankenzentrum wurde
nach Frankfurt am Main verlagert, die zentral-
staatliche Regierung nach Bonn, die Medienwirt-
schaft expandierte in Hamburg und Miinchen.
Aufgrund ihrer besonderen staatsrechtlichen Si-
tuation — die Stadt stand formell bis 1990 unter
Besatzungsrecht — wurden wihrend der gesamten
Nachkriegszeit auch keine hochrangigen interna-
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Tabelle 2: Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Berlin (1990 = 100)

Jahr Berlin gesamt West-Berlin Ost-Berlin
davon
Deutsche Ausldnder

1990 100 100 100 100 100

1991 140 110 104 140 189

1992 145 133 122 190 165

1993 145 143 132 203 150

1994 148 109 142 227 136

1995 153 161 147 239 141 i
1996 169 177 160 269 156

Quelle: Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg: Statistisches Jahrbuch Berlin 1995; eigene Berechnungen.

tionalen Institutionen angesiedelt. Neben einer
konservierenden Subventionspolitik, die die
Modernisierung der Berliner Industrie aufhielt,
wurde aus arbeitsmarktpolitischen Griinden in
West-Berlin auBBerdem die Beschiftigung im
offentlich finanzierten Bereich ausgedehnt, vor
allem in Bundesiamtern und im Bereich Wissen-
schaft und Kultur.

Nach der Vereinigung brach im Ostteil Berlins das
staatlich finanzierte Beschéftigungssystem zusam-
men, im Westteil wurden innerhalb kurzer Zeit
alle Berlin-spezifischen Subventionen abgebaut,
was BetriebsschlieBungen und Arbeitsplatzabbau
und damit einen Verlust von insgesamt iiber
200 000 Arbeitspldtzen seit 1990 zur Folge hatte.
Wihrend im Ostteil die Gesamtzahl der Arbeits-
platze zwischen 1990 und 1995 um etwa ein Drittel
abnahm, war im Westteil ein Anstieg um ca. 10
Prozent zu verzeichnen (vgl. Tabelle 1). Im verar-
beitenden Gewerbe fielen in Ost-Berlin innerhalb
von zwei Jahren mehr als die Hilfte der Arbeits-
plitze weg, 1995 waren nur noch weniger als ein
Drittel des Bestandes von 1990 vorhanden; in
West-Berlin sank die Zahl der Arbeitsplitze in
diesem Bereich zundchst noch langsam, um dann
ebenfalls kraftig zu fallen. Diese Entwicklung im
Westteil ist auf den ,Vereinigungsboom® zuriick-
zufithren, der eine hohe Nachfrage nach Konsum-
giitern bewirkte und damit voriibergehend den
ebenfalls negativen Trend in diesem Beschéfti-
gungsbereich aufhielt. Beim Staat wurde die Zahl
der Arbeitspldtze im Ostteil zwischen 1990 und
1995 von 229 000 auf 100 000 reduziert.

Vergleicht man den Strukturwandel in Ost-Berlin
mit Stddten in den alten Bundeslédndern, dann las-
sen sich Verdnderungen in é&hnlich dramatischem
AusmalB nur bei den Industriestddten des Ruhrge-
biets beobachten. So ist z. B. die Zahl der Beschif-
tigten im produzierenden Gewerbe auch in Ober-
hausen um 53 Prozent und in Gelsenkirchen um 54
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Prozent gefallen - allerdings im Zeitraum von
1960 bis 1985, also in 25 Jahren, wahrend sich der
Arbeitsplatzabbau in Ost-Berlin in gleichem Um-
fang innerhalb von nur fiinf Jahren vollzog! '

2. Arbeitsmarkt

Der Strukturwandel hat zwischen 1990 und 1996
zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit in der Stadt
insgesamt um 69 Prozent gefiihrt; in West-Berlin
nahm die Zahl der Arbeitslosen dabei um 77 Pro-
zent zu, in Ost-Berlin um 56 Prozent (vgl. Tabelle
2). Die Arbeitslosigkeit im Ostteil ist geringer als
im Westteil, weil dort der Arbeitsmarkt durch
Frithverrentung, ArbeitsbeschaffungsmalBnahmen
und durch ca. 130000 Pendler in den Westteil
.entlastet* wird. Die Arbeitslosenquote im Januar
1997 lag in West-Berlin bei 17,4 Prozent, im Ost-
teil bei 15,9 Prozent. Da im Westen die Beschifti-
gung im Dienstleistungsbereich expandiert, wih-
rend sie bei industriellen Fertigungstitigkeiten
stark abnimmt und zusatzlich zirka 150000
Arbeitspldtze von Umlandbewohnern (Einpend-
ler) besetzt sind, sind vor allem die in der Stadt
lebenden Ausldnder vom Anstieg der Arbeitslosig-
keit betroffen. Bei den Ausldandern in West-Berlin
ist die Zahl der Arbeitslosen seit 1990 um 169 Pro-
zent gestiegen, hat sich also mehr als verdoppelt.

3. Finanzen

Vor der ,Wende‘ wurde der Haushalt von West-
Berlin zuletzt zu 60 Prozent aus dem Bundeshaus-
halt finanziert. Dies wurde politisch begriindet mit
dem Standortnachteil der Stadt, der zu niedrigeren
Steuereinnahmen als anderswo fiihrte, und mit der
Notwendigkeit, die Wirkung dieser Standortnach-
teile auf dem Arbeitsmarkt durch eine stdrkere
Beschiftigung im 6ffentlichen Dienst zu kompen-
sieren. AuBerdem sollte die Infrastruktur der Stadt
in attraktiver Weise ausgebaut werden, um
Abwanderungen zu verhindern und Besucher in
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die Stadt zu locken. Andere Moglichkeiten, der
politischen Rolle West-Berlins eine materielle
Grundlage zu geben, sahen weder Bundestag noch
Bundesregierung.

Nach einer kurzen Ubergangszeit wurden diese
Subventionen gestrichen. Berlin ist heute in den
Landerfinanzausgleich einbezogen und erhilt —
wie jedes Bundesland in vergleichbarer Situation —
Ergianzungszuweisungen des Bundes sowie Mittel
aus dem Aufbauprogramm Ost. Der Umfang die-
ser Transfers, die im Jahre 1994 auf einen Einwoh-
ner der gesamten Stadt Berlin entfielen, ist um
mehr als die Hilfte niedriger als der Betrag, der
noch 1990 pro Westberliner Einwohner in den
Landeshaushalt floB. Das Finanzierungsdefizit hat
sich dadurch vervielfacht, die Kreditmarktschul-
den haben sich von 1989 bis 1994 auf 9 054 DM/
Einwohner nahezu verdoppelt®.

Die Haushaltssituation der Stadt ist nicht nur aktu-
ell dramatisch, vielmehr ist bisher auch noch nicht

zu erkennen, wann und auf welchem Niveau eine .

Konsolidierung zu erwarten wire. Seit der Regie-
rungsbildung im Friithjahr 1996 wird von der sozial-
demokratischen Finanzsenatorin Annette Fug-
mann-Heesing versucht, die finanzielle Schieflage
durch eine Politik der strikten Ausgabenkiirzung
zu bewiltigen. Dafiir werden eine Verschirfung
der konjunkturellen Krise und der Arbeitsmarkt-
probleme sowie ein unkalkulierbarer Kahlschlag
im Wissenschaftsbereich in Kauf genommen.

Die Situation ist duBerst verzwickt: Der Abbau
von 23 000 Vollzeitstellen im offentlichen Dienst
zwischen 1992 und 1995 hat noch zu keiner Absen-
kung der Personalausgaben gefiihrt, weil die Ein-
sparungen durch Tariferhohungen und dem Land
verbleibende Kosten fiir pensionierte oder in den
Ruhestand versetzte Beamte iiberkompensiert
werden. Die Kiirzungen bei Sachausgaben fiihren
zu geringeren Steuereinnahmen und erhohten
Sozialausgaben — insgesamt ein Teufelskreis, bei
dem noch nicht absehbar ist, ob ihm die Landesre-
gierung auf dem eingeschlagenen Kurs, sich am
eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen zu wollen,
uberhaupt entkommen kann. Denn es handelt sich
ja nicht um die normalen Probleme, die angesichts
des 6konomischen Strukturwandels in jeder GroB-
stadt auftreten, sondern um einen Problemstau,
der durch die Teilung Deutschlands und deren
politische Bearbeitung geschaffen wurde und der
nun innerhalb kiirzester Zeit seine ganze Drama-
tik entfaltet, weil zu seiner Bewiltigung nur noch
Mittel in einer Hohe zur Verfiigung stehen, die
auch anderen Lindern ohne dieses spezifische
Erbe zugestanden wird.

2 Vgl. DIW-Wochenbericht, 22 (1995) 45, S. 773 L.
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Seit das Finanzdebakel offenbar und bewuft
geworden ist, traut sich in Berlin keine politisch
relevante Partei, weitere Zuwendungen aus dem
Bundeshaushalt zu verlangen. Zu groB3 sind die
Wunden und Befiirchtungen, die der immer wie-
der in Frage gestellte Vollzug des Umzugsbe-
schlusses fiir Bundestag und Bundesregierung in
den letzten Jahren hinterlassen hat. .Die Bonner*
sollen auf keinen Fall gereizt oder dadurch
erschreckt werden, daf3 sich die neue Hauptstadt
als hilfsbediirftige Metropole darstellt. Daf} sich in
Berlin die SPD zum Vorreiter einer ,L.osung aus
eigener Kraft® gemacht hat, mag ihr vielleicht einst
die Bewunderung von Finanzhistorikern eintragen,
bei den néchsten Parlamentswahlen wird sie dies
voraussichtlich aber weitere Stimmen kosten.

Die Auswirkungen der Finanzkrise auf Ost- und
West-Berlin konnen nur sehr schwer miteinander
verglichen werden. Im Ostteil andert sich der
gesamte gesellschaftliche Kontext der alltidglichen
Lebensfithrung, und innerhalb dieses Wandels
machen die unterschiedlich betroffenen Gruppen
ihre je eigenen Bilanzen auf: Einem allgemeinen
Einkommenszuwachs und einer raschen Ver-
besserung der Wohnverhiltnisse stehen Arbeits-
platzverluste und stark steigende Wohnko-
stenbelastungen gegeniiber. Mittel fiir den
Infrastrukturausban, fiir Wohnungsbau und Stadt-
erneuerung sind in den vergangenen fiinf Jahren
auf den Ostteil der Stadt konzentriert worden.
Viele West-Berliner haben durch den Wegfall der
Berlin-Zulage reale Einkommensverluste erlitten,
wahrend die Wohnkosten auch ohne tatsdchliche
Verbesserungen im Durchschnitt um 30 Prozent
gestiegen sind. Die Arbeitslosigkeit ist auch im
Westen gestiegen, und die 6konomischen Perspek-
tiven lassen noch keine nachhaltige Verbesserung
der Lage erkennen.

Die Zahl der Erwerbstdatigen in der Stadt wird
nach einer Prognose des Deutschen Instituts fiir
Wirtschaftsforschung® bis zum Jahre 2010 weiter
abnehmen, da sowohl die Dezentralisierung der
Arbeitsplatzentwicklung (Berlin hat ja nun wieder
ein Umland!), die sich in allen Ballungsregionen
vollzieht, als auch der noch keineswegs abge-
schlossene Strukturwandel der stadtischen Okono-
mie per Saldo zu keinem Arbeitsplatzwachstum im
kommenden Jahrzehnt fithren werden.

Diese Entwicklung wird auch dadurch nicht umge-
kehrt, daB die Stadt Berlin Sitz von Bundestag,
Bundesrat, Kanzleramt und einigen Bundesmini-
sterien wird. Zwar wiren ohne diesen Bedeutungs-
gewinn der Stadt im nationalen und internationa-
len Kontext die Perspektiven der dkonomischen

3 Vgl. DIW-Wochenbericht, 23 (1996) 37, S. 609613
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Entwicklung vollkommen diister, aber daB dieser
einen so raschen und nachhaltigen Effekt haben
konnte, daB3 Schrumpfen in starkes Wachstum ver-
kehrt wird, glaubt kein seridser Betrachter der
Szene. Die moglichen 6konomischen Effekte des
Umzugs der ,Verfassungsorgane® sind lediglich

indirekte, die Kompensationseffekte fiir die
Beschiftigung in der Stadt gegeniiber den Wirkun-
gen des aufgestauten Strukturwandels eher gering.
Berlin wird genau so viele Arbeitsplitze bei Bun-
desbehorden durch Verlagerung verlieren wie die
Stadt durch den Umzug von Kanzleramt, Ministe-
rien und Parlament gewinnen wird. Diese Null-
Losung kann die groen Hoffnungen, die von der
Berliner Politik und Wirtschaft auf den Umzug als
Problemldser gesetzt werden, also nicht rechtferti-
gen. Die Wachstumshoffnungen kdénnen sich nur
auf den Bedeutungszuwachs griinden, denn selbst
wenn man die Zahl der Folgeumziige von Bot-
schaften und Verbdnden sowie die durch unmittel-
bare Nachfrage des Regierungsapparats entstehen-
den Arbeitsplidtze im Dienstleistungsbereich auf
20 000 schatzt, ist dies in einer 3,5-Millionen-Stadt
quantitativ kein iibermiBig gewichtiger Beitrag
zur Losung der Arbeitsmarktprobleme.

VI. Zukunft

Die Stadt Berlin befindet sich in einer Ubergangs-
phase, in der ihre wirtschaftlichen Strukturen in
einer neuen Umwelt neu formatiert werden miis-
sen. In der Zeit der Teilung wurden frithere Funk-
tionen unwiederbringlich verlagert. Die expo-
nierte Rolle als ,Schaufenster des Westens'
einerseits, Zentrale des DDR-Sozialismus anderer-
seits hat sich durch die Auflésung des kommunisti-
schen Systems und das Ende des Ost-West-Kon-
flikts in ein schweres Erbe verwandelt. Die von
politischen Bekenntnissen getragene Solidaritit
mit der geteilten Stadt ist ohne langen Zeitverzug
einer Konkurrenzsituation gewichen.

Die Entscheidung, den Sitz der Verfassungsorgane
von Bonn nach Berlin zu verlagern, fiel nur mit
duBerst knapper Mehrheit, und die folgenden
Revisions- bzw, Verhinderungsversuche zeigten, in
welch rauhem Wind die Bemithungen der Stadt in
der Zukunft stehen werden, sich den verdnderten
Verhiltnissen anzupassen. Die in Berlin vielfach
gedullerte Ansicht, die politische Rolle als Sitz der
Bundesregierung werde genfigen, das Fundament
flr die Bewiltigung der nun aufgebrochenen
Strukturprobleme abzugeben, ist vollkommen
unrealistisch, denn aus dieser Funktion ergeben
sich keine hinreichenden AnstoBe flir die Entwick-
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lung einer neuen 6konomischen Struktur fiir eine
Stadtregion mit nahezu fiinf Millionen Einwoh-
nern.

Berlin war im ersten Drittel dieses Jahrhunderts
der Prototyp einer ,Stadt der Moderne‘. Gerade
weil sich die Stadt erst im 18. und 19. Jahrhundert
zu einem Ort mit iliberregionaler Bedeutung ent-
wickelt hatte, stellten sich der stiirmischen Ent-
wicklung so wenig Hindernisse entgegen. Weder
ein alteingesessenes Biirgertum noch eine lokale
Folklore behinderten den Aufstieg einer offenen
Stadt — offen fiir Zuwanderer und offen fiir eine
neue Kultur. Die jiidischen Bewohner waren ein
wesentliches Element der innovativen und welt-
offenen Urbanitédt. Berlin war das Zentrum eines
mittelosteuropdischen Entwicklungsraumes. Ne-
ben Maschinenbau und Elektroindustrie und den
mit der Bildung des Kaiserreiches verbundenen
Funktionen eines Zentrums fiir Politik, Militir
und Finanzkapital konzentrierten sich in Berlin die
Institutionen, die den Aufstieg der Medienindu-
strie einleiteten: Presse, Film und Rundfunk. Die
Vitalitdt der Stadt ergab sich aus ihren Verbindun-
gen nach Osten und Westen. Die Medien verbrei-
teten dieses Bild der modernen Stadt — und das
brachte Berlin schon damals ebenso viele Bewun-
derer wie Gegner ein.

Deutscher Faschismus und sowjetischer Kommu-
nismus haben die Zukunft, die sich darauf hitte
bauen lassen, zerstort. Die Aufteilung der Zen-
trumsfunktionen und die funktionale Integration
der Bundesrepublik in die Okonomie der westli-
chen Welt nach dem Zweiten Weltkrieg haben eine
Struktur geschaffen, in die die neue Hauptstadt
heute nicht umstandslos wieder eingebaut werden
kann. Berlin wird neue Funktionen ausbilden miis-
sen, auBer dem Regierungssitz wird der Stadt
nichts zuriickgegeben werden. Die deutsche Verei-
nigung hat weder den Foderalismus bedroht, noch
haben die westdeutschen Regionen nach der Verei-
nigung Funktionen abgeben miissen - Rezentrali-
sierung ist weder eine wiinschenswerte noch eine
mogliche Zukunft fiir Berlin. Die neuen Funktio-
nen konnen sich nur aus der Wiederbelebung des
mitteleuropdischen Kultur- und Wirtschaftsraumes
ergeben, nur in einer solchen neuen Struktur wird
Berlin wieder eine europédische Metropole werden.
Das heif3t auch, daB die neue deutsche Hauptstadt
in der Republik, die sich nach dem Ende der kom-
munistischen Systeme neu formiert hat, nur dann in
ihrer neuen Rolle akzeptiert wird, wenn sich die
Koordinaten in Europa (und damit in Deutschland)
insgesamt verschieben. Wie Berlin mit seinen
Strukturbriichen fertig werden kann, héngt also wie
in den vergangenen 50 Jahren — mehr als bei ande-
ren Stéddten - von internationalen Entwicklungen
ab. Die Perspektiven, die sich aus der Prognose von
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Trends und aus dem Vergleich mit der Entwicklung
in anderen GroBstidten ergeben, sind nicht beson-
ders ermutigend, aber dabei handelt es sich doch
immer um Einschiatzungen, die auf der Verldange-
rung von Bekanntem beruhen. In Zeiten eines glo-
balen Strukturwandels sind solche Projektionen
allerdings unsicherer denn je.

Daf jedes Ende der Anfang von etwas Neuem
sein kann, ist nicht nur eine Phrase. Subventions-
kultur und Subventionsbkonomie haben ein
abruptes Ende gefunden. Die ©6konomischen
Akteure in der Stadt sind dabei, sich in dem radi-
kal veridnderten Umfeld neu zu orientieren — und
dieser Prozel3 dauert langer, als am Anfang dieses
Jahrzehnts alle gedacht haben. Durch politische
Steuerung ist nur wenig zu beeinflussen, welche
ihrer vielfiltigen Potentiale die Stadt zukiinftig
entfalten kann. Wie es immer in Zeiten des Uber-
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gangs der Fall ist, zeigen sich auch jetzt in Berlin
Transformationen und Transzendierungen des
Hergebrachten — und seien es vorldufig nur Orte
einer innovativen Kultur und einer schrédgen
Szene, wie sie sich z. B. in der ostlichen Stadthilfte
herausgebildet haben, die ungekldrte Eigentums-
verhiiltnisse und eine verrottete Bausubstanz zu
nutzen verstanden. Sie nidhren sich aus dem Reiz-
klima der nachwirkenden Spaltung — Orte einer
experimentellen Nach-Teilungs-Kultur. Im Scheu-
nenviertel und im Prenzlauer Berg wird erkenn-
bar, welche urbane Vitalitat von einer Umbruchs-
situation ausgehen kann, in der noch keine
einzelne Macht die zentrale Regie iibernehmen
konnte. Mit der Beseitigung der Ost-West-Grenze
in Europa ging die Nachkriegszeit zu Ende, damit
ist auch Berlin in ein neues Zeitalter eingetreten.
Seine noch unklare Zukunft wird sich nur in die-
sem neuen Europa herausbilden.
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Herbert Schneider

Stadtentwicklungspolitik und lokale Demokratie
in vier Grof3stadten

Eine empirische Untersuchung

I. Einleitung

Ausgangspunkt der hier vorgestellten Untersu-
chung ist der ,Stadtentwicklungsplan 2010* Hei-
delbergs. Erfordernisse der Verwaltungssteuerung,
Akzeptanzprobleme in der Biirgerschaft und
finanzielle Priorititenzwinge haben fast gleichzei-
tig auch andere Stadte dazu veranlaBt, sich wieder
mittelfristiger und ganzheitlicher Stadtentwick-
lungsstrategien zu bedienen. Deren Renaissance
zeichnet sich durch eine ihrer Individualitit entge-
genkommende Strategievielfalt aus. Im Unter-
schied zur Stadtentwicklungsplanung der siebziger
Jahre beschrinkt sich die Beteiligung dabei nicht
auf kommunale Planungsamter und private Inve-
storen, sondern es werden auch die die Stadtent-
wicklung mitgestaltenden kommunalen Krifte ein-
bezogen'. Daraus ergibt sich die Frage, wie mit
Stadtentwicklungsstrategien die lokale Demokra-
tie verdandert werden kann.

Die lokale Demokratie stellt kein Abbild der ver-
gleichsweise starker reprasentativ ausgeformten
und vor allem mit Richtungsentscheidungen
befalten Landes- und Bundesebene dar. Zwar
muB} jede Gemeinde eine unmittelbar gewihlte
Volksvertretung besitzen, doch besteht auf lokaler
Ebene die Moglichkeit einer weiter gehenden Biir-
germitwirkung. Sie ist aber auch die Wiege einer
ausgedehnten und ausdifferenzierten, sich mit
Einzelfall- und Projektentscheidungen beschifti-
genden Leistungsverwaltung. Die ausgebauten
biirgerschaftlichen Mitwirkungsrechte bzw. -mog-
lichkeiten und die starke Verwaltungsprisenz
bestimmen weithin die Struktur und Arbeitsweise
der lokalen Demokratie’. Doch muB differenziert
werden: Im Unterschied zu noch ibersichtlichen
Landgemeinden und Kleinstiddten ist mit einer

1 Vgl Gerd Albers, Stadtentwicklungsplanung, in: Roland
Roth/Hellmut Wollmann (Hrsg.), Kommunalpolitik. Poli-
tisches Handeln in den Gemeinden, Bonn 1993, S. 402.

2 Vgl. Wolfgang Gessenharter, Warum neue Beteiligungs-
modelle auf kommunaler Ebene?, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 50/96, S.3-13; Oscar W. Gabriel (Hrsg.),
Kommunale Demokratie zwischen Politik und Verwaltung,
Miinchen 1989,
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unmittelbaren Biirgerbeteiligung und -mitwirkung
in Grofstadten oft nur dort zu rechnen, wo Bau-
vorhaben die Stadtidentitit beriihren oder Ver-
kehrsprobleme das Wohnumfeld in Mitleiden-
schaft ziehen.

Das Thema ,,Stadtentwicklungspolitik und lokale
Demokratie* behandle ich aufgrund von Ergebnis-
sen einer kurz vor dem Abschluf3 stehenden groB3e-
ren Untersuchung ,Stadtentwicklung als politi-
scher ProzeB*®. Thre zunichst auf Heidelberg
begrenzte empirische Basis habe ich durch den
Einbezug von drei weiteren GroBstadten ausge-
baut. Deren Auswahl wurde nicht von Gemein-
samkeiten, sondern von Unterschieden wie
Gemeindeordnung, Problemlage und Strategie-
konzept bestimmt.

II. Stadtentwicklungsstrategien
in grof3stadtischen
Untersuchungsorten

1. Die Stadt am FluB: ,,Stadtentwicklungsplan
Heidelberg 2010

Die Stadt am Neckar feierte im Jahre 1996 ihren
800. Geburtstag. In ihrer Geschichte war sie
immer — um mit Max Weber zu sprechen — eine
.Konsumentenstadt“®. Sie lebte weitgehend von
Transfereinkommen, zunidchst als Residenzstadt
der Kurpfalz, nach dem 1720 erfolgten Wegzug des
Hofes und der Zentralbehérden nach Mannheim
vor allem von der Anfang des 19.Jahrhunderts
wiederbegriindeten Universitdt und von dem mit
der Romantik einsetzenden Fremdenverkehr. Es
hat sich daher in Heidelberg kein bodenstdndiges
Handels- und Gewerbebiirgertum in einem gro-
Beren Umfang herausgebildet; die Stadtent-
wicklungspolitik wurde bis zum Ende des Ersten
Weltkrieges von den der Gewerbeansiedlung

3 Herbert Schneider, Stadtentwicklung als politischer Pro-
zef} — Stadtentwicklungsstrategien in Heidelberg, Wuppertal
Dresden und Trier, Opladen (i.E.).

4 Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Kéln — Berlin
1964, S. 925.
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abweisend gegeniiber stehenden Privatiers und
Universitidtsangehorigen bestimmt. Erst 1952 ist
ein eigenes Amt fiir Wirtschaftsforderung einge-
richtet worden. Von den Bombenangriff des Zwei-
ten Weltkrieges verschont, wuchs die Bevolkerung
Heidelbergs durch den Zuzug von Amerikanern
und zahlreichen deutschen und ausldndischen
Zuwanderern: von 84 000 (1939) iiber 125000
(1961) auf 132 000 (1995) Einwohner. Die Stadt
begegnete dem zunehmenden Wohnungsbedarf
durch den Bau der Trabantensiedlungen Boxberg
und Emmertsgrund. Als dynamische, durchset-
zungsfahige und weitsichtige Personlichkeit hat
Reinhold Zundel die dem (Ober-)Biirgermeister
eingerdumten Befugnisse und Moglichkeiten der
baden-wiirttembergischen Gemeindeordnung voll
ausgeschopft und der von 1966 bis 1990 wéhren-
den Amtszeit seinen Namen gegeben: Die Ara
Zundel — das war fiir die einen die Modernisierung
Heidelbergs, Rathauseffizienz und Altstadterneue-
rung, fiir die anderen Kommunikationsverweige-
rung und Rechthaberei. Sein programmatisches
Bekenntnis — ,,Ich kann mir kein Heidelberg vor-
stellen, iiber das die Kiaseglocke absoluter Scho-
nung gestiilpt wire*> — verwirklichte er durch die
Ansiedlung von GroBforschungsanlagen, die
Erneuerung der Altstadt und die City-Bildung am
Bismarckplatz. In Konkurrenz mit dem benachbar-
ten Mannheim sollte Heidelberg auch im Einzel-
handel- und Dienstleistungsangebot den Rang
eines attraktiven Oberzentrums einnehmen.
Damit hoffte er auch, die chronischen Finanznote
der Stadt beheben zu konnen. Der vom Gemein-
derat nach kontroversen Debatten 1974 beschlos-
sene Stadtentwicklungsplan blieb jedoch ohne
grofle Wirkungen. Die Heidelberger Stadtentwick-
lung folgte weiterhin der voluntaristischen Stiick-
werkspolitik des OB.

Der , Aufgabenfiihrer” Zundel trat 1990 zuriick.
Ihm folgte 1991 die ,,Verfahrensfiihrerin® Beate
Weber. Sie sah es als Aufgabe der politischen Fiih-
rung an, ,Diskussionen iiber das Notwendige
anzustoBen, sie so zu organisieren, da3 die Betrot-
fenen und Beteiligten ernsthaft sich darum be-
mihen, den Konsens zu suchen, indem sie den
Konflikt nicht scheuen“®. Die neugewihite Ober-
biirgermeisterin setzte Planungsprozesse auf ver-
schiedenen Ebenen und Gebieten in Gang. Fiir sie
stellt die Planung nicht nur ein Verwaltungssteue-
rungsinstrument, sondern auch ein Beteiligungs-
und Kommunikationsmittel dar. So fand das in
einem Diskussionsverfahren erarbeitete Touris-

5 Zitiert nach Dieter Haas, Heidelberg 1918-1995, in: El-
mar Mittler (Hrsg.), Heidelberg. Geschichte und Gestalt,
Heidelberg 1996, S. 510.

6 Vgl SGK Aktuell 1994, S. 8 (SGK = Sozialdemokratische
Gemeinschaft fiir Kommunalpolitik).
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musleitbild und das oft publizistisch als Ausdruck
der Biirgerbeteiligung gepriesene, im Grunde
genommen aber — jede interessierte Gruppierung
konnte daran mitwirken — einen offenen Pluralis-
mus verkorpernde Verkehrsforum bundesweite
Aufmerksamkeit. Beide leisteten wichtige Vorar-
beiten fiir den 1994 in Angriff genommenen Stadt-
entwicklungsplan Heidelberg 2010 und vor allem
fiir die in den Jahren zuvor vorgenommenen
Bestandsaufnahmen zu den flichendeckend vorge-
sehenen Stadtteilrahmenpldnen. Es erwies sich
bald, da} die daran ankniipfenden Ziel- und MaB-
nahmenkataloge gesamtstddtische Vorstellungen
voraussetzten. Das war ein Grund mehr fiir die
verhéltnismédBig hohe politische Kosten verursa-
chende Ausarbeitung eines Stadtentwicklungs-
planes.

Im Vergleich zu den noch zu betrachtenden Mar-
ketingkonzepten zeichnet sich der Heidelberger
Stadtentwicklungsplan durch systematisches Vor-
gehen und ganzheitliche Betrachtung aus. Die ver-
schiedenen Planungsschritte werden von einer
Starken-Schwichen-Analyse, von Entwicklungs-
szenarios, von Leitlinien und Zielen, von Modellen
rdaumlicher Ordnung und von Konzepten zur Kon-
sensfindung und Umsetzung gebildet. Bei dem
Vorschlag fiir Leitlinien und Ziele wurden unter
anderem thematisiert: Stadtebau, Arbeiten, Woh-
nen, Umwelt, Mobilitdt (Verkehr), Soziales, Kul-
tur. Obwohl damit an Lebenssituationen ange-
kniipft wurde, blieb das Echo bei der zur
Diskussion eingeladenen Biirgerschaft verhalten.
Das iiberraschte, weil diese sich — vor allem ihre
universitdtsnahen Kreise — ansonsten durch eine
gesteigerte Diskussionsbereitschaft auszeichnet.
Das fiel auch den Bonner empirica-Gutachtern
auf:  Heidelberg ist eine Stadt der aullergewohn-
lich scharfen und zum Teil unverséhnlich ausgetra-
genen politischen Debatten. In kaum einer ande-
ren Stadt geht auch das von den etablierten
Parteien mitgetragene Meinungsspektrum soweit
auseinander. Die Problemstruktur gleicht einer
Mittelstadt, die Diskussionen dariiber erinnern an
die Probleme einer dynamisch wachsenden Millio-
nenstadt.”” Ein charakteristischer Aspekt der poli-
tischen Kultur Heidelbergs wird damit zutreffend
erfaft.

Wie erklidrt es sich dann, daf3 die Stadtentwick-
lungsdiskussion zwar die gesellschaftlichen Grup-
pen beschiftigte — und diese, soweit sie nicht schon
im Beirat® vertreten waren, in die lokalpolitische

7 empirica, Stadtentwicklung Heidelberg 2010, Stédrken-
Schwichen-Analyse, Bonn 1995, S. 94.

8 Der von der Oberbilrgermeisterin geleitete Beirat setzt
sich als Lenkungs- und Beratungsgruppe zusammen aus Ver-
tretern der Verwaltung, der Gemeinderatsfraktionen und von
gesellschaftlichen GroBgruppen.
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Arena dringten —, aber trotz ihres Anspruchs auf
individuelle Beteiligung breitere, nichtorganisierte
Biirgerschichten kaum erreichte? Liegt dies an der
Vermittlung? Die bisher zu den verschiedenen Pla-
nungsschritten vorgelegten Unterlagen umfassen
291 Seiten. Es war daher ein guter Gedanke, die
Einladung zur biirgerschaftlichen Mitwirkung mit
einem Diskussionsentwurf zu den Leitlinien und
Zielen von nur 19 Seiten zu verbinden. Dessen
inhaltliche Verstandnisanforderungen wirkten sich
aber offensichtlich nicht besonders beteiligungs-
forderlich aus. Einen weiterer Grund fir das
gedampfte Interesse an der Stadtentwicklungsdis-
kussion sehe ich in einem Schliisselproblem der
ortlichen Planung: ihrer auch von den Gemeinde-
riten fiir notwendig gehaltenen Regionalisierung’.
Auf diese ist jedoch die mehr stadtzentrierte bzw.
tiberregionale Orientierung der Heidelberger Biir-
ger noch nicht ausreichend eingestellt.

2. Wuppertal: Vom Marketing-Konzept zur
,,Lokalen Agenda 21*

Diese bergische Grofistadt stellt nicht nur wegen
threr Einwohnerzahl (380 000) einen Kontrapunkt
zu Heidelberg (132 000) dar: Erst 1929 aus der
Vereinigung von Barmen und Elberfeld hervorge-
gangen, gehort sie zu den Orten frither Industriali-
sierung in Deutschland. Im 19. Jahrhundert wuch-
sen Barmen und Elberfeld in atemberaubendem
Tempo zu bedeutenden Zentren der Textilherstel-
lung und -veredelung sowie des Textilhandels — die
,Hofaue™ stellte eine weltbekannte Adresse fiir
diesen dar — heran. In der Heimat Friedrich
Engels’ stand ein selbstbewuBites, weit tiber das
Bergische Land hinausblickendes Biirgertum einer
kampfstarken Arbeiterschaft gegeniiber. Seit 1964
ist jedoch die SPD die maBgebende Kraft der
Lokalpolitik, die durch zwei Merkmale auffillt:
Da ist zum einen das ,,Gesetz der Zweipoligkeit*:
Wuppertal besitzt keinen Mittelpunkt wie die
anderen Untersuchungsorte, sondern zwei Zen-
tren: Barmen und Elberfeld. So gibt es in beiden
Teilstdadten je ein Rathaus, eine Biithne und eine
Klinik. Zum anderen ist die Stadt durch eine von
Pragmatismus und Innovationsbereitschaft ge-
priagte politische Kultur gekennzeichnet. Als eine
der ersten deutschen GroBstadte beschlo Wup-
pertal schon 1973 ein rdumlich-funktionales Ent-
wicklungskonzept: ein Grobraster fiir die Auf-
stellung von Teilentwicklungsplinen in den
Stadtteilen. Obwohl die Stadt frither als andere
Kommunen ein eigenes Dezernat fiir Wirtschafts-
forderung und Stadtentwicklung ins Leben geru-
fen hat, wurde diese teilrdumliche Planung nicht

9 Vgl. Gemeinderitebefragung Heidelberg, eigene Er-
hebung, Oktober 1996.
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durch einen iibergreifenden Stadtentwicklungs-

plan ergénzt'.

Der Wuppertal in besonderer Weise heimsuchende
Strukturwandel (drastischer  Riickgang der
Beschiftigtenzahlen in den Schlisselindustrien
Textil und Bekleidung) in den achtziger Jahren
zwang die Kommunalpolitiker zu ganzheitlichen,
ressourcensparenden Uberlegungen, die ihren Nie-
derschlag in einem ,Handlungsprogramm Stadt-
entwicklung” fanden, das mit den Stimmen der
damaligen Haushaltsmehrheit (SPD, FDP) gegen
CDU und Griine vom Rat der Stadt 1987 beschlos-
sen wurde. LieB dieses Abstimmungsergebnis noch
auf ein konfliktorientiertes Politikverstandnis
schlieBen, so iiberraschte das nur zwei Jahre spiter
vom Rat akzeptierte ,Marketingkonzept Wup-
pertal 2004*'!. Dieses ging auf eine von der CDU
aufgegriffene Anregung aus der Bergischen Indu-
strie- und Handelskammer (IHK) zuriick. Wupper-
tal litt in diesen Jahren nicht nur unter dem Struk-
turwandel, sondern auch an seinem Image. Das
mag erkldren, warum gerade diese SPD-Hochburg
als erste deutsche GroBstadt auf ein aus der Wirt-
schaft entliechenes und auf die Kommunen iibertra-
genes Marketingkonzept setzte. Dieses beinhaltet
zweierlei: Es stellt auf der einen Seite ein medien-
wirksames, nach au3en gerichtetes Bemiihen dar,
Investitionsentscheider von den Vorteilen des eige-
nen Standortes zu iiberzeugen. Auf der anderen
Seite wendet es sich nach innen, an die Einwohner-
schaft, bei der es mit einem positiven Nahbild eine
Aufbruchstimmung erzeugen will.

Das Wuppertaler Marketingkonzept wurde von
einem zwolfkopfigen Expertenteam ausgearbeitet.
In ihm waren zwar auch die Fraktionen und die
Verwaltung vertreten, es konnte aber die Hand-
schrift der daran beteiligten Professoren nicht ver-
leugnen. Das ist seiner inhaltlichen Qualitdt gut
bekommen. Es sollte sich aber bald als nachteilig
herausstellen, dal im Gegensatz zu den Vorstel-
lungen der Marketingtheorie weder die gesell-
schaftlichen Krifte noch die Biirger vor Ort in den
Zielfindungsprozel3 einbezogen worden waren.
Um die gewiinschte Aufbruchstimmung hervorzu-
rufen, wurden den Biirgern Gesprichsangebote
unterbreitet und es wurde ein Stadtmarketing-
Wettbewerb fiir gesellschaftliche Gruppierungen
ausgeschrieben. Doch der erwartete grofle Auf-
bruch blieb aus. Heute ist in Wuppertal von die-
sem Konzept nur noch wenig die Rede; 46,2 Pro-
zent der von mir befragten Biirger hatten noch nie

10 Vgl. Rainer Bleek/Hans-Joachim Jost, Organisation und
Methodik kommunaler Entwicklungsplanung, Frankfurt am
Main 1986, S. 115-118.

11 Stadt Wuppertal, Wuppertal 2004. Marketing-Konzept
fiir unsere Stadt, Wuppertal 1989.
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etwas von ihm gehort'”. So konnte es geschehen,
daB ein entwicklungspolitischer Paradigmenwan-
del weg vom Marketingkonzept und hin zu einer
Reform der stddtischen Verwaltung, zum Projekt
Verwaltungsmanagementreform, ohne grofles Auf-
heben reibungslos vor sich ging.

Die Biirger nehmen nicht nur Einflu3 auf lokalpo-
litische Entscheidungen, sondern sind auch Adres-
sat von Verwaltungsentscheidungen vor Ort und
Kunde kommunaler Dienstleistungen. Dabei
haben sie im Alltag weniger mit dem Gemeinderat
als vielmehr mit der Verwaltung und ihren Betrie-
ben zu tun. Das Verhdltnis der Wuppertaler Biir-
ger zu diesen wurde aufgrund undurchsichtiger
Zustandigkeiten, langsamer Entscheidungswege
oder provozierender Parteienpatronage durch eine
steigende Verwaltungsverdrossenheit bestimmt.
Dies hatte bereits die Viter des Marketingkonzep-
tes dazu veranlafit, in ihr Programm die Forderung
nach einem ,,Offenen Rathaus® aufzunehmen. Das
reichte offenbar noch nicht aus. Eine von der Ver-
waltung beauftragte Kolner Beratungsfirma ent-
wickelte Vorstellungen, die iiber eine Reform des
kommunalen Steuerungssystems hinaus eine vol-
lige Neuorganisation der Verwaltung sowie eine
Verbesserung der Arbeitsbedingungen des Rates
der Stadt zum Ziele hatten. Dies ermoglichte der
~Experimentierparagraph* 126 (1) — zur Erpro-
bung neuer Steuerungsmodelle und zur Weiterent-
wicklung der grenziiberschreitenden kommunalen
Zusammenarbeit eingefiihrt — der Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalens. Auflerdem hatte das
Marketingkonzept bereits das Terrain fiir eine
Sicht der Stadt als Unternehmen vorbereitet. Das
wirkte sich bis in die Terminologie aus. So wurde
der Begriff des Beigeordneten durch den des
Geschiftsfiihrers ersetzt.

Die Sdulen der gemeinsam mit zahlreichen
Bediensteten der Stadtverwaltung erarbeiteten
Reform bilden': Strukturreform, Verwaltungsop-
timierung, Gemeinschaftsaufgaben, Personalent-
wicklung.

Diese weitgehende Reform bleibt nicht bei der
Verwaltung stehen; sie versucht auch die Arbeits-
bedingungen des Rates der Stadt durch ein dessen
Auftrage erfassendes und ihre Verwirklichung
durchsichtig machendes . Rats-Auftrags-Manage-
ment-System*” (RAMS) zu verbessern. Damit soll
vermieden werden, daBl sich durch die Verwal-

12 -Vgl. Biirgerbefragung Wuppertal, eigene Erhebung,
Juni/Juli 1995.

13 Vgl Ralf Clasen, Exkurs Wuppertal — ein Beispiel um-
fassender kommunaler Verwaltungsreformen, in: Ralf
Clasen/Eckhart Schriter/Helmut Wiesenthal/Hellmut Woll-
mann, Effizienz und Verantwortlichkeit — Reformempfeh-
lungen fiir eine effiziente, aufgabengerechte und biirgerkon-
trollierte Verwaltung, Berlin 1996, S. 77-86.
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tungsreform die Gewichte der lokalen Demokratie
weiter zur Administration hin verlagern. Noch
bleibt offen, ob diese in Wuppertal etwas hastig in
Gang gesetzte Verwaltungsmanagementreform
alle die in sie gesetzten Erwartungen erfiillen wird.
Sollte dies der Fall sein, so wiirden auch die biiro-
kratischen Voraussetzungen dafiir geschaffen,
einen neuen Anlauf zu einer gesamtstddtischen
Entwicklungsstrategie zu nehmen. Ansétze zu die-
ser bildeten ein Forum ,Wuppertal-Stadtplanung
fiir die Zukunft® der oppositionellen, auf die Wie-
derbelebung des Wirtschaftsstandortes bauenden
CDU und die von der Stadtverwaltung 1996
ankniipfend an die Aalborger Charta ins Leben
gerufene ,Wuppertaler Agenda 21", die unter
Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen, Unterneh-
men und Kirchen iiber den Umweltschutz hinaus-
gehend eine neue Vision fiir eine sich von ihrer
industriegeschichtlichen Vergangenheit I6sende
Stadt sucht. Der in beiden Initiativen sichtbar wer-
dende Nachholbedarf mag erkldaren, warum die
Wauppertaler Stadtverordneten im Vergleich zu
ihren Kollegen in anderen Untersuchungsorten die
Beschiftigung mit der Stadtentwicklungsproble-
matik als besonders wichtige Aufgabe des Rates
der Stadt ansehen'?.

3. ,,Forum Trier 2020*: Ein Beispiel fiir
ein korporatives Marketingverfahren?

Das knapp 100 000 Einwohner zédhlende Trier ist
eine Stadt mit zwei Gesichtern. Sie erweckt auf
den ersten Blick einen eher gemichlichen, gar
behibigen Eindruck. Dieser wird durch seine insu-
lare Lage in einem weiten, verhéltnismiBig diinn
besiedelten ldndlichen Raum verstirkt. Nach wie
vor umgibt Trier auch die Aura eines Zentrums
des einstigen Romischen Reiches, das als dlteste
Stadt auf deutschem Boden auf eine mehr als 2000
Jahre alte Geschichte zuriickblicken kann. Zu die-
ser zahlt auch seine Prdgung als Sitz eines geistli-
chen Kurfiirsten. Mit der Neuordnung der rheini-
schen Gebiete kam Trier 1814 an PreuBBen. Die
Herausbildung des ,Trierischen Katholizismus*
einerseits’”” und die protestantische preuBische
Administration andererseits fithrten zu einer
besonders gearteten politischen Kultur. Deren
Kennzeichen bestehen u. a. in einem von Konflikt-
vermeidung und Konsensneigung gekennzeichne-
ten Konservatismus.

Obwohl Trier eine verkehrsgiinstige Lage besitzt,
konnte es erst Ende des 19. Jahrhunderts eine
langanhaltende Stagnation iiberwinden. Eine rege

14 Vgl. Stadtverordnetenbefragung Wuppertal, eigene Er-
hebung, November/Dezember 1996.

15 Emil Zenz, Geschichte der Stadt Trier im 19. Jahr-
hundert, Bd. 2, Trier 1979, S. 145,
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Handelstitigkeit, der Fremdenverkehr und die
Stellung als Verwaltungszentrum erklaren die
Dominanz des tertidaren Sektors, die sich u. a. darin
ausdriickt, daB zwei Drittel aller Arbeitsplitze
dem offentlichen und privaten Dienstleistungsbe-
reich zuzurechnen sind. Der Einzelhandel ist
besonders bedeutend. Dies wird unter anderem
auf einen noch geringen Filialisierungsgrad und
einen attraktiven Branchenmix zuriickgefiihrt'®.
Eher bescheiden nimmt sich der sekundire Sektor
aus, auch deshalb, weil sich seine Niederlassungen
im Umland befinden. Impulse zur weiteren Ent-
wicklung Triers kamen seit dem Ende des Zweiten
Weltkrieges vielfach von auBBen. Dafiir beispielhaft
ist die 1970 gefillte Standortentscheidung der
rheinland-pfilzischen Landesregierung zugunsten
einer Universitat, die auch die Errichtung eines
neuen Stadtteils zur Folge hatte.

Die Lage Triers als eines solitiren Oberzentrums
mit einem knappen Haushaltsspielraum in einem
wirtschaftlich peripher gelegenen Raum bewog
Oberbiirgermeister Helmut Schroer zur Erarbei-
tung einer Zukunftsstrategie ,,Forum Trier 2020
im Sinne des Marketings. Um die Ziele stadtischer
Entwicklung auf den lokalen Sachverstand zu
begriinden und eine breite Unterstiitzung in allen
gesellschaftspolitischen Kreisen Triers zu errei-
chen, wurde eine abgewandelte korporatistische
Verfahrensweise angewandt'’. AuBer Entschei-
dungstriagern aus Politik und Verwaltung hat der
Oberbiirgermeister zur Mitarbeit Vertreter aus
Wirtschaft, Kammern, Interessengruppen und
Wissenschaft eingeladen. Ohne vorgegebene oder
gemeinsam vereinbarte Leitziele begannen 120
Trierer Biirger in sechs Arbeitsgruppen an der
Formulierung eines ,Handlungsleitfadens” zu

arbeiten. Ein besonderes Gewicht erlangte die

vom OB personlich geleitete Arbeitsgruppe, deren
Ziel ein birgerndheres Rathaus mit einer lei-
stungsorientierten Verwaltung war.

Die Initiative zum ,Forum Trier* ging von der
Verwaltungsspitze aus; es handelt sich demnach
um eine von oben initiierte und ,,angemahnte*
Stadtentwicklungspolitik, weg von der eher pro-
jekt- und problemorientierten Lokalpolitik zu
einer ganzheitlichen Vorausschau und Auseinan-
dersetzung. Obwohl der ,, Trierische Volksfreund*

16 Vgl Siiddeutsche Zeitung vom 21./22. Dezember 1996.
17 Vgl. Johannes Weinand, Biirgersymposium Zukunft
Leitbild Trier, in: Hermann Hill (Hrsg.), Die begreifbare
Stadt. Wege zum Dialog mit dem Biirger, Koln 1994,
S. 108-110. Unter Korporatismus wird im folgenden die
institutionalisierte Teilhabe organisierter Interessen an der
Produktion® verbindlicher Entscheidungen verstanden.
Vgl. auch Rolf G. Heinze/Helmut Voelkow, Verbédnde und
~Neokorporatismus®, in: R. Roth/H. Wollmann (Anm. 1),
SH251.
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in einer Serie dariiber berichtete, blieb das Inter-
esse der Biirger eher gering. So hatten im Sommer
1996 iiber 73 Prozent der Befragten noch nie
davon gehort'®. Im November 1995 wurden die
Forumsergebnisse dem Trierer Stadtrat mit seinen
vier Fraktionen' vorgelegt, doch dieser wollte das
nicht zum AnlaB einer grundsitzlichen stadtent-
wicklungspolitischen Aussprache machen. Lag dies
daran, da3 er an dem Forum nur am Rande betei-
ligt war? Dennoch ergab eine Befragung, daff die
Stadtrdte als Entscheidungshilfe die Ergebnisse
des ,,Forum Trier 2020* weitaus positiver als ihre
Heidelberger Kollegen den Diskussionsentwurf
zum ,,Stadtentwicklungsplan 2010 bewerten?’.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen des Forums
bilden den Gegenstand von allgemein zuging-
lichen Biirgergesprichen, zu denen der Stadt-
vorstand einldadt®’. Als beispielhaft fiir weitere
Biirgerbeteiligungsangebote ist das ,,Leitbild Tou-
rismus 2020* zu nennen. Aufgrund eines Stadtrats-
beschlusses wurden im Herbst 1995 auf einer Biir-
gerversammlung  vier  Arbeitsgruppen  zum
Tourismus-Leitbild gebildet, die getrennt vonein-
ander an einem Biirgergutachten arbeiteten®.

Trotz der unterstellten Neigung zum Konsens und
zur Konfliktvermeidung in der politischen Kultur
Triers war es in den zuriickliegenden Jahren zu
heftigen Auseinandersetzungen im Stadtrat und
vor allem in der Biirgerschaft iiber stadtbildpri-
gende Projekte wie den Domfreihof und den Vieh-
markt gekommen. Der personenselektive Korpo-
ratismus beim ,Forum Trier 2020 (das heiBt die
Politik wahlt gezielt den gesellschaftlichen Kriften
verbundene Einzelpersonen aus), sowie die Be-
schrankung der individuellen Biirgerbeteiligung
auf vorgegebene Projekte konnen daher als Aus-
druck des Bemiihens :gesehen werden, Konflikte
zu verhindern und einen stadtentwicklungspoliti-
schen Konsens abzusichern.

4. Dresden sucht seinen Weg

Die sichsische Landeshauptstadt stand dank ihrer
bedeutenden Architektur und ihrer landschaftli-

18 Vgl. Biirgerbefragung Trier, eigene Erhebung, Juni 1996.
19 Der Trierer Stadtrat setzt sich wie folgt zusammen: CDU
21, SPD 16, UBM 9, Biindnis 90/Die Griinen 6 Sitze. Die
UBM, Unabhidngige Biirgervertretung Maximini, ist eine
Abspaltung von der SPD-Fraktion, die Mitte 1992 unter
Fiihrung des langjahrigen SPD-Stadtratsfraktionsvor-
sitzenden Maximini gegriindet wurde.

20 Vgl. Stadtriatebefragung, eigene Erhebung, Oktober/
November 1996.

21 Vgl Kanaldeckel-Politik ade. Es lebe die Vision®, in:
Trierischer Volksfreund, 15. November 1995.

22 Vgl Amt fiir Stadtentwicklung und Statistik Stadt Trier,
Biirgerbeteiligung . Leitbild Tourismus 2020* — Endbericht
und Dokumentation, Trier September 1996.
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chen Einbettung im Ruf eines Gesamtkunstwer-
kes™. Dieser ging nicht nur auf den Gestaltungs-
willen, den Kunstsinn und die Prunksucht der Lan-
desfiirsten, sondern auch auf ein in der
stiirmischen Wachstumsphase des 19. Jahrhunderts
behutsam mit dem Bild und der Gestalt Dresdens
umgehendes residenzstiadtisches Biirgertum zu-
riick. Um so mehr wurden die sich mit ihrer Stadt
besonders stark identifizierenden Dresdner (in
den Jahren 1994/1995: Dresden 444 Prozent —
Wuppertal 16,9 Prozent)* von der doppelten Zer-
storung ihres ,Elbflorenz™ getroffen: Der weitge-
henden Vernichtung des Stadtzentrums durch alli-
ierte Bombenangriffe am Kriegsende 1945 war als
weiterer Kahlschlag die sozialistische Baupolitik
der DDR gefolgt. Obwohl heute architektonische
Kleinode wie das SchloB, die Hofkirche und das
Taschenbergpalais wiederhergestellt sind, nimmt
das abhanden gekommene Rahmenwerk einer
dichten Innenstadtbebauung nur langsam wieder
Konturen an. Dabei steht der Wiederaufbau einer
funktionsfahigen und identititsstiftenden Innen-
stadt im Mittelpunkt der Dresdner Stadtentwick-
lungspolitik seit 1990. Nach der Wende ist in Dres-
den ein besonderes Dezernat fiir Stadtentwicklung
eingerichtet worden. Es wandte sich zunéchst Ein-
zelprojekten zu, um bald zu erfahren, daff die
Zukunft des Gesamtkunstwerkes Dresden planeri-
sche Vorstellungen von der Gesamtstadt im allge-
meinen und der Innenstadt im besonderen erfor-
dert”. Angesichts der Probleme des Neuanfangs —

ausgewechseltes Fiihryngspersonal, andere
Verwaltungsstrukturen, bundesdeutsches Recht,
fehlende Planungserfahrungen — war es eine

beachtliche Leistung des neugebildeten Stadtent-
wicklungsdezernats, zwischen 1990 und 1994 fol-

gende konzeptionelle Vorgaben erarbeitet zu
haben:

— das Planungsleitbild Innenstadt,

— das Rahmenkonzept Stadtentwicklung-Zwi-
schenbericht zur Flaichennutzungsplanung und

— das Verkehrskonzept.

Eine lebhafte Diskussion begleitete vor allem das
Entstehen des Planungsleitbildes Innenstadt: Die
Architektenschaft, ,,one-case-Organisationen* wie
das ,Dresdner Entwicklungsforum® und eine an
Stadtbildfragen besonders interessierte residenz-
biirgerliche Bildungsschicht, die die DDR in

23 Vgl Fritz Loffler, Das alte Dresden, Leipzig 1965.

24 Vpl. Biirgerbefragung Dresden, eigene Erhebung,
Herbst 1994; Biirgerbefragung Wuppertal, eigene Erhebung,
Juni/Juli 1995.

25 Vgl Ingolf RoBberg, Dresdner Stadtentwicklung als
Beispiel fiir behutsame Stadterneuerung. Potentiale und

Konflikte heute, in: Architekturjahrbuch 1993, Frankfurt am
Main 1993, S. 19.
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Nischen ,iiberwintert™ hatte, beteiligten sich enga-
giert daran. Diese Diskussion spitzte sich auf die
Frage ,Gesamtkunstwerk” oder Wirtschafts-
standort* zu. Thr Symbol fand sie in dem am stadte-
baulich sensiblen Elbufer geplanten Tadicom-
Hochhaus, das ungeachtet der damit in Aussicht
gestellten Arbeitspldtze dem Bevolkerungsprotest
zum Opfer fiel’®. Inzwischen ist dieser Streit durch-
die KompromiBformel . Gesamtkunstwerk wund
Wirtschaftsstandort” beruhigt worden. Tatsichlich
war Dresden nie nur Heimstatt der Kiinste, son-
dern immer auch Standort von Handel und
Gewerbe. Damit wurde aber dieser Konflikt nicht
ein fiir allemal gelost”’. Er entsteht durch die Dis-
kussion iiber die Qualitdt der Neubauten immer
wieder.

Konfliktstoff birgt auch die Verkehrsproblematik,
was die durch eine Anfrage der Staatsregierung
bei der Stadt Dresden ausgeloste Auseinanderset-
zung iber die Trassenfithrung der Autobahn nach
Prag verdeutlicht. Wiahrend sich die aus SPD, PDS,
Biindnis 90/Griine gebildete Mehrheit des Stadtra-
tes fiir eine stadtfernere Variante aussprach,
bevorzugten der Oberbiirgermeister und eine Min-
derheit eine stadtnahe Trasse. Daraufhin leitete
ein aus CDU, ED.P/DSU, THK, Mittelstandsverei-
nigung und Vereinigte Biirgerinitiativen bestehen-
des Biindnis einen fiir sie erfolgreichen Biirgerent-
scheid ein, der die im Herbst 1995 getroffenen
Entscheidung des Stadtrates revidierte. Bei dem
von CDU und SPD getragenen Beschlul zum Bau
der die alten Briicken, vor allem das ,.Blaue Wun-
der* im Osten, entlastenden Elbiiberquerung
WaldschloBchen war es dieses Mal die mehrere
kleinere Briicken favorisierende PDS, die sich des
Instruments Biirgerbegehren/Biirgerentscheid zu
bedienen versuchte, um den Stadtratsbeschlul zu
kippen. Der Biirgerentscheid als eine plebiszitére
Revisionsinstanz reprisentativer Politik oder als
eine letzte Legitimation bei umstrittenen The-
men’®? Beides — die sich abzeichnende Pluralisie-
rung der Schwerpunkte der Stadtentwicklung und
ein abnehmender Konsens der Bevolkerung dar-
iiber — haben offenbar bewirkt, dafl eine Mehrheit
der von mir befragten Dresdner Stadtrite die Aus-
arbeitung eines noch ausstehenden Stadtentwick-
lungsplanes befiirwortete™.

26 Kennzeichnend hierfiir die Zeitungsiiberschrift ,Cana-
letto besiegt Tadicom* (Dresdner Neueste Nachrichten vom
4. Februar 1993).

27 Vgl. Friedrich Karl Fromme, Fortschritt, Riickbesinnung
und mancherorts Stagnation, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 22. September 1996, S. 5.

28 Vgl. Ralf Bohme, Je mehr wir haben, desto mehr haben
wir zu wenig: Bemerkungen aus dem politischen Alltag, Bonn
1993, S. 102-108.

29 Vgl. Stadtratebefragung Dresden, eigene Erhebung,
Dezember 1995.
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ITI. SchluB3folgerungen: Veranderun-
gen in der lokalen Demokratie

1. Der gefragte Biirger: Verbesserung
des Mitwirkungsangebots

Wie ich zu Beginn bereits ausgefiihrt habe, besteht
in GroBstddten ungeachtet vorhandener Mitwir-
kungsrechte und -mdoglichkeiten ein Widerspruch
zwischen dem normativen Anspruch der kommu-
nalen Selbstverwaltung auf Biirgerbeteiligung und
der politischen Praxis. Wird nun dieser Wider-
spruch durch die verschiedenen Stadtentwick-
lungsstrategien gemindert? Im Unterschied zum
integrativen  (synoptischen) Planungsverfahren
gehen die heute gebrdauchlichen Strategien von
einer unterschiedlich begriindeten individuellen
Biirgerbeteiligung aus. Dem in Heidelberg Pate
stehenden kommunikativen Politikverstidndnis ent-
spricht, daB bei der Stadtentwicklungsplanung
auch ,solche Teile der Biirgerschaft aktiviert wer-
den (sollen: d. Vert.), die bisher dem politischen
Geschehen ferngeblieben sind“*". Dahinter steht
die Wunschvorstellung, moglichst viele Biirger an
der Zielfindung und MaBnahmenumsetzung der
Entwicklungsplanung zu beteiligen. Demgegen-
tiber stellt Wuppertal das Modell eines Marketing-
konzeptes ohne Beteiligung einzelner Biirger und
gesellschaftlicher Gruppen an der Zielfindung dar,
was der Akzeptanz des Konzeptes nicht bekam.
Daran konnte auch die Tatsache nichts dndern,
daf3 beiden eine Rolle bei der Zielumsetzung zuge-
standen wurde. Die Trierer Stadtviter versuchten
die birgerschaftliche Akzeptanz dadurch zu
sichern, dafl sie ihr Marketingkonzept ,,Forum
Trier 2020* mit stark korporatistischen Elementen
— also unter Beteiligung von Angehorigen gesell-
schaftlicher Gruppierungen — anreicherten. Der in
Dresden praktizierte perspektivische Inkrementa-
lismus (Stiickwerkspolitik mit Leitbildern) spricht
vor allem den lokalen Sachverstand und die stédti-
schen Identifikationsgefiihle einer trotz der Unter-
drickung durch die SED-Herrschaft am Leben
gebliebenen bildungsbiirgerlichen Schicht an, die
es auch ohne Vermittlungsinstanzen versteht, ihre
Vorstellungen zu artikulieren.

Mit welchen Methoden versuchen die kommuna-
len Verantwortungstriger die Biirger bei den
Stadtentwicklungsstrategien zu erreichen? Die
vom demokratietheoretischen Gesichtspunkt aus
gelobte Planungszelle gehort nicht dazu. Sie geht

30 Stadt Heidelberg, Diskussionsentwurf (iiberarbeitete
Fassung) Stadtentwicklungsplan Heidelberg 2010, Vor-
schlag fiir Leitlinien und Ziele, Heidelberg 6. November
1996, S. 8.
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auf das Problem der Unterrepriasentanz bildungs-
ferner Schichten bei Planungsprozessen insofern
ein, als aus ihren Reihen zirka 25 Mitglieder ,,in

einem Zufallsverfahren ausgewdhlt und fiir
begrenzte Zeit von ihren arbeitsalltiglichen Ver-
pflichtungen freigestellt worden sind, um, assistiert
von ProzeBbegleitern, Losungen fiir vorgegebene
Planungsprobleme zu erarbeiten*’’. Angeblich
scheitert deren Anwendung an den Kosten: viel-
leicht fiirchten auch die Gemeinderite, daB eine
erfolgreich Planungszelle ihren reprisentativen
Anspruch in Frage stellen konnte. So ziehen sich
die hier vorgestellten Stidte auf altvertraute Biir-
gerversammlungen oder modische Diskussionsver-
anstaltungen zuriick. Wer aber ist dort mutig und
gewandt genug, um seine Meinung zu Gehor zu
bringen? Entsprechend dem Standardmodell poli-
tischer Beteiligung sind dies Aktivbiirger — solche
die mehrheitlich bereits im offentlichen Leben
tatig sind und einen hoheren Bildungsabschluf3
aufweisen®. Das heiBt: Die sich auf die Wahlbetei-
ligung beschrinkenden ,Normalbiirger* hiillen
sich eher in Schweigen oder bleiben gar vor der
Tir. Diese Normalbiirger konnen aber zumindest
teilweise durch Kommunikations- und Reflexions-
anstoBe erfal3t werden, die von den Stadtentwick-
lungsstrategien ausgehen. So schilt sich allméhlich
der Typus des stadtentwicklungsbewufSten Biirgers
heraus. Zu seinen Merkmalen gehoren unter ande-
rem die gedankliche Beschiftigung mit der Stadt-
entwicklungspolitik, die Auswahl von Informatio-
nen dariiber und Gesprache mit Nachbarn und
Bekannten iiber die Probleme der Stadtentwick-
lung. Dieser Personenkreis von schidtzungsweise
15 bis 20 Prozent der GroBstadtbevolkerung
konnte durch geeignete Ansprech- und Mitwir-
kungsverfahren unmittelbarer am Zielfindungs-
prozeB3 beteiligt werden. Der Kommunikations-
und Reflexionseffekt verliert jedoch auf dem
Wege von den Aktiv- zu den Passivbiirgern, also
zu den sich vom ortlichen Leben ausgegrenzt oder
durch die lokalpolitischen Probleme iiberfordert
fithlenden Biirgern, an Wirkung.

Das Interesse der meisten Biirger an einer Pla-
nungsbeteiligung nimmt aber auch in dem Male
ab, wie sich diese zeitlich und rdumlich von ihm
entfernt, es verringert sich auf dem Wege von der
Stadtteilrahmenplanung zu gesamtstadtischen
Strategien™.

31 Peter C. Dienel, Die Planungszelle. Eine Alternative zur
Establishment-Demokratie, Opladen 19912, S. 74.

32 Vgl Russel G. Dalton, Citizen Politics in Western De-
mocracies. Public Opinion and Political Parties in the United
States, Great Britain, Western Germany and France, Chat-
ham NY 1986,

33 Vgi. Fritz W. Scharpf, Planung als politischer ProzeB.
Aufsitze zur Theorie der planenden Demokratie, Frankfurt
am Main 1973, 8. 119. -
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Durch die bisherigen Formen der individuellen
Biirgerbeteiligung an den Stadtentwicklungsstrate-
gien wird der quantitative Widerspruch zwischen
dem normativen Anspruch einerseits und der
kommunalen Wirklichkeit andererseits nur gering-
fiigig verandert. Damit ist aber noch nichts iiber
deren Qualitat ausgesagt. Die groBstadtische Biir-
gerbeteiligung beschridnkt sich hdufig auf eigene
Interessen beriihrende, das unmittelbare Wohn-
umfeld angehende oder gesamtstddtische Identifi-
kationsgefiihle ansprechende Einzelprojekte wie
etwa den ,Darmstadter Hof* in Heidelberg, die
»~Stadthalle* in Wuppertal, das , Tadicom-Hoch-
haus® in Dresden und den ,,Viehmarkt“ in Trier.
Das heifit: Die Biirgerbeteiligung belegt und
unterstiitzt die Projektbezogenheit der Kommu-
nalpolitik. Andert sich dies jetzt mit der durch die
Stadtentwicklungsstrategien verlangten, die ge-
samtstddtische Perspektive entdeckenden vernetz-
ten Betrachtungsweise? Bei dieser setzen die
Wortfiihrer der kommunitaristischen , Biirgerge-
sellschaft* nicht nur die ethische Haltung des
Gemeinsinns, sondern auch biirgerschaftliche
Erfahrungsraume voraus. Die sich mit dem Biir-
gerbegriff schmiickende, zuweilen auch tarnende
Betroffenenbeteiligung soll durch eine auf den
praktischen Biirgersinn zidhlende Mitwirkung
ersetzt werden®. Eine derartige Verinderung der
Verhaltensweisen kann man zwar durch Stadtent-
wicklungsstrategien, vor allem durch die der kom-
munikativen Planung, anstoBen, aber nicht allein
weiterfithren. Dazu bedarf es unter anderem des
~empowerment”, der Unterstiitzung der biirger-
schaftlichen Aktivititen durch die offentliche
Hand. Weitere Verhaltensanderungen hingen aber
auch von dem Prozedere und den Ergebnissen der
gewihlten Stadtentwicklungsstrategien ab. Stellen
diese einen Orientierungsrahmen fiir den Biirger
oder ein ithn verwirrendes Planungslabyrinth dar?
Die bereits erarbeiteten Entwiirfe oder Konzepte
besitzen zwar einen hoheren Grad der Biirgernihe
als die ehrgeizigen Planungswerke der siebziger
Jahre. Doch kénnten sie noch durch visiondre Leit-
bilder an Anziehungskraft, durch eine stirkere
Konzentration auf das Wesentliche an Uberschau-

barkeit und durch einen anschaulicheren Stil an

Verstidndlichkeit gewinnen.

2. Eine gestirkte Verwaltungsspitze

Der Einheitlichkeit versprechende Begriff Verwal-
tung verdeckt, dafl die personalintensive Grof3-
stadtverwaltung — die Wuppertals zidhlte vor
Beginn der Verwaltungsreform nahezu 7 000 Mit-
arbeiter — in eine Vielzahl von fiir Ressortegois-

34 Vgl. Walter Reese-Schifer u.a., Was ist
munitarismus?, Frankfurt am Main 1994.

Kom-
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mus anfilligen Dezernaten bzw. Amtern auseinan-
derfillt. Diese Parzellierung kann durch eine die
Grenzen zwischen Politik und Verwaltung aufhe-
bende Parteiverflechtung noch verstarkt werden.
Daraus ergeben sich Steuerungsprobleme fiir die
gegeniiber dem Gemeinderat verantwortliche,
vom Volk gewihlte monokratische Verwaltungs-
spitze. Diese sieht sich selbst in Landern mit einer
starken rechtlichen Stellung vor die Schwierigkeit
gestellt, ihre mehr oder weniger einheitliche Poli-
tik gegeniiber der Dezernentenebene, die nach
den parteipolitischen Krafteverhiltnissen im
Gemeinderat zusammengesetzt ist und oft aus
.Erbhofen” besteht, sicherzustellen. Das war ver-
mutlich einer der Griinde dafiir, daB3 die Heidel-
berger Oberbiirgermeisterin  die Stadtentwick-
lungsplanung initiierte. Diese ging in Trier
ebenfalls vom OB aus, obwohl dort die Gemeinde-
ordnung eine Art abgeschwichte Stadtregierung in
Form des Stadtvorstandes vorsieht. Im Gegensatz
hierzu kamen in Wuppertal die AnstoBe fir das
Marketingkonzept von den Rathausfraktionen.
Der in Dresden gebildete Arbeitskreis fiir Stadt-
marketing verdankt sein Entstehen einem Zusam-
menspiel von Interessenvertretungen der Wirt-
schaft, der ED.P./DSU-Stadtratsfraktion und dem
SPD-Dezernenten fiir Wirtschaftsforderung.

AnstoBBe allein reichen jedoch nicht aus. Um in
Gang zu kommen und Gestalt anzunehmen, brau-
chen Stadtentwicklungsstrategien auch einen biiro-
kratischen Riickhalt in Gestalt einer Abteilung
oder gar eines Amtes in einer spezialisierten,
Fachwissen anhdufenden Stadtverwaltung. So sind
in den siebziger Jahren Amter fiir Stadtentwick-
lung geschaffen worden, deren Aufgabenkatalog
von der Grundlagenforschung/Statistik iber die
Betreuung von Fachplanungen bis hin zur Ausar-
beitung eines Stadtentwicklungsplanes reichen
kann. In der Praxis bieten sich zwei Modelle an™.
Zum einen das Linienmodell einer sich in die Ver-
waltungshierarchie einfiigenden Vollzugs- und
Weisungsbehorde; zum anderen das Stabsmodell —
zur inhaltlichen Unterstiitzung der Liniendmter.
Stabsstellen sind allgemein ohne Weisungsbefug-
nis ausgestattet, weshalb der Erfolg dieses Modells
von der Kreativitit und Koordinierungsleistung
der Mitarbeiter ebenso abhédngt wie von der Riik-
kendeckung durch den jeweiligen kommunalen
Spitzenpolitiker. Im allgemeinen ist dies der
gewihlte Oberbiirgermeister, der sich des Amtes
fir Stadtentwicklung zum Zwecke einer konzep-
tionellen Zuarbeit bedienen und damit seine
Machtposition in der lokalen Demokratie aus-

35 Vel Stadt Siegen, Ergebnisbericht der internen Umfrage
iiber die Organisation der Stadtentwicklungsplanung bei den
Mitgliedstidten des Deutschen Stadtetages, Siegen 1991,
5.22.
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bauen kann. Lidfit das Interesse des OB an der
Aufgabe Stadtentwicklungspolitik nach, oder fiih-
ren die Strategien Marketing bzw. ,Lokale
Agenda 21" zu einer Aufwertung der dafiir zustin-
digen Dezernate Wirtschaft bzw. Umwelt, so sin-
ken Ansehen und Einfluf3 des Amtes fiir Stadtent-
wicklung in der kommunalen Biirokratie.

3. Korporatismus als Aufwertung ausgewihlter
organisierter Gruppen

Stadtentwicklungsstrategien erhohen das Potential
an individueller Biirgerbeteiligung nur gering.
Dagegen stirken sie die Stellung des Oberbiirger-
meisters als zentraler Steuerungspolitiker. Dies
kann das gewollte Ergebnis einer Verdnderung der
Gemeindeordnung sein; so wurde in Sachsen die
Aufwertung der Stellung des Oberbiirgermeisters
auf Kosten der Stadtverordnetenversammlung mit
der Notwendigkeit einer effektiven Stadtentwick-
lungspolitik begriindet®. In den neuen Bundeslin-
dern hatte die Stadtverordnetenversammlung, vor
allem deren StadtentwicklungsausschuB3, aufgrund
der DDR-Gemeindeordnung von 1989 eine beson-
ders starke, auch in die Verwaltung hineinrei-
chende Stellung”. Damit ist es vorbei. Doch auch
in den alten Bundesldndern konnen Stadtentwick-
lungsstrategien die an sich nicht einfluBBreiche Stel-
lung des sich oft in Detailarbeit verzettelnden
Gemeinderates weiter schwichen, indem sie nicht
nur die exekutive Fiihrerschaft der volksgewihlten
Verwaltungsspitze starken, sondern auch gesell-
schaftliche Organisationen an der Konzeptausar-
beitung und -umsetzung beteiligen oder ihnen
diese sogar uberlassen. Das dann vom Gemeinde-
rat nur noch pro forma beschlossene Konzept
kann jedoch dessen Entscheidungsfreiheit tiber
mehrere Wahlperioden hinweg beschneiden.

Die Parteien bleiben von dieser Entwicklung
ebenfalls nicht unberiihrt, miissen sie doch einen
Gutteil ihrer Programmfunktion abgeben. Da- es
thnen auf lokaler Ebene oft an konzeptioneller
Kraft mangelt, iiberlassen sie die Ausarbeitung der
Konzepte eher gesellschaftlichen Kriften und der
Stadtverwaltung. So setzen die Biirger den EinfluBl
der Parteien auf die Stadtentwicklung nicht hoch
an. Wenn dennoch hierbei Unterschiede zwischen
den Stdadten zu verzeichnen sind, so ist dies unter
anderem den jeweiligen Kommunalordnungen
zuzuschreiben. In Wuppertal trauen 21 Prozent

36 Vgl Brief des sichsischen Ministerprisidenten Kurt
Biedenkopf an die Présidentin der Stadtverordnetenver-
sammlung Dresden, Evelyn Miiller, vom 25. 3. 1993,

37 Vgl. Herbert Schneider, Der Aufbau der Kom-
munalverwaltung und kommunalen Selbstverwaltung in den
Neuen Bundeslidndern, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 36/93, S. 18-26.
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der Befragten den Parteien den groBten EinfluB
auf die Stadtentwicklung zu, in Heidelberg sind es
nur 8,8 Prozent. Der stiarkste Einflul wird in Wup-
pertal mit 34,6 Prozent der Wirtschaft und den
Investoren unterstellt, die in Heidelberg weit
abgeschlagen hinter der volksgewéhlten Oberbiir-
germeisterin (40,5 Prozent) nur auf 7,6 Prozent
kommen. In beiden Stddten schreiben die Befrag-
ten weder den Achitekten noch den gesellschaftli-
chen Organisationen EinfluB auf die Stadtentwick-
lung zu®. Tatsdchlich werden Organisationen wie
Einzelhandelsverband, Architektenkammergrup-
pe, Kreishandwerkerschaft, Hoteliervereinigung,
Stadtteilvereine oder gewerkschaftliches Ortskar-
tell durch die Stadtentwicklungsstrategien — unter-
schiedlich — aufgewertet. Wahrend die Marketing-
konzepte den Einzelhandel auf Kosten des
produzierenden Wirtschaftssektors bevorzugen
konnen, spricht die ,Lokale Agenda 21“ alterna-
tive Biirgergruppen und Kirchengemeinden an.
Zwar haben diese schon vorher mit unterschiedli-
chem Erfolg auf die Stadtentwicklungspolitik ein-
gewirkt. Doch was bislang eher im Halbdunkel des
Lobbyismus geschah, erhilt jetzt 6ffentlichen Cha-
rakter. Das bedeutet zweierlei: zum einen, dal es
vor den Augen der Offentlichkeit vor sich geht;
zum anderen, daf} es in Form der Zusammenarbeit
oder des Auftrages der offentlichen (kommuna-
len) Hand erfolgt. So kénnen in kleineren Stddten
wirtschaftliche Gruppierungen iiber vom Gemein-
derat ,bestellte” Marketingkonzepte der Politik
die Federfithrung aus der Hand nehmen®, in gro-
Beren ist es moglich, daB privilegierte etablierte
Gruppen bei der Ausarbeitung eines Stadtentwick-
lungsplanes mit dem Rathaus kooperativ zusam-
menwirken. Eine Allianz zwischen der politischen
Verwaltungsspitze und einem eingeschriankten,
projektbezogenen Organisations- bzw. Investoren-
kreis bildet sich oft im Zusammenhang mit GroB-
projekten der Stadtentwicklung wie einer Export-
ausstellung oder Bundesgartenschau heraus*. So
zeichnen sich bei den Strategien der Stadtentwick-
lungspolitik verschiedene Modelle der Zusammen-
arbeit zwischen organisierten gesellschaftlichen
Kriften und Organen der kommunalen Selbstver-
waltung vor Ort ab. Kindigt sich mit diesen
Modellen ein bereits durch verschiedene Dialog-
und Kooperationsformen vorbereiteter, die lokale

38 Vgl Biirgerbefragung Heidelberg, eigene Erhebung,
Juni 1996. Biirgerbefragung Wuppertal, eigene Erhebung,
Juni/Juli 1995.

39 Vgl llse Helbrecht, ,Stadtmarketing”. Konturen einer
kommunikativen Stadtentwicklungspolitik, Basel 1994,
S. 220.

40 Vgl u.a. Sandro Cattacin, Stadtentwicklungspolitik zwi-
schen Demokratie und Komplexitit, Wien 1994, S.97ff.;
Hartmut H#uBermann/Walter Siebel (Hrsg.), Festivalisie-
rung der Stadtpolitik. Stadtentwicklung durch grofie Pro-
jekte, Leviathan-Sonderheft, (1993) 13.
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Demokratie aushohlender kommunaler Korpora-
tismus an?

IV. Zum AbschluB3: Ein neues Rol-
lenverstandnis fiir den Gemeinderat

Die lokale Demokratie ist nichts Festgeschriebe-
nes; sie bleibt zum Beispiel Verdnderungen durch
Verwaltungsreformen ausgesetzt. Diese konnen
aber auch das Ergebnis von Stadtentwicklungsstra-
tegien sein, die zwischen der Verbesserung der
Verwaltungseffizienz und der Erweiterung der
Biirgerbeteiligung angesiedelt sind. So erfahrt der-
jenige innerhalb der Stadtbiirokratie eine Aufwer-
tung, der die Zustandigkeit und Verantwortung fiir
diese wahrnimmt. Stadtentwicklungsstrategien zie-
len vor allem auf mehr individuelle Biirgerbeteili-
gung. Doch es gelingt weniger, diesen Anspruch
einzulosen, als die im lokalen Pluralismus angeleg-
ten korporatistischen Ansitze zu kréftigen. Diese
sind zwar dazu geeignet, Sachverstand und Enga-
gement zu mobilisieren, sie konnen aber auch die
die lokale Demokratie bislang kennzeichnende
individuelle Biirgerbeteiligung und politische
Reprisentanz des Gemeinderats schwichen.

Im Unterschied zur politischen Spitze, zur Verwal-
tung und zu den gesellschaftlichen Organisationen
steht der Gemeinderat im Schatten der Stadtent-
wicklungsdiskussion. Es gehen kaum Ansto3e von
thm aus. Aufgrund des ,Nothelfer-Selbstverstiand-
nisses“ seiner Mitglieder und einer detailorientier-
ten, wahlrhythmusbestimmten Arbeitsweise fehlt
ihm oft der Bezug zu mittelfristigen, mehr oder
weniger vernetzten Stadtentwicklungsstrategien.
So kann es geschehen, da3 er erst dann reagiert,
wenn diese bereits Gestalt annehmen. Von den
konsensorientierten Konzepten aufgeschreckt, er-
kennt der Gemeinderat oft zu spit, daB3 diese Stra-
tegien nicht nur die Verwaltung stdrken, sondern
ihn iiber einen lingeren Zeitraum hinweg auch in
seiner Entscheidungsfreiheit einengen und damit

gleichzeitig das Eigenprofil der Rathausparteien
vernebeln konnen.
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Auf der Suche nach einem Leitbild fiir den sich neu
orientierenden Gemeinderat bietet sich trotz seiner
Schwichen eher der parlamentarische Bereich an.
Im Unterschied zu Aufsichtsriaten artikulieren Par-
lamentsabgeordnete nicht Interessen von Aktioné-
ren und Mitarbeitern, sondern biindeln die unter-
schiedlichen Bediirfnisse ebenso wie die dem
Gemeinwesen geltenden Anliegen von Biirgern; sie
sind Sachwalter des Regulativs Allgemeinwohl.
Das strategische Denken von Abgeordneten ist im
allgemeinen stirker ausgebildet, als das bei den
sich vielfach in Einzelfragen verzettelnden
Gemeinderiten der Fall ist. Bei ihnen wird daher
zu Recht eine ,strategische Licke"” diagnosti-
ziert¥!. Im Gegensatz zu der bisher vorherrschen-
den Praxis sollten daher die Gemeinderite das stra-
tegisch gemeinte ,,Was* annehmen, bestimmen und
durch Kontrolle der Verwaltung, Féllen von Grund-
satzentscheidungen und Ausarbeitung konzeptio-
neller Vorgaben wie Stadtentwicklungsziele ausfiil-
len, ohne dabei die Verbindung zu den Biirgern —
ihren Noten und Erfahrungen — zu verlieren.

Dieses komplexe Rollenverstindnis stellt Anfor-
derungen an die innere Reformfédhigkeit der
Gemeinderite. Wer aber, wie diese, die vielfach
schon in Gang gekommene, durch die Haushalts-
konsolidierung beschleunigte Verwaltungsmoder-
nisierung zu verantworten hat, sollte auch die
Kraft und die Weitsicht aufbringen, um sein eige-
nes Selbstverstindnis und seine eigene Arbeits-
weise zu iiberpriifen und daraus Konsequenzen zu
ziehen. Geschieht dies, so ist auch die Frage leich-
ter zu beantworten, ob die Stadtentwicklungsstra-
tegien eine Aushohlung der lokalen Demokratie
durch den Korporatismus ankiindigen. Das
braucht dann nicht der Fall sein, wenn die beiden
nachfolgend genannten Voraussetzungen erfiillt
sind: Erstens: Verwaltungsspitze und Gemeinderat
gehen auf die Moglichkeiten der individuellen
Biirgerbeteiligung bei Zielfindung und Umsetzung
der Entwicklungskonzepte ein. Zweitens: Der
durch die Volkswahl der Verwaltungsspitze zusitz-
lich geschwichte Gemeinderat wird aufgewertet.

41 Vgl. Helmut Klages, Verwaltungsmodernisierung durch
,neue Steuerung"?, in: Archiv fiir Kommunalwissenschaften,
34 (1995) 2, S. 203-228.
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Holger Leimbrock

Entwicklungs-, Planungs- und Partizipations-
prozesse 1n ostdeutschen Mittelstadten

I. Das Forschungsobjekt Mittelstdadte

Die mittelgroBen Stadte unterhalb der GroBstadt-
ebene waren bisher kaum Gegenstand verglei-
chender und generalisierender Stadtforschung. Im
Mittelpunkt des Forschungsinteresses standen viel-
mehr die dominierenden groBstadtischen Agglo-
merationen bis hin zu den ,,global cities* mit Welt-
geltung. Die Situation kleinerer Stddte blieb
hdufig ginzlich auflerhalb der Untersuchungsper-
spektive, oder die im Rahmen der GroBstadtfor-
schung gewonnenen Erkenntnisse beanspruchten
fir Stddte aller GroBenordnungen Giiltigkeit.
Explizit oder implizit lag diesem Anspruch stets
die Annahme zugrunde, daB die interessierenden
stadtischen Entwicklungsprozesse in GroBstiddten
besonders deutlich in Erscheinung treten und in
Stadten geringerer GroBenordnung aufgrund der
nivellierenden Wirkung der fiir alle Stadttypen
gleichermafen geltenden iiberlokalen Rahmenbe-
dingungen der Stadtentwicklung lediglich mit
geringerer Intensitdt, nicht jedoch in spezifisch
anderer Weise ablaufen.

Diese groBstadtfixierten Denkmuster lieBen und
lassen liber den Bereich der Stadtforschung hinaus
auch diverse stadtbezogene Planungsleitbilder,
Entwicklungskonzepte, Rechtsinstrumente und
Forderrichtlinien erkennen. Gedacht ist hier etwa
an den in den sechziger und frithen siebziger Jah-
ren in den westdeutschen Mittelstddten deutlich
ausgepragten Versuch, mittels politisch-admini-
strativ induzierter Stadtkernsanierungen in syste-
matischer Weise marktgesteuert abgelaufene gro3-
stadtische Entwicklungen nachzuvollziehen und so
Standards der in der interkommunalen Konkur-
renz dominierenden Grofstddte zu erreichen oder
sogar zu Ubertreffen. Ohne eine hinreichende
Beriicksichtigung der stadtspezifischen Standort-
und Entwicklungsbedingungen als objektiver Pla-
nungsbasis ging es darum, Mittelstddte durch die
Imitation groBstddtischer Verhiltnisse zu ,kleinen
Grofstddten” mit ,groBstadtischem Flair® zu
machen. Stiddtebauliche Kennzeichen jener undif-
ferenzierten mittelstddtischen Orientierung an
groBstadtischen Vorbildern waren fliachenhafte,
mit der massiven Vernichtung historischer Bausub-
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stanzen und Baustrukturen verbundene Abri3-
und NeubaumaBnahmen. Erst im weiteren Verlauf
der siebziger Jahre kam es hier zur stidtebaulichen
Tendenzwende und zur Durchsetzung des Erhal-
tungs- und Modernisierungsgedankens.

Ein aktuelles Beispiel fiir die umrissenen groB-
stadtfixierten Denkmuster ist die Leitvorstellung
von der ,Innenentwicklung vor AuBenentwick-
lung®. Sie hat zum Ziel, die im stddtischen Umland
ablaufenden, mit erhohtem Flichenverbrauch und
Verkehrsaufkommen verbundenen Suburbanisie-
rungsprozesse einzudammen. Dazu wird die Nach-
verdichtung der Kernstiddte im allgemeinen und
threr Innenstiddte im besonderen vorgeschlagen.
Gedacht ist dabei offensichtlich an die austausch-
bar wirkenden groBstidtischen Geschiftszentren
mit ihrer weit fortgeschrittenen funktionellen und
optischen Monotonie, fiir die der Nachverdich-
tungsgedanke durchaus sinnvoll und plausibel
erscheint. Seine undifferenzierte Ubertragung auf
die entsprechenden mittelstddtischen Gebiete
lauft dagegen auf eine erneute und zusitzliche
Bedrohung historischer Bausubstanzen und Bau-
strukturen hinaus.

Bei der These von der nivellierenden Wirkung der
fiir alle Stadttypen gleichermaB3en geltenden iiber-
lokalen Rahmenbedingungen der Stadtentwick-
lung bleiben neben den modifizierenden Wirkun-
gen lokaler EinfluBfaktoren auch die zwischen
Makro- und Mikroebene bestehenden Wechselbe-
ziechungen unberiicksichtigt. Dies impliziert, daf3
es durchaus von Mittelstddten auf die iiberlokale
Ebene durchschlagende Impulse gab und gibt.

Gedacht ist hier etwa an den Bereich der Stadte-
bauférderung und die Schwierigkeiten mittelgro-
Ber Stddte mit den auf iiberlokaler Ebene formu-
lierten Forderrichtlinien. Ein herausragendes
Beispiel ist die westdeutsche Mittelstadt Marburg,
in der man sich nicht zuletzt aufgrund der gegebe-
nen topographischen Verhéltnisse bereits Anfang
der siebziger Jahre dazu entschloB3, bei der Sanie-
rung des am Berghang gelegenen historischen
Geschiftszentrums eine Strategie der erhaltenden
Erneuerung zu verfolgen. In ihrer Vorreiterrolle
stieB die Stadt allerdings sehr schnell an die kon-
zeptionellen Grenzen des Stddtebauférderungsge-
setzes von 1971, das nur nachrangig auf die Reali-
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sierung einer erhaltenden Stadterneuerung zuge-
schnitten worden war. Dem entsprach es, daB3 die
staatlichen Stidtebauférderungsmittel zundchst
nicht fiir Modernisierungsmafnahmen freigegeben
wurden. Erst nachdem sich die Stadt Marburg
intensiv fiir eine Aufhebung dieser Mittelsperre
eingesetzt hatte, erhielt sie 1973 als eine der ersten
Stidte der Bundesrepublik Deutschland die
Erlaubnis zum Einsatz von Stiddtebauférderungs-
mitteln bei der Durchfithrung von Modernisie-
rungen’.

Anders gelagerte Schwierigkeiten mit der Stidte-
bauforderung hat demgegeniiber die ostdeutsche
Mittelstadt Quedlinburg als herausragendes aktu-
elles Beispiel. Zwar stellen der Bund und das Land
Sachsen-Anhalt umfangreiche Stddtebauforde-
rungsmittel fiir die erhaltende Erneuerung des
mittelalterlichen Quedlinburger Stadtkerns zur
Verfiigung, der von der UNESCO als ,,Weltkul-
turerbe® eingestuft wurde, doch kann die finanz-
schwache Stadt den notwendigen Eigenanteil mitt-
lerweile nur noch auf dem Kreditweg aufbringen.
Vor diesem Hintergrund fordert Quedlinburg von
Bund und Land, die Forderrichtlinien zu dndern
und ,die Finanzierungsanteile der Stddte auf
Null*“? zu setzen.

Insgesamt wird hier also davon ausgegangen, daB
bei der Betrachtung der Stadt und ihrer Entwick-
lung neben den auf die kommunale Ebene durch-
schlagenden iliberlokalen Rahmenbedingungen der
Stadtentwicklung mit ihrer nivellierenden Wir-
kung immer auch die modifizierenden Wirkungen
lokaler EinfluBfaktoren und die zwischen Makro-
und Mikroebene bestehenden Wechselbeziehun-
gen zu beriicksichtigen sind. Dies begriindet in all-
gemeiner Form den Sinn und die Notwendigkeit
eines mittelstadtbezogenen Forschungsinteresses.

Bei der Mittelstadtabgrenzung bietet es sich an,
numerische, strukturelle und funktionelle Merk-
male miteinander zu kombinieren. Konkret ange-
sprochen sind im folgenden Stéddte in der GroBen-
ordnung zwischen ca. 30000 und ca. 130000
Einwohnern, also Stddte, die bereits iiber ausge-
prédgte zentrale Einkaufs- und Dienstleistungsbe-
reiche verfiigen, ohne daB es zur Herausbildung
leistungsfidhiger Nebenzentren gekommen ist. Die
so umrissenen Stddte mittlerer Gréf3e werden von
den Landesplanungen typischerweise als Mittel-
zentren ausgewiesen und erfiillen in dieser Funk-

1 Vgl. Holger Leimbrock/Werner Roloff, (Mittel-)Stadt-
entwicklung - (Mittel-)Stadtplanung, Frankfurt am Main u. a.
1987, S. 788 1.

2 Tagungsbericht: Altstadt als Kernstadt. Internationale
Stddtetagung der Arbeitsgemeinschaft Die alte Stadt vom 25.
bis 28. April 1996 in Freiberg/Sachsen, in: Die alte Stadt, 23
(1996) 3, S. 299.
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tion wesentliche, zum Teil weit in ithr Umland
hineinreichende Versorgungs- und Entwicklungs-
aufgaben.

Die Mittelstadtbetrachtung soll der Gefahr entge-
genwirken, die kommunale Realitidt auBlerhalb der
dominierenden groBstadtischen Agglomerationen
als weniger relevant auszublenden, und gleichzei-
tig der Tatsache Rechnung tragen, daB cher als die
relativ wenigen, in vielerlei Hinsicht austauschbar
erscheinenden GroBstidte die mittelgroBe Stadt
als ,typische deutsche Stadt*’ einzustufen ist. Das
trifft insbesondere auf die Mittelstadte in Ost-
deutschland zu, auf die sich die folgenden Ausfiih-
rungen zu stadtischen Entwicklungs-, Planungs-
und Partizipationsprozessen schwerpunktmifig
beziehen. Gerade die ostdeutschen Mittelstddte
sehen sich nach der deutschen Vereinigung sowohl
neuartigen Chancen als auch neuartigen Bedro-
hungen gegeniiber. In die folgende Darstellung
flieBen unter anderem Erfahrungen und Erkennt-
nisse aus einem Forschungsprojekt ein, das zur
Zeit am Institut fiir 6kologische Raumentwicklung
(IOR) in Dresden durchgefiihrt wird. Untersu-
chungsstddte sind hier Gorlitz, Pirna und Riesa in
Sachsen, Altenburg in Thiiringen sowie Halber-
stadt in Sachsen-Anbhalt.

II. Ostdeutsche Mittelstddte vor neu-
artigen Chancen und Bedrohungen

1. Chancen

Neuartige Chancen resultieren fiir die ostdeut-
schen Mittelstadte daraus, daB die von ihnen trotz
diverser gegenldufiger Entwicklungstendenzen
anzubietenden stadtspezifischen Qualitdtspoten-
tiale und Standortvorteile mit grundlegenden Ziel-
vorstellungen korrespondieren, die im Zuge der
aktuellen Diskussion um Perspektiven, Leitbilder
und Strategien fiir die rdumliche Entwicklung der
Bundesrepublik Deutschland zunehmend an
Bedeutung gewonnen haben.

So geht der 1992 von der Ministerkonferenz fiir
Raumordnung beschlossene ,,Raumordnungspo-
litische Orientierungsrahmen** vom Leitbild der
dezentralen Konzentration aus. Gefordert wird der
Ausbau und die Stirkung der dezentralen Raum-

3 Bernhard Schifers, Aufgaben und Moglichkeiten kom-
munaler Entwicklungsplanung in Mittelstddten, in: Der
Stiddtetag, Neue Folge, 28 (1975) 12, S. 661.

4 Vgl. Bundesministerium flir Raumordnung, Bauwesen
und Stddtebau, Raumordnungspolitischer Orientierungs-
rahmen. Leitbilder flir die rdumliche Entwicklung der Bun-
desrepublik Deutschland, Bonn-Bad Godesberg 1993,
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und Siedlungsstruktur, was darauf verweist, daf3
Mittelstadte bzw. mittelstadtische Regionen mit
sich verstirkender Tendenz von Raumordnung
und Stdadtebau zur Kenntnis genommen werden.
Mit den Mittelstidten verbinden sich die ord-
nungspolitischen Zielvorstellungen, da3 sie einer-
seits als ,,Auffangstationen” fiir die Abwanderung
aus den peripheren lindlichen Raumen und ande-
rerseits als ,Entlastungszentren® fiir benachbarte
Verdichtungsriaume dienen sollen.

In diesem Zusammenhang bzw. dariiber hinaus
besteht die Zielvorstellung, daB Mittelstadte ver-
suchen sollten, eine von den giiltigen Leitbildern
fir die groBen Verdichtungsraume unabhingige
Entwicklung auf der Basis eigenstandiger Qualitiits-
potentiale und Standortvorteile zu verfolgen. Dazu
zdhlen Phinomene wie sich in Grenzen haltende
Umweltbelastungen und Ressourcenverbriauche,
die Uberschaubarkeit und Kompaktheit der stadti-
schen Strukturen sowie speziell die attraktiven,
unverwechselbaren und multifunktionalen Stadt-
kerne. In den Zentrumsbereichen der ostdeut-
schen Mittelstadte haben sich trotz vielfaltiger
Erosionserscheinungen Bausubstanzen sowie Bau-
-und Nutzungsstrukturen erhalten, die in den west-
deutschen Grofistidten primér durch Kriegsein-
wirkungen sowie marktinduzierte Abrif3- und Neu-
baumaBnahmen und in den westdeutschen
Mittelstadten primédr durch die politisch-admini-
strativ induzierten FliachensanierungsmaBnahmen
der sechziger und frithen siebziger Jahre zerstort
worden sind.

So werden die Zentrumsbereiche gerade der ost-
deutschen Mittelstadte geprdgt von iiberkomme-
nen historischen Bausubstanzen und Baustruktu-
ren, einem relativ vielfdltigen Nutzungsgemisch
sowie einer giinstigen Verteilung der einzelnen
Funktionen. Fiir das Umland der ostdeutschen
Mittelstddte ist charakteristisch, daf3 trotz der dor-
tigen Ausweisung neuer Wohn- und Gewerbege-
biete und der verstdarkten Ansiedlung groBflachi-
ger Einzelhandelseinrichtungen auf der ,griinen
Wiese™ Suburbanisierungsprozesse groeren Aus-
mal3es bisher ausgeblieben sind.

Nicht zuletzt bleibt hervorzuheben, da3 es unter
den aktuellen Rahmenbedingungen der Stadtent-
wicklung, die auf eine zunehmende Heterogenisie-
rung von Interessenlagen und Lebensstilen hinaus-
laufen, in Mittelstddten noch relativ leicht méglich
ist, die verschiedenen entwicklungs- und planungs-
bezogenen Interessen zu identifizieren und auszu-
gleichen. Entscheidend fiir die weitreichenden mit-
telstadtischen Moglichkeiten zur Reduzierung von
Konflikten sind die iiberschaubaren und kompak-
ten stddtischen Strukturen sowie die vergleichs-
weise geringe Intensitdt des auf sie einwirkenden
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Investitions- und Umnutzungsdrucks. Planung und
Politik in ostdeutschen Mittelstadten eroffnen sich
so spezifische Moglichkeiten, das prekire Gleich-
gewicht zwischen 6konomischen und legitimatori-
schen Anforderungen herzustellen und dabei die
von Stadtentwicklungs- und Stadtplanungsprozes-
sen betroffenen Stadtbewohner als Planungssub-
jekte zu behandeln und ihre Interessenlagen und
Lebensstile tatsachlich zu beriicksichtigen.

FaB3t man die bisher umrissenen Elemente des
Erscheinungsbilds mittelgroBer Stidte in Ost-
deutschland zusammen, dann fillt auf, wie stark
das entstandene Gesamtbild mit den Zielvorstel-
lungen korrespondiert, die seit einiger Zeit die
groBstadtbezogene Stadtumbaudiskussion bestim-
men, namlich Umweltvertriglichkeit, Uberschau-
barkeit, Funktionsmischung und demokratische
Fartizipation.

Die hier angesprochenen okologischen, 6konomi-
schen und sozialen Zielvorstellungen finden sich
explizit oder implizit in diversen aktuellen Leitbil-
dern wieder. Dazu zihlen die Konzepte der
,urbanen Stadt”, der ,intelligenten Stadt“, der
»~hachhaltigen Stadt”, der ,,kompakten und durch-
mischten Stadt® oder der ,Stadt der kurzen
Wege*®. Einerseits haben wir es also mit einer
kaum noch iiberschaubaren, stindig zunehmenden
Vielzahl formulierter Leitbilder zu tun, die ange-
sichts der rasanten und umfassenden Erosion
bestehender gesellschaftlicher Sicherheiten Aus-
druck einer ,,neuen Unsicherheit* auch im Bereich
der rdaumlichen Entwicklung und Planung sind.
Andererseits scheinen sich innerhalb dieses Rah-
mens diverse Zielvorstellungen zu verfestigen und
als konsensfihig zu erweisen.

Die aktuelle Forderung, die Zielvorstellungen
Umweltvertriglichkeit, Uberschaubarkeit, Funkti-
onsmischung und demokratische Partizipation in
GroBstadten zu realisieren, bedeutet allerdings
wieder einmal, daB gewachsenen Strukturen
wesensfremde politisch-administrative Ordnungs-
und Sanierungskonzepte aufgezwungen werden
sollen, Statt aus Mittelstadten ,kleine GrofBstadte®
machen zu wollen, sollen nun aus Grofstidten
offensichtlich ,groe Mittelstidte” werden. Wah-
rend die groBstadtbezogenen Stadtumbaupline
spannende Fragen nach ihrer konkreten Umsetz-
barkeit letztlich unbeantwortet lassen, erfiillten
Mittelstddte die Forderungen nach Umsetzung der
genannten Zielvorstellungen bereits, als diese
noch gar nicht aufgestellt waren. Gerade die

5 Vel u.a. Hartmut HiuBermann/Walter Siebel, Neue Ur-
banitit, Frankfurt am Main 1987; Albert Speer, Die intel-
ligente Stadt, Stuttgart 1992; Bundesforschungsanstalt fiir
Landeskunde und Raumordnung (Hrsg.), Stadtebaulicher
Bericht — Nachhaltige Stadtentwicklung, Bonn 1996.
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.weichen*, nicht oder kaum quantifizierbaren
Qualititspotentiale, die in GroBstadten erst (wie-
der) geschaffen werden sollen, sind in Mittelstad-
ten (noch) vorhanden.

Wenn es zutrifft, da die mit den Zielvorstellun-
gen Umweltvertraglichkeit, Uberschaubarkeit,
Funktionsmischung und demokratische Partizipa-
tion anvisierten Qualitdten immer wichtiger fiir
die Attraktivitit und Konkurrenzfihigkeit von
Stadten werden, dann erhoht das die Chancen der
ostdeutschen Mittelstddte im Zuge der interkom-
munalen Konkurrenz um Flichennutzungen,
Kaufkraft und Subventionen und damit letztlich
auch die Chancen fiir eine erfolgreiche Umsetzung
des Leitbilds der dezentralen Konzentration. Aus
dieser Perspektive heraus werden aus diagnosti-
zierten ,Riickstdndigkeiten* und ,Fehlentwick-
lungen” Entwicklungschancen, wandeln sich
Schwichen zu Stidrken.

2. Bedrohungen

Der potentiell ambivalente Charakter des hier
umrissenen Sachverhalts ergibt sich allerdings aus
der nicht unbegriindeten Befiirchtung, daf} es
durch die in ostdeutschen Mittelstddten vorfindba-
ren Standortqualitidten zur Induzierung von Inve-
stitionen kommt, die den Fortbestand eben jenes
investitionsauslosenden  Qualitdtspotentials  in
Frage zu stellen drohen. Genau an dieser Stelle
wiirde sichtbar werden, wie stark sich die lokalen
und iiberlokalen Rahmenbedingungen der Stadt-
entwicklung, die fiir eine ldngerfristige Bewahrung
der mittelstadtspezifischen Qualitdtspotentiale
sprechen, verfestigt haben.

Bedroht werden die Qualititspotentiale ostdeut-
scher Mittelstadte aber auch durch die Tatsache,
daB der ProzeB ihrer Bewahrung bzw. Wiederher-
stellung und moglichst dauerhaften Sicherung
auferst langwierig, schwierig und kostenintensiv
ist. Dies impliziert, daf3 nicht samtliche baulichen
und funktionellen Defizite der zentralen mittel-
stddtischen Standorte gleichzeitig zu beheben sind,
daB sich in Sanierungserwartungsgebieten eine
weitere Zundhme der Erosionserscheinungen
kaum verhindern 148t und daB auf ldngere Sicht
unattraktiv erscheinende Standorte von Investoren
entweder gar nicht erst nachgefragt oder gegebe-
nenfalls nach einiger Zeit wieder verlassen wer-
den. Auf diese Gefahr verweisen Schlagzeilen wie
»Kaufhalle gibt 20 Ostfilialen ab .. ., vor allem in
kleineren Mittelstidten“®, ,Horten will weitere
Hiuser im Osten schlieBen*’ oder ,,Kaufhof dros-

6 Kaufhalle gibt 20 Ostfilialen ab, in: Ostthiiringer Zeitung
vom 30. Mai 1995.

7 Horten will weitere Héduser im Osten schlieBen, in: Hal-
berstéddter Volksstimme vom 31. Mai 1995.
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selt Investitionen ... besonders in Ost-Deutsch-

land*®,

Die groBen Warenhauskonzerne Karstadt, Kauf-
hof, Hertie und Horten sind als Folge der Markt-
und Planungsprozesse in den GroBstddten und seit
den siebziger Jahren auch in den westdeutschen
Mittelstadten vertreten, bisher aber offensichtlich
kaum bereit oder in der Lage, ihre Grofkaufhiiu-
ser mit Vollsortiment, die ,,Flaggschiffe* des inner-
stadtischen Einzelhandels, auch in den Zentren
der ostdeutschen Mittelstidte anzusiedeln bzw.
dauerhaft zu betreiben. Auf der einen Seite ist dies
Ausdruck der dort objektiv gegebenen standortli-
chen Rahmenbedingungen, denn mit den groB-
flaichigen Einzelhandelseinrichtungen auf der
wgrimen Wiese® kann der Einzelhandel in den
Zentren der ostdeutschen Mittelstdadte kaum kon-
kurrieren. Dazu tragen nicht zuletzt die dort zur
Zeit noch in erheblichem Umfang bestehenden
baulichen und funktionellen, die Investitionstétig-
keit hemmenden Defizite bei. Auf der anderen
Seite basiert die Investitionszuriickhaltung der
groBen Warenhauskonzerne aber sicherlich auch
auf den diversen negativen Erfahrungen, die sie
mit den Kaufhausansiedlungen in den Zentren der
westdeutschen Mittelstddte gemacht haben.

Zwischen den groflen Warenhauskonzernen und
dem Bundeswirtschaftsministerium bestand seit
1965 eine Selbstbeschriankungsabsprache, wonach
die Konzerne zeitweilig auf die Einrichtung neuer
Filialen in Stadten unter 200 000 Einwohnern ver-
zichten wollten. In die so entstandene Marktliicke
stieBen jedoch die im Bereich des Handels neu
aufgekommenen Betriebsformen mit einem dezen-
tralen Standort vor. Angesichts dieser Entwick-
lung fiihlten sich die Warenhauskonzerne seit etwa
1968 nicht mehr an die Selbstbeschriankungsab-
sprache gebunden und begannen speziell in den
Mittelstidten, aber auch in Kleinstadten, mit der
beschleunigten Griindung neuer Filialen. Die
Filialgriindungen wurden von den betreffenden
Kommunen vielfach erst durch den flichenhaften
Abrif3 historischer Altstadtquartiere ermdoglicht
und erfolgten bemerkenswerterweise haufig ohne
die vorherige Durchfithrung fundierter Standort-
analysen. Entscheidende Ansiedlungskriterien
waren hier lediglich das bedarfsgerechte Flachen-
angebot in attraktiver innerstddtischer Lage und
die Moglichkeit, der Konkurrenz zuvorzukommen.
Nachdem sich dieses Vorgehen, das dhnlich irratio-
nale Ziige erkennen 146t wie der heutige Investiti-
onsboom auf der ,griinen Wiese™, im weiteren
Verlauf der Entwicklung nicht selten als schwer-
wiegender betriebswirtschaftlicher Fehler heraus-

8 Kaufhof drosselt Investitionen, in: Ostthiiringer Zeitung
vom 1. Juni 1995.
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gestellt hatte, sahen sich die Warenhauskonzerne
gezwungen, durch Sortimentsumgestaltungen,
organisatorische Veranderungen und auch die
SchlieBung von Filialen ihre Fehlentscheidungen
zu korrigieren.

Ein aktiver und zielgerichteter Umgang mit den
neuartigen Chancen und Bedrohungen, denen sich
die ostdeutschen Mittelstddte nach der deutschen
Vereinigung gegeniibersehen, setzt eine entspre-
chende stddtische Steuerungsfiahigkeit und Steue-
rungsbereitschaft voraus. Fiir eine systematische
politisch-administrative Steuerung von Stadtent-
wicklungsprozessen fehlt den mittelgroBen Stidd-
ten jedoch neben Geld, Zeit sowie EinfluBmog-
lichkeiten auf die {berlokalen Rahmenbe-
dingungen der Stadtentwicklung und auf private
Investitionsentscheidungen fast immer auch das
notwendige Personal. Um das verfiigbare rechtli-
che Steuerungsinstrumentarium effektiv einsetzen
zu konnen, bedarf es namlich einer personellen
Mindestkapazitit, die in der Regel von Mittelstid-
ten nicht erreicht wird. Daraus folgt auch, dal3 es
wenig aussichtsreich ist, ein neues differenziertes
Steuerungsinstrumentarium fiir den Einsatz in
Mittelstadten vorzuschlagen, wenn nicht gleichzei-
tig die Personalkapazitit geschaffen wird bzw. wer-
den kann, die in der Lage ist, dieses Instrumenta-
rium effektiv einzusetzen.

Erschwerend kommt hinzu, daf3 die in den ostdeut-
schen Mittelstiddten fiir die Stadtplanung und -ent-
wicklung zustindigen Verwaltungen nach der
deutschen Vereinigung eine Aufbau- und Lern-
phase zu durchlaufen hatten und haben, daB ange-
messene Planungsgrundlagen erst allmidhlich zur
Verfiigung stehen und daB sie aufgrund des rasan-
ten, sich wie im Zeitraffer vollziehenden Struktur-
wandels entsprechend schnell veralten. Was dies
konkret fiir die Planungspraxis bedeutet, zeigt sehr
anschaulich die Entwicklungsgeschichte des Fla-
chennutzungsplans der ostdeutschen Mittelstadt
Altenburg, dessen Aufstellung der Stadtrat
Anfang 1997 angesichts modifizierter lokaler und
iiberlokaler Rahmenbedingungen der Stadtent-
wicklung erneut beschloB: ,In der Stadt Altenburg
wurde bereits im Jahr 1991 ein Flichennutzungs-
planentwurf erarbeitet, der 1992 im Rathaus
offentlich auslag. Aufgrund der Eingliederung der
Gemeinden Ehrenberg, Zetzscha und Kosma in
das Gebiet der Stadt Altenburg ist eine Uberarbei-
tung des Flachennutzungsplanentwurfes notwen-
dig geworden. Das Territorium der Stadt Alten-
burg hat sich vergroBert, auflerdem liegen die
verschiedensten Fachplanungen vor, die es zu
beriicksichtigen gilt. Die Entwicklung der Stadt
Altenburg ist in allen Bereichen des stddtischen
Lebens vorangeschritten. Ein weiterer Grund fiir
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die Erstellung des Flachennutzungsplanes liegt in
der Neufassung des Baugesetzbuches.*’

II1. Planungsphasen

Das zitierte Beispiel ist ein Hinweis darauf, welche
Auswirkungen die sich verandernden Rahmenbe-
dingungen der Stadtentwicklung bisher auf die
Steuerungsfahigkeit und Steuerungsbereitschaft
der ostdeutschen Mittelstadte hatten. In der Phase
unmittelbar nach der deutschen Vereinigung war
ein ausgepragter kommunaler Steuerungswille zu
konstatieren. In dieser Zeit der ,Planungseupho-
rie”, in der es eine Vielzahl von Aufstellungsbe-
schlissen fiir Flichennutzungs- und Bebauungs-
plane gab, versuchten die Stddte, iiber die
Bauleitplanung nach Baugesetzbuch eigene, insbe-
sondere auch 6kologische und soziale Vorstellun-
gen durchzusetzen und iiberdies zielgerichtet mit
konkurrierenden Nachbargemeinden zu kooperie-
ren. In einem Erfahrungsbericht mit der Fragestel-
lung ,,Wer bestimmt die Stadtentwicklung?* fand
der Baudezernent der ostdeutschen Mittelstadt
Stralsund fiir diese Entwicklungsphase die tref-
fende zusammenfassende Uberschrift: . Die Stadt
bestimmt die Entwicklung. Nach der Wende
schien das klar zu sein.*!"”

Die Wunschvorstellung der ostdeutschen Mittel-
stidte, die ,Vision einer blithenden Stadtland-
schaft“!! nach eigenen Zielsetzungen verwirklichen
zu konnen, wurde allerdings sehr schnell von der
Realitit eingeholt. Angesichts der sich verschirfen-
den Restriktionen kommunaler Planung und Politik
folgte unmittelbar auf die kurze Phase der ,.Pla-
nungseuphorie®” eine planungsfeindliche Phase des
reinen Inkrementalismus, dessen Kennzeichen
schrittweise und kleinteilige, nicht oder kaum von
angemessenen Planungsgrundlagen geleitete Ad-
hoc-Losungen sind. Dabei kam es zur selektiven
Aufgabe kommunaler Steuerungsfihigkeit und -be-
reitschaft sowie zur Zunahme von Sachzwangsargu-
menten und -entscheidungen. Vorrang erhielten die
selektiven politisch-administrativen Zjelsetzungen,
die Wirtschaftskraft und die zentralortliche Versor-
gungsfunktion zu starken, Arbeitspldtze zu schaf-
fen, Investoren anzulocken und Investitionshemm-

9 Stadt Altenburg (Hrsg.), Altenburger Amtsblatt, Nr. 6
vom 5. Februar 1997, S. 4.

10 Carsten Zillich, Wer bestimmt die Stadtentwicklung?
Erfahrungsbericht aus der Stadt Stralsund, in: Arbeits-
gemeinschaft Die alte Stadt (Hrsg.), Thesenpapier zu den
Vortrdgen der internationalen Stiddtetagung ,Altstadt als
Kernstadt* vom 25. bis 28. April 1996 in Freiberg/Sachsen,
Esslingen 1996, S. 9.

11 Ebd.
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nisse zu beseitigen. Andere Ziele wurden entweder
zwar verbal vertreten, in der Abwigung dann
jedoch den dominierenden Zielen untergeordnet
oder aber gar nicht mehr erwihnt. In den Hinter-
grund traten so die 6kologischen und sozialen Ziel-
vorstellungen sowie die Bereitschaft zur interkom-
munalen Kooperation. Dies belegt anschaulich eine
Aussage aus Gorlitz: ,,Um die Ansiedlung von Inve-
storen und die Sicherung von Arbeitsplatzen mul3
jede Kommune fiir sich allein kampfen, bestenfalls
noch im Bunde mit der Wirtschaftsféorderungsge-
sellschaft Oberlausitz/Niederschiesien.«'?

In den ostdeutschen Mittelstddten sprechen mitt-
lerweile diverse Anzeichen dafiir, daBl die den kom-
munalen Handlungs- und Gestaltungsspielraum
dramatisch reduzierende Phase des reinen Inkre-
mentalismus allméhlich in eine Phase des ,per-
spektivischen Inkrementalismus® iibergeht. Der
bereits erwihnte Stralsunder Baudezernent, der in
seinem Erfahrungsbericht die Frage ,Wer
bestimmt die Stadtentwicklung?* aufwarf, gab fiir
diese aktuelle Entwicklungsphase di¢ Antwort:
»~Sachzwinge bestimmen die Stadtentwicklung.
Verhandlungslésungen sollen sie schrittweise zum
Positiven wenden.“"” Charakteristisch fiir diese
einerseits deutlich am Markt orientierte, anderer-
seits von den allmdhlich verfiigbaren Planungs-
grundlagen geleitete ,,Verhandlungsplanung™ sind
die verstiarkt zwischen offentlichen und privaten
Akteuren ablaufenden Aushandlungsprozesse, die
marktkonforme Verschlankung kommunaler Pla-
nung und Politik durch die Privatisierung von Pla-
nungs-, Entwicklungs- und Marketingaufgaben
sowie die Konzentration auf modellhafte und spek-
takuldre Einzelprojekte. Die betreffenden ostdeut-
schen Mittelstadte machen sich so schrittweise auf
den ,,perspektivischen Weg“! in dessen Verlauf
sich moglicherweise auch Perspektiven fiir die Ein-
fiihrung einer integrierten, in umfassender Weise
gesamtstadtische - Entwicklungsverldufe bertick-
sichtigenden Stadtentwicklungsplanung eroffnen.

IV. Problemldsungsstrategien

Als gesamtstadtische Strategie zur Reduzierung
grofBstadtischer Entwicklungsvorspriinge domi-

12 Tilo Berger, Die Zeiten des gemeinsamen Reichtums
sind lange vorbei. Oberlausitzer Sechsstddtebund setzt heute
vor allem auf Tourismus, in: Sédchsische Zeitung vom 19. Fe-
bruar 1996, 8. 5.

13 Zillich (Anm. 10), S. 10.

14 Klaus M. Schmals, Die Januskopfigkeit des ,per-
spektivischen Inkrementalismus* — Stadtentwicklung durch
Projekte oder Lernen von der Miinchner Olympiade fiir die
Weltausstellung in Hannover?, in: Dirk Schubert (Hrsg.),
Stidte fiir morgen, Kassel 1995, 8. 221.
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nierte in den westdeutschen Mittelstddten bis in
die siebziger Jahre hinein der Versuch, durch die
Imitation groBstadtischer Verhiltnisse ,groBstid-
tisches Flair* zu erreichen. In den ostdeutschen
Mittelstadten findet sich diese Problemlosungs-
strategie offensichtlich nur noch in bestimmten
Einzelfallen. Gedacht ist dabei insbesondere an
die altindustrialisierten Mittelstddte, deren itiber-
kommene Wirtschaftsstrukturen nicht mehr kon-
kurrenzfahig sind und die dariiber hinaus iiber ein
eher negatives Image und bestenfalls ansatzweise
iiber eine eigene, historisch gewachsene Identitit
verfiigen.

Ein instruktives Beispiel hierfiir ist die ostdeutsche
Mittelstadt Riesa. Sie verlor nach der deutschen
Vereinigung ihre alte Identitat als , Stahlstadt™ und
hat unter massiver Anwendung politisch-admini-
strativer Problemlosungsstrategien und offentli-
cher Mittel durchaus erfolgreich daran gearbeitet,
den notwendigen Strukturwandel moglichst rei-
bungslos zu vollziehen. Nach der Stillegung des
lange Zeit dominierenden Stahl- und Walzwerks
setzte Riesa von Anfang an ,auf neue Bliite®".
Unter dieser Uberschrift gibt ein Zeitungsinter-
view von 1993 die Zielrichtung fiir die zukiinftige
Stadtentwicklung wieder: ,Riesa ist dabei, sich
eine neue Identitdt zu schaffen. Es muB} sich als
kleine GroBstadt begreifen.“"

Die groBflachige, als Modellvorhaben des Experi-
mentellen Wohnungs- und Stddtebaus (ExWoSt)
des Bundesministeriums fiir Raumordnung, Bau-
wesen und Stddtebau durchgefithrte Umnutzung
des ca. 70 Hektar grof3en Stahl- und Walzwerkge-
landes war mit umfangreichen AbriB3- und Neu-
baumaBnahmen verbunden. Auch im Zentrumsbe-
reich von Riesa wurden neben der erhaltenden
Erneuerung des historischen altdorflichen Kerns
verschiedene groB3flichige UmbaumaBnahmen
angedacht und teils schon realisiert. In West-
deutschland haben sich vergleichbare Entwicklun-
gen wie in Riesa beispielsweise in den Mittelstiad-
ten am Nordrand des Ruhrgebiets vollzogen, wo in
den letzten Jahrzehnten mittels grofstadtorientier-
ter Radikallosungen versucht wurde, Verspitun-
gen in der Stadtwerdung aufzuholen und Auswir-
kungen der Strukturkrise des Ruhrkohlenbergbaus
abzumildern. Nach Aussagen eines aus West-
deutschland stammenden Dezernenten vergleicht
sich Riesa hier mit der Stadt Marl.

Die Stadt Riesa unterstiitzt den sich vollziehenden
Strukturwandel durch eine offensive Stadtmarke-
tingstrategie und setzt dabei neben den herkémm-

15 Reinhard Delau, Die Stahlstadt ist passé: Riesa setzt auf
neue Bliite. Eines der ,,gréften Experimente Deutschlands®
kdmpft um seinen Erfolg, in: Sidchsische Zeitung vom 20. Juli
1993, S. 3.
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lichen Wegen und Instrumenten der Wirtschafts-
forderung zunehmend auch den Sport als wirt-
schaftsfordernden Faktor ein. Dem Ziel, den Inve-

stitionsstandort Riesa ,.weltbekannt*“'® zu machen,

dienen Aktivititen wie der Einsatz des Bob-Olym-
piasiegers Harald Czudaj als stadtischer Werbetra-
ger, die Durchfithrung von zwei Sportakrobatik-
Weltmeisterschaften sowie die ehrgeizigen Pléne,
in der ,Sportstadt* Riesa ein international kon-
kurrenzfdhiges Sportzentrum entstehen zu lassen.

Bei der umrissenen ProblemlGsungsstrategie der
Orientierung an groBstdadtischen und westdeut-
schen Vorbildern besteht fiir die ostdeutschen Mit-
telstiadte allerdings generell die Gefahr, daf sie
thre Entwicklungsmoglichkeiten iiberschétzen, in
threr Bedeutung unterschitzte Qualitatspotentiale
und Standortvorteile zugunsten eines rein quanti-
tativen Wachstums aufgeben und Leitbildern
anhingen, die in den Vorbildstiadten ldangst nicht
mehr unumstritten sind.

Einer solchen Gefahr wirkt die zweite Strategie
zur Schaffung konkurrenzfahiger ostdeutscher
Mittelstadte entgegen. Sie ist an einem eher quali-
tativen Wachstum orientiert und zielt darauf, das
verfiig- und einsetzbare , mittelstadtische Flair* zu
erkennen, zu erhalten und moglichst dauerhaft zu
sichern. Dabei ist die unreflektierte, schnelle Pro-
blemlésungen versprechende Ubernahme standar-
disierter Patentrezepte mit Anspruch auf Allge-
meingiiltigkeit von vornherein ausgeschlossen.
Gefordert sind vielmehr auf die jeweiligen lokalen
Verhiltnisse zugeschnittene, moglichst weitrei-
chende Alternativen zu konkurrierenden Zentren
aufzeigende Problemlosungskonzepte. Dies gilt
speziell fiir die kleinteilig und behutsam angeleg-
ten Strategien zur Bewahrung bzw. Wiederherstel-
lung iiberkommener Stadtbildqualititen sowie
multifunktionaler und attraktiver Innen- und Alt-
stidte mit weitreichender Ausstrahlung.

V. Biirgerbeteiligung

Die aktuellen lokalen und iiberlokalen Rahmen-
bedingungen der Stadtentwicklung verengen die
Handlungs- und Gestaltungsspielrdume kommu-
naler Planung und Politik in den ostdeutschen Mit-
telstadten, was die Tendenz zur Einschriankung
freiwilliger kommunaler Leistungen einschlieft.
Entsprechend eng begrenzt bleiben auch die frei-
willigen, iiber das gesetzlich vorgeschriebene Maf3
hinausgehenden Biirgerbeteiligungsangebote und

16 Riickblick: Riesa wird weltbekannt, in: Sachsische Zei-
tung vom 31. Dezember 1996, S. 1.
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der Aufwand zur Aufbereitung und Veroffentli-
chung von Informationen iiber die beschriebenen
Stadtentwicklungs- und Stadtplanungsphdnomene.
Lokale Amtsblitter und von den eingeschalteten
externen Sanierungstriagern erarbeitete Sanie-
rungszeitungen bilden den Schwerpunkt der allge-
mein zugdnglichen stddtischen Veroffentlichun-
gen, die mehr oder weniger regelmiBig iiber
Fragen der Stadtentwicklung und -planung infor-
mieren. Da selbst auf dieses eng begrenzte Ange-
bot nicht iiberall zuriickgegriffen werden kann,
entstehen sehr leicht Informationsdefizite, die dem
Prozel3 der Herausbildung einer informierten und
interessierten Offentlichkeit in den ostdeutschen
Mittelstadten entgegenwirken.

Bisher iiberwiegen vielfiltige Klagen dariiber, da3
aufgetretene Stadtentwicklungs- und Stadtpla-
nungsphidnomene fiir die mittelstadtische Offent-
lichkeit ,nicht von Interesse*!” waren. Derartige
Klagen kommen beispielsweise auch von Umwelt-
verwaltungen, die sich von einer deutlicher an
Umweltfragen interessierten Offentlichkeit eine
stirkere Position gegeniiber der Wirtschaftsforde-
rung versprechen wiirden. Das Desinteresse findet
sich sogar in Halberstadt, wo ein vollig neues Zen-
trum innerhalb des in der Vergangenheit von
Kriegszerstorungen, AbriBmaBnahmen und Erosi-
onsprozessen ungewohnlich stark betroffenen
Stadtkerns entstehen soll. Noch Mitte 1996 zog die
ortliche Presse fiir die als Modellvorhaben aner-
kannte und geforderte Stadterneuerungsmal-
nahme das Fazit: ,,Bislang keine Biirgerbeteiligung
an Gestaltung des neuen Stadtzentrums. Interesse
blieb aus.“'® Bereits frither hatte der eingeschal-
tete externe Sanierungstriger festgestellt: ,Einen
relativ geringen Beteiligungseffekt hatten bislang
offentliche Veranstaltungen iiber generelle Pla-
nungsziele und deren Diskussion. Nur konkrete
Ausfithrungsplanungen, z.B. fiir Stralen- und
Platzgestaltungen, bei denen eine direkte Betrof-
fenheit der Anlieger vorhanden ist, ergab eine
intensive Beteiligung. "’

Uber das bloBe Wecken von Interesse hinaus ist
die direkte Betroffenheit auch Hauptausloser fiir
eine Vielzahl von kurzfristig und individuell vorge-
tragenen Biirgerprotesten in den ostdeutschen
Mittelstadten. Diese Proteste richten sich gegen
InfrastrukturmaBnahmen ebenso wie gegen
Gebiihrenerhohungen, Arbeitsplatzverluste oder
Umweltschiden. Dauerhafte und organisierte For-
men hat der Biirgerprotest jedoch bisher nur in

17 Vgl.z. B. Jiirgen Miiller, Nicht von Interesse?, in: Riesaer
Zeitung vom 11. Juli 1995, S. 9.

18 Interesse blieb aus, in: Halberstiadter Tageblatt vom 16.
Juli 1996, S. 7.

19  Friedrich Gercke, Modellvorhaben — Stadterneuerung in
Halberstadt, in: Bundesbaublatt, (1991) 11, S. 733.
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seltenen Ausnahmefillen angenommen. Das mag
zum Teil Ausdruck der von Jens Reich angespro-
chenen ,Selbstentmiindigung“* der ostdeutschen
Bevolkerung sein, hdngt aber in erster Linie sicher
mit der bereits umrissenen Tatsache zusammen,
dafB es Planung und Politik in ostdeutschen Mittel-
stddten noch relativ leicht moglich ist, die verschie-
denen entwicklungs- und planungsbezogenen
Interessen zu identifizieren und auszugleichen.

V1. SchluB3folgerung

Die ostdeutschen Mittelstadte sehen sich nach der
deutschen Vereinigung sowohl neuartigen Chan-
cen als auch neuartigen Bedrohungen gegeniiber.
Damit kommunale Planung und Politik moglichst
effektiv die Chancen nutzen und den Bedrohun-
gen begegnen konnen, ist der Aufbau problemad-
dquater Verwaltungsstrukturen sowie der Abbau
bestehender Erfahrungs-, Informations-, Kommu-
nikations- und Abstimmungsdefizite dringend
geboten. Zu konzipieren und durchzusetzen wiren
umfassend fundierte kommunale Problemlosungs-

20 Jens Reich, Warum ist die DDR untergegangen? Legen-
den und sich selbst erfiillende Prophezeiungen, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 46/96, S. 7.
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strategien, die gewachsene mittelstadtische Struk-
turen und die stadtspezifischen Standort- und
Entwicklungsbedingungen hinreichend zu analy-
sieren und zu beriicksichtigen hétten.

Nicht zu kurz kommen sollten dabei unkonventio-
nelle, kreative und phantasievolle Denk- und Vor-
gehensweisen, die den beteiligten Planern und For-
schern gleichermaBen zu empfehlen sind: ., Zu Ful3
das ganze Territorium begehen, bei regionalplane-
rischen Aufgaben zumindest mit dem Fahrrad
erkunden, nicht so viel fotografieren, sondern lie-
ber noch einmal hingehen, unterschiedliche Wet-
terlagen und Tageszeiten aufsuchen, am richtigen
Ort ein Bier trinken, dazwischen, in Stadtmuseum,
Archiv, den Buch- und Zeitschriftenliden, im
Gesprich mit Hausbewohnern und Stadtintellek-
tuellen, die Geschichte des Ortes, des Stadtgebie-
tes, der Stadt (und sei es der eigenen) so detail- und
anekdotengenau kennenlernen wie nur irgend
moglich.“?' Angesichts der Fortschritte fiir den
Erkenntnis-, Planungs- und Biirgerbeteiligungspro-
zeB, die derartige Denk- und Vorgehensweisen ver-
sprechen, wire auf kritische Fragen nach den mit
ihnen verbundenen professionellen Regelversto-
Ben gelassen zu reagieren.

21 Dieter Hoffmann-Axthelm, Anleitung zum Stadtumbau,
Frankfurt am Main 1996, S. 221 f.
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Andreas Feldtkeller

Tiibingen: Neue Wege der Planung und
der Biirgeraktivitit beim Stiddtebau

[. Vorbemerkungen

Die Stadt Tibingen arbeitet seit 1991 an einem
stidtebaulichen Projekt, das sich in der Grundidee
radikal von der gingigen Praxis des modernen
Stdadtebaus unterscheidet. Auf einem bis dahin
tiberwiegend militdrisch genutzten Areal in der
Tiibinger Siidstadt sollen dicht bebaute und
gemischt genutzte Stadtquartiere entstehen, die
einem lebendigen Alltag dienen. Die BaumaBnah-
men werden nicht durch Entwicklungs- oder Bau-
gesellschaften durchgefiihrt, sondern unmittelbar
von den kiinftigen Nutzern: Biirgerbeteiligung als
nutzungsorientiertes Mitbauen.

Die ,Stddtebauliche EntwicklungsmafSnahme
Stuttgarter StraBe/Franzosisches Viertel” (s. Foto
auf S.46) wird von vielen Seiten mit wohlwollen-
dem Interesse, teilweise auch mit Skepsis beobach-
tet. Was steckt hinter dem Konzept? Welche
Schwierigkeiten gibt es bei der Umsetzung? Kann
das Projekt als Beispiel fiir den Stadtumbau
anderswo betrachtet werden?

[I. Hintergriinde der Planung

1. Auswirkungen der Rationalisierung

Angesichts der Umwilzung in Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft nach dem Sturz der Mauer zwi-
schen Ost- und Westdeutschland fillt auf, wie
wenig sich seither an der stiddtebaulichen Praxis
gedndert hat. Eher noch wird — gerade in den Stad-
ten der neuen Bundesldnder — ihr Beharrungsver-
mogen deutlich sichtbar.

Wir miissen heute feststellen: Die Moderne hat
nicht einfach die Stadt rationalisiert, sie an neue
Techniken und Lebensstile angepalit. Sie hat viel-
mehr im Zuge der Rationalisierung aus der Stadt
etwas gemacht, was im Effekt gerade ihr Gegenteil
darstellt. .

Die europaische Stadt war traditionell ein Platz
des offenen gesellschaftlichen, kulturellen und
wirtschaftlichen Austauschs und des Zusammenle-
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bens der unterschiedlichsten Schichten und Grup-
pen. Heute ist sie nur noch ein bedeutungsloser
Raum, in dem die unterschiedlichen Dinge siduber-
lich voneinander abgeschottet und dadurch vor
Storungen und Behelligungen bewahrt werden.
Austausch und Geschiitztsein sind nicht mehr wie
frither die Aufgabe der Stadt, sondern instrumen-
telle Netze und Uberwachungseinrichtungen, die
den Zustand der Storungsfreiheit garantieren.

Die Stadt ist nicht mehr auf Mischung und Kon-
fliktbewaltigung hin angelegt, sondern auf Entmi-
schung und Konfliktvermeidung. Deshalb befaf3t
sich die Stadtplanung seit 50 Jahren fast aus-
schlieflich mit Aufgaben der Funktionstrennung,
des Verkehrs und des Designs; seit wenigen Jahren
am Rande auch mit Fragen des Umweltschutzes.

2. Ist die Stadt noch ein emanzipatorisches
Modell?

Die gesellschaftlichen Probleme, die aus der Glo-
balisierung und aus der damit zusammenhdngen-
den Ausbreitung der strukturellen Arbeitslosigkeit
in den europdischen Landern resultieren, zeigen
sehr deutlich, da3 der gebauten Stadt noch andere
Verpflichtungen obliegen, als nur reservierte
Zonen fiir Arbeitsstiatten, Wohnsiedlungen, Ein-
kaufszentren und Freizeitanlagen bereitzustellen.
Doch ein BewuBtsein jenseits der gangigen Praxis

~ der Stadtplanung ist kaum vorhanden.

Welchen Beitrag leistet das stddtebauliche Gefiige
eines Stadtteils fiir den gesellschaftlichen Aus-
tausch zwischen den unterschiedlichen Gruppen?
Welche UmbaumaBnahmen sind in der Stadt
erforderlich, um einen Stadtteil fiir Jugendliche
attraktiv zu machen' Wo entstehen in der Stadt die
Arbeitsplitze der Zukunft? Wie findet in der Stadt
selbstorganisiertes Lernen statt? Wie kann die
Stadt des 21. Jahrhunderts ein Gefiihl fiir selbst-
verstidndliches Geschiitztsein vermitteln? Welche
Rahmenbedingungen mufl die Planung setzen,
damit die Menschen instand gesetzt werden, sich
bei der Schaffung von Wohnraum und Arbeits-
plitzen selbst zu helfen? Solche Fragen miissen
angesichts der akuten Probleme dringend gestellt

1 Vgl u.a. Andreas Feldtkeller; Jugendgerechte Stadt-
planung, in: Jugend macht Gesellschaft, Stuttgart 1995.
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werden, wenn die Stadt kiinftig wieder als emanzi-
patorisches Modell fiir die Gesellschaft fungieren
soll. Wo der Staat immer weniger in der Lage ist,
Ungerechtigkeiten auszugleichen, mul3 wenigstens
die Stadt raumlich geeignet sein, ein faires Mitein-
anderumgehen im Alltag moglich zu machen. Dies
war eine wesentliche Qualitdt der europdischen
Stadt. Sie hat Ungleichheiten zwar nicht beseitigt,
aber Armen und Reichen, Jungen und Alten, Ein-
gesessenen und Fremden den gleichen Platz in der
Stadt, die gleichen Chancen des Austauschs und
das gleiche Gefiihl des Geschiitztseins eingeraumt.

3. Gingige Praxis der Stadtplanung

Es ist bequem, vermeintliche Grenzen der Stadt-
planung mit den vorhandenen Normen des Pla-
nungsrechts und mit wirtschaftlichen Sachzwingen
zu rechtfertigen. Die Schwierigkeiten, die einer
gesellschaftlich komplexen Vision von der Stadt
entgegenstehen, liegen aber nicht in den Gesetzen,
sondern in den Kopfen derer, die die Gesetze
anwenden. Wir vergessen allzuleicht, wie sehr die
Art des Gebrauchs der gesetzlichen Regelwerke —
also die gdngige Praxis der Stadtplanung -
bestimmte Formen der alltdglichen Lebenspraxis
fordern und andere massiv behindern.

Wir haben uns daran gewohnt, daf3

— das Wohnen sduberlich von allen anderen stiad-
tischen Aktivitdten getrennt wird,

— Arbeit im Wohnquartier nicht sichtbar ist,

— Bauen im stadtischen Mafstab nur noch Bau-
gesellschaften und Bautragern anvertraut wird,

— kleine Betriebe in der Stadtplanung nicht vor-
kommen,

— der vermeintliche Wunsch aller Menschen ein
Eigenheim ist,

— moderne Architektur sich in groBen Bauten
artikuliert,

— die Lebendigkeit eines Stadtviertels dem Recht
auf ruhiges Wohnen geopfert wird,

— fiir Kinder und Jugendliche Piddagogen und
Erzieherinnen zusténdig sind und

— fiir die freie Entfaltung der Wirtschaft auf grof3-
zlgig bemessene Areale am Stadtrand nicht
verzichtet werden kann.

Die giangige Praxis orientiert sich — allen gesell-
schaftlichen Umbriichen zum Trotz — wie seit fiinf-
zig oder hundert Jahren einseitig an den Bediirf-
nissen der erfolgreichen erwerbstitigen Er-
wachsenen, also an jener Bevolkerungsgruppe, die
am wenigsten auf die vielfaltigen Angebote der
dichten und gemischt genutzten Stadt angewiesen
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ist. Diese Gruppe findet ihr Auskommen und ihre
gesellschaftliche Anerkennung im Berufsleben.
Alle anderen Gruppen, angefangen von den Kin-
dern und Jugendlichen bis hin zu den Zugewander-
ten, sind sowohl in ihrer Alltagsorganisation als
auch in ihren gesellschaftlichen und kulturellen
Bediirfnissen geradezu existentiell auf ,,die Stadt”
angewiesen. Diese Erkenntnis ist allerdings seit
der Zeit, als die Padagogen entdeckt haben, dal3
die Kinder von der StraBle geholt werden miissen,
weitgehend verschiittet. Da ist es nur folgerichtig,
wenn heute Medientheoretiker als die ebenbiirti-
gen Nachfolger der Piadagogen postulieren: ,.Die
Zukunft der Urbanitét findet in den Netzen statt.”

I1I. Ist die Forderung nach
der dichten, gemischt genutzten Stadt
unrealistisch?

1. Interesse am urbanen Lebensstil

Was der Gesellschaft am Ende des 20. Jahrhun-
derts zunehmend fehlt, sind Stadtquartiere, die
kulturell attraktiv sind und dadurch Menschen an
sich binden, die sich gerne in einem lebendigen
Quartier aufhalten. Solche Stadtquartiere miissen
ein erhebliches MaB an sozialer und wirtschaft-
licher Vielfalt und Abwechslung, an Erlebnis-
dichte und an Bequemlichkeit fiir die Alltagsorga-
nisation des einzelnen bieten. Sie werden eine
solche Dichte an Austauschmdoglichkeiten nur
erreichen, wenn ihre Angebote an Wohnraum und
an Raum fiir wirtschaftliches Unternehmertum
preislich eine groBe Bandbreite einnechmen. Sol-
che Quartiere gibt es — in abnehmendem Malle -
am Rande bestehender Stadtkerne, wo aus diesem
oder jenem Grund die Modernisierung noch nicht
allzuweit vorangekommen ist. Die Frage ist, ob in
der Zukunft — also in einer Zeit zuriickgehender
Beschiftigung und beschrankten Wohlstands —
derartige Qualitdten an geeigneten Standorten
auch neu entstehen konnen.

Zweifellos gibt es in der modernen Gesellschaft
eine wachsende Gruppe von Menschen, die, der
langweiligen Wohnsiedlungen und des stindigen
Pendelns iiberdriissig, an einem urbanen Lebens-
stil interessiert sind. Die meisten dieser Menschen
sehen sich jedoch nicht in der Lage, ihre Vorstel-
lungen eines derartigen Lebensstils zu verwirk-
lichen, weil auf dem Markt entsprechende Ange-
bote fehlen. DaB es an solchen Angeboten
mangelt, ist weniger das Ergebnis fehlender Nach-
frage als der Unbeweglichkeit und Bequemlichkeit
auf der Seite der eingefilhrten Anbieter. Wenn
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diese Beobachtung richtig ist, kommt es darauf an,
an diesen vorbei einen neuen Markt zu eréffnen.

Es ist dringend notwendig, fiir die latente Nach-
frage nach solchen ,stddtischen™ Standorten pas-
sende Angebote zu machen: Menschen, die ein
Leben in der vitalen Stadt® anstreben, diirften eher
bereit sein, sich auf das Nebeneinander unter-
schiedlicher Lebensgewohnheiten, unterschiedli-
cher Kulturen in der zukiinftigen Gesellschaft ein-
zulassen, als Menschen, die das Eigenheim in der
beschaulichen Wohnsiedlung vorziehen. Hinzu
kommt, daB3 solche stddtischen Strukturen am ehe-
sten geeignet sein werden, neue Beschiftigungs-
moglichkeiten fiir Arbeitslose, fiir junge Men-
schen, fiir Unternehmerbegabungen im Sinne
einer ,,Aktivierung und wechselseitigen Verflech-
tung endogener Ressourcen auf lokaler Ebene*
hervorzubringen.

Aufgabe der Stadtplanung muf} also in der gegen-
wiértigen Situation sein, in Abweichung von der
Praxis der modernen Stadtplanung den konse-
quenten Versuch zur Griindung neuer stiadtischer
Vorstadtkerne zu machen — und umgekehrt alle
Nachfragen nach den gingigen Modellen der
Wohnanlagen, Gewerbeparks und Erlebniszentren
mit Hinweis auf die in ausreichendem Malie vor-
handenen Bestdnde zuriickzuweisen.

2. Die ,,Stadtebauliche EntwicklungsmaBnahme**

LaBt sich eine so radikale Forderung iiberhaupt
praktisch umsetzen? Bestehen dagegen nicht
uniiberwindbare, insbesondere wirtschaftliche
Sachzwinge? Solche Fragen lassen sich nicht am
grilnen Tisch, sondern nur durch ausprobierende
Praxis beantworten: Man muf3 es versuchen.

Interessanterweise bietet das bundesdeutsche Bau-
gesetzbuch ein planungsrechtliches Instrument, das
sich zur Erprobung neuer Verfahrensweisen in der
Stadtplanung — also etwa gerade zum Aufbau neuer
urbaner Milieus — hervorragend eignet. Ich meine
die ,.Stiadtebauliche EntwicklungsmaBnahme*
nach § 165{f. Baugesetzbuch. Dieses Instrument
bietet den Stadten die Moglichkeit, groBere Fli-
chen, die im Rahmen des wirtschaftlichen und poli-
tischen Umbruchs ihre bisherige Funktion verloren
haben (beispielsweise Verkehrsbrachen, Gewerbe-
brachen, Militdarbrachen), durchgreifend neu zu
ordnen®. Bei diesem Verfahren lassen sich kommu-
nale Ziele besser als bei den sonst vorgeschriebe-
nen Planungsinstrumenten umsetzen, weil im
Stadtebaulichen Entwicklungsbereich* die Stadt

2 Gabriele Steffen, Virtuelle und vitale Stadt — Urbanitit in
der digitalen Gesellschaft, in: der stidtetag, (1996) 5.

3 Andreas Feldtkeller, Innovation durch Konversion, in:
deutsche bauzeitung, (1994) 8.
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alle Grundstiicke zunéchst erwirbt, um sie im Zuge
des Umbaus wieder ,unter Beriicksichtigung wei-
ter Kreise der Bevolkerung® zu reprivatisieren. Die
VerauBerungserlose miissen in diesem Verfahren
zur Finanzierung der neuen Infrastruktur des
Gebietes herangezogen werden. Das sind Voraus-
setzungen, die dem Bedarf an neuen Quartieren
mit stadtischer Ausrichtung entgegenkommen.

Die Stadte konnen hier also mit Pilotprojekten
ansetzen. Sollten sich solche Beispiele bewihren,
konnte dies durchaus dazu fithren, daBl der
wheimliche Konsens* seine Uberzeugungskraft
verliert und sich neue Ziele der Stadtplanung auf
groBBerer Breite durchsetzen.

3. Das Beispiel Tiibingen

Genau diese Idee liegt dem Konzept der ,,Stadte-
baulichen EntwicklungsmaBBnahme* zugrunde, die
die Stadt Tiibingen auf einem etwa 60 Hektar gro-
Ben Areal in ihrer Siidstadt durchfiihrt. In den
kommenden 10 bis 15 Jahren sollen hier etwa
6 000 Bewohner und 2 000 bis 2 500 Arbeitsplitze
in kleinen und mittleren Betrieben in gemischt
genutzten Quartieren angesiedelt werden®.

Das fiir die MaBnahme zur Verfiigung stehende
Gebiet ist teils ehemaliges Militdrgebiet, teils Vor-
ratsflache fiir einen frither geplanten vierspurigen
Ausbau der BundesstraBBe 27, der in dieser Form
nicht weiterverfolgt wird. Das Gebiet ist fiir das
begonnene Vorhaben besonders geeignet, weil es
weder zentral, noch peripher im Tubinger Stadtge-
biet liegt. Das Stadtzentrum ist von hier aus leicht
mit dem Bus, mit dem Fahrrad und auch zu Ful3 zu
erreichen. Die bandformige Ausdehnung des zur
Verfiigung stehenden Gebietes bietet sich formlich
an, an dieser Stelle ein neues ,stiddtisches™ Riick-
grat der Tiibinger Siidstadt entstehen zu lassen
(sieche Abbildung 1).

Das Projekt befindet sich am Beginn der eigent-
lichen Umsetzungsphase — die Phase der Konzep-
tionsfindung, die Planungsphase, die offentliche
Diskussion iiber die Planungsinhalte und eine
erste Baustufe, die den Umbau ehemaliger Mili-
tairgebidude beinhaltet, sind weitgehend abge-
schlossen. Die Erfahrungen bei der Umsetzung
des Projekts werden derzeit in zwei Forschungs-
vorhaben des Bundesbauministeriums (ExWOSt’
»Nutzungsmischung*) und der Bundesanstalt fiir

4 Vgl. Stadt Tibingen, Stidtebaulicher Rahmenplan
Stuttgarter Stra3e/Franzosisches Viertel”, Tubingen 1994,

S ExWOSt = Experimenteller Wohnungs- und Stddtebau,
ein Forschungsprogramm des Bundesministeriums fiir
Raumordnung, Bauwesen und Stddtebau, betreut von der
Bundesforschungsanstalt fiir Landeskunde und Raum-
ordnung.
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Abbildung 1: Stidtebaulicher Entwicklungsbereich ,,Stuttgarter StraBe/Franzosisches Viertel*
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Verkehrswesen (,,Autoarmes Wohnen und Arbei-
ten*) wissenschaftlich begleitet.

4. Vision eines neuen Stadtkerns

Der duBere AnlaB fiir die Tubinger Siidstadtpla-
nung war der Abzug der franzosischen Garnison.
Zum zindenden Funken wurde gleich anfangs die
Vision von einer zusammmenhidngenden Planung
fir einen neuen Stadtkern, der der Sidstadt eine
eigene Qualitat verleihen konnte.

Das Bild Tiibingens ist gepragt durch die gut erhal-
tene, in ihrem Grundrif3 mittelalterliche Altstadt
und durch die Universitit, die sich, ausgehend von
der Innenstadt, in vielen Etappen auf die nordlich
liegenden Schonbuchhéhen hinaufgeschoben hat.
In der Nordstadt hat sich im Laufe der vergange-
nen Jahrzehnte das akademische Tiibingen mit sei-
nen Arbeitsplidtzen und Wohngebieten niederge-
lassen. Die Siidstadt ist dagegen jenes Gebiet, das
traditionell alle die Einrichtungen aufzunehmen
hatte, die fiir das geistige Tiibingen nicht fein
genug waren: den Giiterbahnhof, die Kasernen,
das Gaswerk, die wenigen Fabriken.

Die Siidstadt war immer auch sozial gemischt. Viel-
leicht konnte deshalb die Idee der innerstadtischen
Mischung ohne Vorbehalte auf spontane Zustim-
mung stoBen. Wer sich etwas Feineres vorstellte,
war ohnehin auf andere Weidegriinde spezialisiert.
Jedenfalls gab es diesen Anschubeffekt, der Men-
schen zu Interessenten an dem Projekt machte, die
sich sagten: ,So etwas suchen wir doch schon
lange.*
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Die in der Stadtverwaltung fiir das Projekt Enga-
gierten nutzten die Chance, um von Anfang an die
Konsequenzen des Projekts auszubreiten: Das
lebendige Stadtviertel bringt Umtrieb, nicht Ruhe;
Vielfalt und Offentlichkeit kommt nur zustande,
wo auf Vorgirten verzichtet wird; die Stadt der
kurzen Wege bedeutet, da3 bei der Unterbringung
der Autos — dhnlich wie in der Altstadt — Zuge-
standnisse gemacht werden miissen.

5. Ohne Nutzungsmischung kein stidtisches
Leben

Stadtleben kann man nicht planen: Dieser Satz ist
ebenso richtig wie die Feststellung, da3 ohne pas-
sende rdumlich-bauliche Rahmenbedingungen
Stadtleben nicht entstehen kann. Wer das , Stidti-
sche* will und Nutzungsmischung fiir unzeitgemif
hilt, wird sein Ziel nicht erreichen.

Funktionsmischung erzeugt Konflikte. Diese Kon-
flikte miissen von den Nutzern eines Stadtquar-
tiers akzeptiert werden. Das Stadtquartier muf
geeignet sein, als sozialer Raum bei der Bewalti-
gung der Konflikte genutzt werden zu konnen.
Nutzungsmischung kann nur funktionieren, wenn
sie von Anfang an von allen Beteiligten gewollt
und dann auch konsequent planungsrechtlich
abgesichert ist. Die Baunutzungsverordnung unse-
res Planungsrechts bietet dazu eine einzige ge-
eignete Gebietskategorie: das Mischgebiet. Alle
anderen Gebietskategorien sind segmentierende
Kategorien. Im Mischgebiet ist Wohnen zuldssig
und Gewerbe, soweit es das Wohnen nicht wesent-
lich stort. Solche Stérungen miissen zugunsten der
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Lebendigkeit des Stadtquartiers hingenommen
werden. Wichtig ist also, dal Lebendigkeit wirk-
lich entsteht, weil sonst die Akzeptanz der zumut-
baren Storungen verlorengeht.

Es geht also darum, bei einer auf Lebendigkeit
abzielenden Planung von Beginn an Nutzungsmi-
schung als ein grundlegendes Ziel der Planung zu
thematisieren. Allein auf diese Weise kann
erreicht werden, dall jeder Beteiligte sich iiber
seine individuellen Priferenzen - | lebendiger
Stadtteil™ oder ,ruhiges Wohnen* und ,,abgekap-
seltes Arbeiten® — selbst Rechenschaft ablegt.

Das angestrebte stadtische Ambiente setzt eine
moglichst grofe Vielfalt im sozialen wie im wirt-
schaftlichen und kulturellen Bereich voraus. Es ist
ohne eine sehr groe Bandbreite unterschiedlicher
(wirtschaftlicher, kultureller, biirgerschaftlicher)
Nutzungen bei entsprechender Dichte nicht denk-
bar. Und es ist nicht vorstellbar, ohne daB} die
Bewohner der Quartiere und Stralen in ihren All-
tagsbediirfnissen und in ihrer Alltagsorganisation
von diesen vielfiltigen Nutzungen Kenntnis neh-
men und Gebrauch machen.

Dies alles wird sich nur ergeben, wenn Wohnen
und andere Nutzungen in ein und demselben
Quartier und an ein und derselben StraBe neben-
einander vorhanden sind. Das heif3t nicht, daB3 die
Menschen auch dort arbeiten miissen, wo sie woh-
nen. Aber auch diese Gelegenheit muf3 es geben.
Es ist auch nicht jedes Quartier fiir jede Nutzung
gleich gut geeignet. Im Gegenteil: Die Wahrneh-
mung unterschiedlicher Standortqualititen gehort
zur Lebendigkeit des ,,Stiadtischen®.

6. Mischung und Dichte ergeben Vielfalt

Das Wesentliche der Nutzungsmischung ist die
entstehende Vielfalt der Angebote fiir das Publi-
kum im Stadtteil und im Stadtviertel. Diese sollen
sich im Interesse eines sozial und kulturell
gemischten Publikums auf die gesamte Palette des
Wirtschaftens beziehen — von der Warenproduk-
tion bis zur produktions- oder haushaltsorientier-
ten Dienstleistung, vom marktorientierten bis zum
stadtteilorientierten Angebot.

Nutzungsmischung an sich ist noch keine ausrei-
chende stadtplanerische Rahmenbedingung fiir
das Entstehen von Stadt. Das Nebeneinander, die
Vielfalt der Nutzungen (und der damit verbunde-
nen Lebensgewohnheiten usw.) mubB fiir den ein-
zelnen mit seinen individuellen Bediirfnissen
attraktiv und deshalb sinnlich (im Gegensatz zur
Virtualitdt des Mittelbaren) erfahrbar sein. Das
stddtebauliche Kommunikationsmittel dafiir ist die
Dichte (also das dichte Nebeneinander vieler Nut-
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zungen) und die rdumliche Zuordnung der Nut-
zungen zum Offentlichen Raum.

Zu den Zielen der Planung mufB3 deshalb von
Anfang an neben der Nutzungsmischung eine
raumliche Organisation der Quartiere gehoren,
die diese Zuordnung der Nutzungen zu den Stra-
Ben, Wegen und Plitzen des Stadtteils unter
Beriicksichtigung der anzustrebenden hohen Nut-
zungsdichte zum Inhalt hat.

Architekten und Planer versuchen immer wieder,
stadtisches Ambiente durch die Verwendung
bestimmter ,stdadtischer® Gebdudetypen oder
bestimmter stadtebaulicher Muster zuwege zu
bringen, ohne daB sie auf die Inhalte achten, mit
denen diese Typen und Muster verbunden sein
miissen, wenn sie die Lebendigkeit beispielsweise
einer Stralle hervorbringen sollen. Auf diese Weise
entsteht leicht eine stddtisch anmutende Szenerie
ohne stddtisches Leben.

Der hier verwendete Begriff der Dichte (Bebau-
ungsdichte, Nutzungsdichte) ist schillernd. Zu
geringe Dichte widerspricht dem Ziel der Vielfalt
in einem Quartier. Bei zu geringer Dichte kann
offentlicher Raum seine Bindekraft nicht entfal-
ten. Sehr hohe Dichte kann dazu fiithren, daB sich
im Offentlichen Raum keine Aufenthaltsqualitit
einstellt. Jedes Projekt wird deshalb ,seine*
Dichte aus moglichst konkreten Bediirfnissen
ableiten miissen.

7. Nutzerorientierte Stadtteilplanung

Die Tiibinger Vision eines neuen Stadtkerns fiir
die Siidstadt war nicht von Anfang an mit einer
bestimmten Vorstellung von den notwendigen
Akteuren verbunden. Erst im Laufe des Verfah-
rens hat sich gezeigt, wie Menschen sich an einem
solchen Projekt beteiligen und beteiligen konnen.

Heute werden die unterschiedlichsten Verfahren
der Biirgerbeteiligung propagiert und ausprobiert.
Diese Verfahren (wie etwa die ,Planungszelle®,
bei der sachkundige Biirger im Losverfahren aus-
gewidhlt und an der Planung beratend beteiligt
werden) gehen meist davon aus, daB nicht die
Menschen ,,die Stadt machen®, sondern anonyme
»Trager”, ,Entwickler® oder ,Projektmanager®,
denen man kritisch auf die Finger schauen muf.
Biirgerbeteiligung im Bereich der Stadtentwick-
lung, wie sie heute praktiziert wird, ist ein Indiz
dafiir, daB die Biirger nicht mehr selbstverstind-
lich — von innen — an der Herstellung und am
Umbau der Stadt beteiligt sind. Sie miissen des-
halb in einem quasi padagogischen Verfahren, das
von Moderatoren gelenkt wird — von auBlen -,
beteiligt werden. Die Beteiligung rechtfertlgt am
Ende, daB} sie drauflen bleiben.
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In dem Augenblick, wo die Politik sich entschei-
det, die Grundstiicke den kiinftigen Nutzern anzu-
bieten und nicht anonymen Gesellschaften, erge-
ben sich geradezu automatisch andere Formen der
Mitwirkung. Wir vermissen heute als Folge der
zunehmenden Individualisierung und Abschottung
ein Gefiihl der Zugehorigkeit der Menschen zu
ihrer Stadt. Die Frage ist, ob das fehlende Zugehd-
rigkeitsgefithl auch damit zusammenhangt, daB
Stadtplanung und Stadtverwaltung nicht mehr nut-
zungs- und stadtteilbezogen sind, sondern den
Stadtteil nur als einen Bruchteil der Stadt verste-
hen. Stiddtisches entsteht hier nur — wenn iiber-
haupt — in der Stadt als Einheit.

Der Tiibinger Ansatz hat eine andere Perspektive:
Er sieht , Stddtisches” im einzelnen Stadtteil und
die Stadt als Ensemble aus stadtischen Zellen,
Kernen, Flecken. Im Laufe des Verfahrens hat sich
namlich herausgestellt, dafl dieses ,Stddtische™
nur von den Nutzern selbst aufgebaut werden
kann. Es géht also darum, Formen zu finden, die
kiinftigen Nutzer am Aufbau zu beteiligen und
nicht nur am Konzept.

Unsere Biirgerbeteiligung begann mit Arbeits-
gruppen zu den auch sonst iiblichen Planungsthe-
men. Sie dnderte sich schlagartig, als den Gruppen
angeboten wurde, sich ganz handfest beim Umbau
ehemaliger Militargebdaude zu beteiligen. Plotzlich
wurden aus Arbeitsgruppen Projekte, aus Interes-
sierten Investoren.

IV. Aspekte der Umsetuzung

1. Unwegsames Gelinde

Bei der Planung stddtischer Quartiere befinden
sich die Akteure quasi auf unwegsamem Gelédnde.
Unerwartete Hindernisse treten auf dem Weg bis
zur Projektfertigstellung auf. Es gibt keinen ferti-
gen Leitfaden fiir das Projektmanagement, wenn
-man einmal das Konzept der sortierenden Planung
verworfen hat. Die Erkundung des Gelidndes kann
nur an einem konkreten Ort mit konkreten Rand-
bedingungen und leibhaftigen Mitwirkenden statt-
finden. Sie ist deshalb auch nicht ohne weiteres auf
andere Fille iibertragbar. Sie kann'aber fiir andere
Fille Hinweise liefern und Anregungen vermit-
teln. Und sie kann aus der Lethargie des ,Das
geht ja doch nicht!* befreien.

Fragen, die unterwegs entstehen:

— Welche rdumliche Struktur des Stadtteils soll
man anstreben, damit die unterschiedlichen
Nutzer die Zusammenhinge begreifen und den
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richtigen Standort finden (Thema: Raumliche
Organisation)?

— Wie schafft man es, daB in einer Art Selbstorga-
nisation eine Nutzung die nidchste nach sich
zieht (Thema: Planung als ,, Wachstum*)?

— Wie werden Nutzer zu Investoren (Thema:
Nutzerorientiertes Planen)?

— Wie kann eine Kommune beim Aufbau eines
stadtischen Viertels konkret Geburtshilfe lei-
sten (Thema: Stadt als ,, Hebamme*)?

2. Riumliche Organisation

Das Tubinger Projekt hat den Vorteil einer band-
formigen Ausdehnung mit vielen Nahtstellen zu
bestehender Bebauung. Eine ErschlieBung und
Entwicklung in Abschnitten wird dadurch sehr
erleichtert.

Das stidtebauliche Geriist wurde iiber einen offe-
nen stidtebaulichen Ideenwettbewerb gefunden,
zu dem neben praktizierenden Architekten und
Stadtplanern auch noch nicht etablierte Hoch-
schulabsolventen und Studierende zugelassen
waren. Vorgegeben war als Thema ,,Vielfalt und
Dichte in einem stadtischen Viertel®. Bei der
Bewertung der Arbeiten spielte die Moglichkeit
der Verwirklichung der spiteren Bauvorhaben auf
kleinen Parzellen eine zentrale Rolle. Als beste
Arbeit wurde der Entwurf von fiinf Studenten der
Universitat Stuttgart ausgezeichnet. Dieses Kon-
zept wurde in einer modifizierten Form, bei der
auf die Erhaltung bestehender Altbauten zusitzli-
cher Wert gelegt wurde, Teil des Rahmenplans,
den im néchsten Planungsschritt das Stadtsanie-
rungsamt erarbeitete. Der Rahmenplan enthilt
keine Aussagen iiber die raumliche Verteilung von
Funktionen: Quartiere werden als ,.Mischgebiet*
ausgewiesen. Bestandteil dieser Mischgebiete sind
nicht nur Wohnungen und gewerbliche Betriebe,
sondern auch die notwendigen oOffentlichen Ein-
richtungen. Die Umsetzung der Blockrandbebau-
ung in den einzelnen Quartieren (drei- bis fiinfge-
schossige Stadthiduser in geschlossener Bauweise)
erfolgt nicht durch stiddtische Planung, Wettbe-
werbe oder Vergabe an Bautrdger. Die Stadt ladt
die an einem Standort interessierten Nutzer zu
Gesprichen ein, bei denen die Parzelleneinteilung
und -zuteilung diskutiert, skizziert und vorldufig
festgelegt wird. Grundlage ist eine Skizze zum
Bebauungsplan im MaBstab 1 : 500 und ein Mas-
senmodell im gleichen MaBstab.

Die Interessenten erhalten vom stddtischen Siid-
stadtausschuf3 eine formlose Kaufoption, die nach
Ausarbeitung und Auslegung des Bebauungsplan-
entwurfs angenommen werden kann. Wahrend der
Planungsphase, in der die Stadt den Bebauungs-
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plan fixiert, priifen die Nutzer (mit den von ihnen
selbst gewahlten Planern) die baulichen und finan-
ziellen Moglichkeiten zur Umsetzung ihrer Bau-
wiinsche. Die Stadt gibt den Optionsnehmern in
sogenannten ,,Stadthausborsen® Gelegenheit, liber
ihre individuellen Planungsabsichten zu informie-
ren und Mitwirkungsmoglichkeiten auszutauschen.

Im Interesse der Vielfalt enthalten die Bauungs-
pldne nur wenige — aber entscheidende — Vorga-
ben: Festgelegt wird die Art der Nutzung (Misch-
gebiet) und mit groBer Zuriickhaltung das MaR
der Nutzung (Grundﬂéichenzahlﬁ 0,6/0,7 mit einer
innerhalb der StraBenfront wechselnden maxima-
len Traufhohe — in der Regel zwischen 9,0 und
15,0 Metern — und einem festgelegten DachumriB3,
der nicht tiberschritten werden darf) (siche Abbil-
dung 2).

Abbildung 2: Individuelle Stadthiuser, die sich zu
einem Ensemble fiigen
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Quelle: wie Abbildung 1

Das Konzept geht davon aus, da die Fixierung
des geschlossenen StraBenraums und des Verlaufs
der StraBenfronten im Bebauungsplan ohne wei-
tere Vorschriften fiir die Gestaltung der einzelnen
Gebéude starke Bindungen beinhalten, d.h., wenn
Gebidude in eine geschlossene Straf3en- oder Platz-
front eingebunden sind und wenn diesen Gebiu-
den andere Stadthéduser auf der anderen Straf3en-
seite gegeniiberstehen, dann muf3 der Architekt
sich in der Fassadengestaltung (z.B. der Anord-
nung der Fenster) an dieser Situation orientieren;
er kann nicht (wie in einem normalen Neubauge-
biet) seiner Fantasie freien Lauf lassen. Im iibrigen
ist in gestalterischer Hinsicht Vielfalt — in gewis-

sem MaB auch Chaos — erwiinscht. Die Erfahrung .
zeigt, daf} das gewdhlte Verfahren keine architek-

tonischen Eitelkeiten, sondern tatsichlich so etwas
wie normale stadtische Vielfalt produziert.

Einen entscheidenden Anteil am stddtebaulichen
Konzept hat die Behandlung des Verkehrs: Der
Autoverkehr soll moglichst weitgehend in Kom-

~ 6 Die Grundfldchenzahl bezeichnet den Anteil der Grund-
stiicksfldche, die liberbaut werden darf,

Aus Politik und Zeitgeschichte B 17/97

paktgaragen (,,Silos*) direkt an den iibergeordne-
ten Straflen festgehalten werden. Die Autofahrer
miissen folglich zu ihren Fahrzeugen ebensoweit
zu Full gehen wie die Benutzer des offentlichen
Verkehrs zur ndchsten Haltestelle; ein Verzicht auf
das eigene Auto soll durch ein flichendeckendes
und leicht zugéngliches Mietauto-Angebot unter-
stiitzt werden.

3. Planung als ,, Wachstum**

Ein oft gehdrtes Argument gegen vielfdltige Nut-
zungsmischung und die Vorstellung eines lebendi-
gen Stadtviertels ist, daf die traditionellen Stadt-
viertel in Jahrhunderten gewachsen seien und man
Wachstum nicht planen konne. Dieses Argument
ist insoweit berechtigt, als die rationalisierten Pla-
nungsmethoden der modernen Stadtplanung der
Entstehung lebendiger Viertel tatsdchlich im Wege
stehen, Man muB also der Selbstorganisation des
Viertels Raum und Zeit lassen. Diese Zeit
erstreckt sich auf die Planungs- und Bauphase,
aber auch auf die Nutzungsphase. Wo Monostruk-
turen planerisch festgelegt sind, kann am Anfang
nichts Lebendiges entstehen und spiter — durch
Umnutzung — ebensowenig.

Bei unserem Vorgehen in Tiibingen hat sich der
EntschluB,

a) die aufgelassenen Militdrgelinde sofort zur
Umnutzung — auch fiir provisorische Nutzun-
gen — freizugeben und

b) selbst abgewirtschaftete Baulichkeiten (bis hin
zu ehemaligen Pferdestéllen und zu Fahrzeug-
Wartungshallen) zu erhalten,

fiir das ,,Wachstum* des Stadtviertels als auBeror-
dentlich hilfreich herausgestellt. Wer sich heute,
am Beginn der Neubauphase, anschaut, was an
stdadtischer Vielfalt schon vorhanden und im Auf-
bau ist, mul} feststellen, daf} sich hier etwas wie ein
Kristallisationsprozef3 vollzieht, bei dem jede Ein-
richtung, jeder Betrieb und jedes Wohnprojekt
neue Interessierte magnetisch anzieht.

Noch etwas anderes ist zu bemerken: Die zwangs-
laufig vor der Neubauphase ablaufende Umbau-
phase demonstriert fiir jeden Interessenten sozusa-
gen handgreiflich die Vision des ,Stédtischen®:
Viele Betriebe und kulturelle Angebote sind schon
vorhanden, ehe ein Bagger die erste Baugrube aus-
hebt und Baukréne in Erscheinung treten.

Die Stadt schreibt beim Verkauf der Grundstiicke
vor, daB die Erdgeschosse mit einer lichten Min-
desthohe von 2,75 Meter ausgefiihrt werden miis-
sen, weil sich Gewerbeinteressenten vielfach erst
dann fiir einen Standort entscheiden, wenn sie das
Risiko der Standortwahl auch zeitlich und in seinen
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Konsequenzen hinsichtlich des Umfelds wenigstens
einigermafen genau abschitzen kénnen.

4. Nutzerorientiertes Planen

Das Tiibinger Projekt ist auf eine besondere Sorte
von Nutzern angewiesen. Die Offentlichkeitsar-
beit fiir das Projekt wirbt deshalb weniger um
offentliche Zustimmung als um persoénliches Mit-
machen: Sie ist immer ein Appell, das eigene wirt-
schaftliche oder kulturelle Interesse mit dem Inter-
esse an den wirtschaftlichen oder kulturellen
Angeboten anderer im Quartier zu verkniipfen.
Nichts anderes bedeuten die Slogans ,,Mischen Sie
mit!“, und ,,Hier entsteht die Stadt der kurzen
Wege®.

Wer sind unsere Nutzer, Optionsnehmer
und Investoren?

Im Gegensatz zu anderen Projekten, die die Idee
der Nutzungsmischung verfolgen, hatte das Tiibin-
ger Vorhaben nie die Chance — und unterlag daher
auch gar nicht der Versuchung —, Wohnen mit der
obligaten Biirozeile oder einem anderen Grof3pro-
jekt zu verkniipfen und dadurch ein Nebeneinan-
der von zwei Monostrukturen zu etablieren. Das
Projekt war von Anfang an darauf angewiesen,
kleinparzelliert unterschiedliche Interessenten zu
versammeln und dazu anzuregen, sich selbst in
dem vorgegebenen raumlichen Rahmen zu organi-
sieren. Dies ist der Grund, warum es Kkeinen
bestimmten Typ des Nutzers und Investors gibt.
Gemeinsam ist den unterschiedlichen Investoren,
dal} sie eher innovativ orientiert sind, auf kosten-
sparende Ressourcennutzung schauen und im Hin-
blick auf die Lebendigkeit des Quartiers weniger
angstlich als neugierig sind.

Grundstiickserwerber sind in der Regel kleinere
oder groBere Gruppen von Bauinteressierten, die
sich um eine Ansprechperson (meist einen Archi-
tekten oder einen Baukoordinator) gruppieren
und ihr eigenes Baukonzept entwickeln. Daneben
gibt es gewerbliche Unternehmen und Vereine, die
einen Altbau erwerben und freibleibende Raum-
kapazitdt an Dritte weitervermitteln. Die Breite
der beteiligten ,Bevolkerungskreise* ergibt sich
aus den auBerordentlich giinstigen Grundstiicks-
preisen, die das Resultat hoher baulicher Dichte
auf kleinen Grundstiicken bei vom Gutachteraus-
schubl festgelegten Quadratmeterpreisen sind (ca.
300 DM je Quadratmeter GeschoBfliache).

AuBerhalb der regularen Bauflichen werden im
Entwicklungsbereich Angebote fiir in Eigenlei-
stung hergestellte oder beschaffte Behelfsbauten
gemacht, die von Bauwagenbewohnern und Woh-
nungslosen genutzt werden.
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5. Stadt als ,,Hebamme**

Es geniigt nicht, einen stddtebaulichen Rahmen
fiir Nutzungsmischung und Biirgermitwirkung zu
setzen und die Dinge sich selbst zu iiberlassen.
Beim Aufbau eines neuen Stadtquartiers geht es
heute darum, Aufgaben, die in den vergangenen
Jahrzehnten auf die offentlichen Hinde iibertra-
gen wurden, wieder in den Stadtteil, dorthin, wo
die Menschen leben und arbeiten, zuriickzugeben.
Dazu ist ein Projektmanagement erforderlich, das
all denen, die etwas zum Nutzen des Stadtteils und
der Stadtkultur unternehmen wollen, eine Chance
gibt, ihre Vorstellung auch umzusetzen. Diese
Hebammenaufgabe wird fiir das Tiibinger Projekt
vom Stadtsanierungsamt organisiert, das aus
20 Jahren Altstadtsanierung gelernt hat, wie die
Nutzungswiinsche der unterschiedlichsten Betei-
ligten fiir die Realisierung (oder Erhaltung) einer
kommunikativen Stadtstruktur eingesetzt werden
konnen.

Als Grundsatz gilt, daB es fiir jeden Ansiedlungs-
interessierten, dessen Nutzungsbedarf einerseits
.das Wohnen nicht wesentlich stort” und anderer-
seits das Quartier in seiner Vielfalt bereichern
kann, eine passende ,,Ecke” geben mul}, an der er
seine Vorstellungen realisieren kann. Diese
»~Ecke® zu finden und zu vermitteln ist eine zen-
trale Aufgabe des Projekt- und Flichenmanage-
ment.

Hebammentitigkeit ist das Gegenstiick zu padago-
gischer Betreuung: einen Weg erodffnen, auf dem
die Menschen in dem Stadtviertel ihre eigene
Infrastruktur (marktformig oder nicht marktorien-
tiert) selbst aufbauen und unterhalten koénnen,
einen Weg erdéffnen, bei dem die Kommunikation
gegeniiber der Abschottung im Vordergrund steht,
dabei stadtische Zustindigkeiten eher zuriickneh-
men und loslassen, die Kompetenz der Menschen
im Stadtviertel herausfordern und sie als Dienstlei-
ster flir die Gesellschaft nutzen.

Das Angebot konkreter Altbauten und konkreter
Parzellen beschrinkter Gréfie fiihrt bei den Betel-
ligten zu einem Prozel3 der Selbstorganisation: Sie
tibernehmen nach einer Phase der Geburtshilfe
selbst die Initiative und suchen sich Interessenten,
die ihr eigenes Projekt so erginzen, daB es die
raumlichen Maglichkeiten ausfiillen kann. Partner
sind nicht nur Wohnungsbauinteressierte, sondern
umsiedlungsbereite  Betriebe, Existenzgriinder,
Kirchen, Vereine der unterschiedlichsten Couleur,
Kiinstler, alle moéglichen Freischaffenden usw. Sie
finden sich in der Entwicklungsmafinahme zusam-
men, weil es nur hier ein differenziertes, anpas-
sungsfiahiges Raumpotential zu definierten Preisen
gibt. Die Kunst der Planung ist, fiir die Vermitt-
lung des Angebots die geeigneten Wege zu finden:
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Tiibingen: Stiddtebaulicher Entwicklungsbereich ,,Stuttgarter Strale/Franzosisches Viertel

Diese Wege sind in keinem Planungshandbuch
vorgezeichnet, man muf sie als Teil des Entwick-
lungsprozesses buchstdblich selbst (er)finden:
Arbeitsgruppen werden zu Projektgruppen, aus
der Stadtteilzeitung wird eine Stadthausborse, aus
angesiedelten Betrieben und Vereinen werden
Stadtteilkristallisatoren, die ,,Schule im Stadtteil*
betétigt sich als Stadtteilmoderatorin.

V. SchluBbemerkung: Langfristige
Orientierung der Stadtentwicklung

MafBnahmen der Stadtentwicklung schaffen Struk-
turen, die die Zukunft einer Stadt fiir sehr lange
Zeitrdume festschreiben. Wer ein Auto kauft,
kann es morgen wieder abschaffen. Die Gesell-
schaft, die die segmentierte Stadt immer weiter
ausbaut, hat wenig Chancen, ihre sozialen und kul-

turellen Folgewirkungen einzuddmmen oder gar

riickzufiihren.

Der Bau iiberdimensionierter Einkaufszentren auf
der griinen Wiese nach 'der Wende in den neuen
Lindern durch Konzerne, die sich alle dabei auf
Wiinsche der Bevolkerung berufen kénnen, behin-
dert heute ganz massiv die Reparatur der noch
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rudimentédr vorhandenen stéddtischen Strukturen in
den Stadtkernen. Oder die einseitig auf den Indivi-
dualverkehr ausgerichtete (und' dabei schlecht
genug funktionierende) Verkehrsinfrastruktur der
Ballungsrdume — einschlieBlich deren offentlicher
Finanzierung — macht einen Umbau der Stddte mit
dem Ziel einer gesamtwirtschaftlich vertretbaren

ErschlieBung zu einem fast aussichtslosen
Geschift.

Gesellschaft und Wirtschaft befinden sich im
Umbruch. Die offentlichen Verwaltungen miissen
ebenso umgebaut werden wie die baulich-rdum-
lichen Strukturen der Stddte. Hier konnen aber
die notwendigen MafBnahmen nicht einfach am
kundenorientierten Output gemessen werden.
Gerade die Defizite der Stddte weisen darauf hin,
wie sehr Gleichheit und Gerechtigkeit Schaden
nehmen, wenn die oOffentliche Hand sich ein
(zwangsldufig aufs eigene Produkt zugeschnitte-
nes) Bild vom Kunden macht, wie Firmen das
zwangsldufig tun miissen.

Die Frage ist nicht, wie angesichts der leeren
offentlichen Kassen die bisherigen Angebote ver-
bessert, rationalisiert, kundenfreundlicher ge-
macht werden konnen; die Frage ist vielmehr, wel-
che anderen Angebote die Stddte machen miissen,
damit die Menschen ihr eigenes Zusammenleben
wieder besser selbstorganisieren konnen.
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Wolf Jobst Siedler: Die beiden Stadtzentren Berlins: Unter den Linden und Kurfiirsten-
damm

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/97, 8. 3-9

Mit der unverhofften Wiedervereinigung Deutschlands erhielt Berlin iiber Nacht auch die alte Allee der
Residenzstadt — ., Unter den Linden* — zuriick. Pl6tzlich war die Chance gegeben, dafl man anstelle des
erst nach dem Krieg ruinierten wilhelminischen Kurfiirstendamms die Avenue aus der Epoche Friedrichs
des GroBen wiedergewann. Nun kénnte sozusagen das Vergangene das Zukiinftige werden: die ,,Linden®,
der Corso des 18., und der Kurfiirstendamm, der Boulevard der Jahrhundertwende, als die Flaniermeilen
des 21. Jahrhunderts.

Das Hochkommen des Kurfiirstendamms hatte mit dem Absinken der alten aristokratischen Promenade
.Unter den Linden* zu tun, aus der um die Jahrhundertwende das Leben langsam verdringt worden war.
Doch auch der Kurfiirstendamm ist lingst nicht mehr der Boulevard, der er von 1920 bis 1970 war. Er ist
heute eine Einkaufs- und GeschiiftsstraBe, wie es sie iiberall in der Stadt gibt.

Es stellt sich die Frage. ob die egalitire Massengesellschaft des zu Ende gehenden Jahrhunderts im Osten
wie im Westen eines Boulevards noch fiahig und bediirftig ist. Diese Frage, die den Wiederaufbau der zer-
storten oder ruinierten Stadtmitte aufwirft, gilt also der Fihigkeit unserer Zeit, neue Biithnen zu bereiten.
Kann die Gegenwart, um es auf eine Formel zu bringen, noch einen Boulevard konzipieren. zu dem es den
Besucher zieht? Oder wird wieder nur eine Ansammlung von Regierungsgebiuden, eine Biirolandschafts-
und Ladenketten-Meile daraus, aus der das Leben in die unversehrten Riume flieht?

Hartmut HiuBBermann: Berlin: Lasten der Vergangenheit und Hoffnungen der Zukunft
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/97, S. 10-19

Die Stadt Berlin befindet sich im siebten Jahr nach der Wiedervereinigung der beiden Stadthélften in
einem Ubergangsstadium. Die Phase euphorischer Wachstumserwartungen, die nach der staatlichen Ver-
einigung und der Umzugsentscheidung des Bundestages einsetzte, hat zwar zahlreiche GroBinvestitionen
im Immobilienbereich in Gang gesetzt, die gegenwirtige wirtschaftliche Entwicklung der Stadt ist jedoch
vor allem von den Folgen eines aufgestauten Strukturwandels geprégt, der sich nun innerhalb kiirzester
Zeit vollzieht und schwere Belastungen fiir den Arbeitsmarkt und fiir die 6ffentlichen Finanzen mit sich
bringt.

Da der umfangreiche ZufluB von Haushaltszuschiissen und Subventionen, mit denen die Existenz der
Stadt aus politischen Griinden wihrend der Zeit der Teilung gesichert worden war, innerhalb weniger
Jahre abgebaut wurde, soll Berlin diesen auiergewohnlichen Strukturwandel mit den gewohnlichen Mit-
teln bewiltigen, wie sie sich aus Eigeneinnahmen und Linderfinanzausgleich ergeben. Weder die 6kono-
mischen Strukturprobleme noch die Arbeitsmarktprobleme werden durch den bevorstehenden Regie-
rungsumzug wesentlich verindert. Das Problem fiir die Stadt besteht darin, in einer sich verindernden
européischen Regionalstruktur eine neue Rolle zu finden, in der sich die in der Stadt vorhandenen Poten-
tiale entfalten konnen. Diese neue Rolle kann nur in einer neuen europiischen Entwicklung gefunden
werden.

Herbert Schneider: Stadtentwicklungspolitik und lokale Demokratie in vier GroB-
stidten. Eine empirische Untersuchung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/97, S. 20-29

Stidte veridndern sich: Sie wachsen, schrumpfen oder sie bleiben stehen. Diese Vorginge werden auch von
der Lokalpolitik beeinflult, deren mehr oder weniger gezielte oder eher beildufige Eingriffe unter den
Begriff der Stadtentwicklungspolitik zu subsumieren sind. Diese kann sich auch des Instruments einer mit-
tel- bis langfristig angelegten Strategie bedienen. Im Gegensatz zu den siebziger Jahren mit einer Domi-
nanz der integrativen (synoptischen) Planung werden gegenwirtig in den GroBstiddten verschiedene Stra-
tegien wie kommunikative Planung, Marketingkonzepte, Entwicklung iiber GroBiprojekte oder ,Lokale
Agenda 21%, das heiBt zukunftsfahige Stadt- und Regionalentwicklung, ausprobiert.

Wie wirken sich die verschiedenen Stadtentwicklungsstrategien auf die durch Verwaltungspriasenz und
Biirgerbeteiligung gekennzeichnete lokale Demokratie aus? Sie konnen die Stellung der durch die
Gemeindeordnung vorgegebenen monokratischen Verwaltungsspitze stirken. Und sie tragen durch eine
eigenes Amt fiir Stadtentwicklung oder eine dmteriibergreifende Arbeitsgruppe dazu bei, den Ressort-
egoismus einer parzellierten Verwaltung durch eine ganzheitliche Betrachtung zu ersetzen. Zwar gehen
alle Stadtentwicklungsstrategien von einer mehr oder weniger umfangreichen Biirgerbeteiligung aus, es
zeigt sich aber, daB das Interesse dafiir beim Biirger um so mehr abnimmt, je mehr sich die Strategieele-
mente sachlich und zeitlich von ihm entfernen. Das bedeutet, daB die Chancen einer individuellen Biirger-
beteiligung bei Stadtteilrahmenplianen groBer sind als bei gesamtstadtischen Konzepten, die vor allem
organisierte gesellschaftliche Gruppierungen ansprechen.



Holger Leimbrock: Entwicklungs-, Planungs- und Partizipationsprozesse in ostdeutschen
Mittelstadten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/97, S. 30-37

Fiir die ostdeutschen Mittelstiddte resultieren neuartige Chancen daraus, dal die von ihnen trotz diverser
gegenliaufiger Entwicklungstendenzen anzubietenden stadtspezifischen Qualititspotentiale und Standort-
vorteile mit grundlegenden Zielvorstellungen korrespondieren, die im Zuge der aktuellen Diskussion um
Perspektiven, Leitbilder und Strategien fiir die raumliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland
zunehmend an Bedeutung gewonnen haben, nimlich Umweltvertriglichkeit, Uberschaubarkeit, Funkti-
onsmischung und demokratische Partizipation. Dem stehen neuartige Bedrohungen gegeniiber, die sich
angesichts der restriktiv wirkenden lokalen und iiberlokalen Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung
aus der eingeschriankten Steuerungsfihigkeit und Steuerungsbereitschaft der ostdeutschen Mittelstidte
ergeben.

Damit kommunale Planung und Politik moglichst effektiv die Chancen nutzen und den Bedrohungen
begegnen konnen, ist der Aufbau problemadiquater Verwaltungsstrukturen sowie der Abbau bestehender
Erfahrungs-, Informations-, Kommunikations- und Abstimmungsdefizite in den ostdeutschen Mittelstad-
ten dringend geboten. Dies gilt insbesondere fiir den Fall des mittelstddtischen Versuchs, statt zu einer
GroBstadtimitation zu einer attraktiven und konkurrenzfihigen GroBstadtalternative auf der Basis eigen-
standiger Qualitatspotentiale und Standortvorteile werden zu wollen.

Aufgrund verinderter Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung folgte nach der deutschen Vereinigung
auf eine kurze ,Planungseuphorie” eine Phase des reinen Inkrementalismus, dessen Kennzeichen schritt-
weise und kleinteilige, nicht oder kaum von angemessenen Planungsgrundlagen geleitete Ad-hoc-Losun-
gen sind. Mittlerweile geht der die kommunalen Handlungs- und Gestaltungsspielrdume dramatisch redu-
zierende reine Inkrementalismus offensichtlich in einen ,,perspektivischen Inkrementalismus® iiber. Mit
dieser einerseits deutlich am Markt orientierten, andererseits von den allméhlich verfiigbaren Planungs-
grundlagen geleiteten ,,Verhandlungsplanung™ machen sich die ostdeutschen Mittelstadte schrittweise auf
den ,perspektivischen Weg", in dessen Verlauf sich moglicherweise auch Perspektiven fiir die Einfiihrung
einer integrierten, in umfassender Weise gesamtstidtische Entwicklungsverlaufe beriicksichtigenden Stadt-
entwicklungsplanung eroffnen.

Andreas Feldtkeller: Tiibingen: Neue Wege der Planung und der Biirgeraktivitit
beim Stidtebau

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/97, S. 38—46

Die Stadt Tiibingen arbeitet seit 1991 an einem stadtebaulichen Projekt, das sich in der Grundidee radikal
von der giangigen Praxis des modernen Stidtebaus abkehrt. Auf einem bis dahin iiberwiegend militarisch
genutzten Areal mit einer Fliche von etwa 60 Hektar in der Tiibinger Siidstadt sollen dicht bebaute und
gemischt genutzte Quartiere fiir 6 000 Einwohner und fiir 2 000 bis 2 500 Arbeitsplitze in kleinen und mitt-
leren Unternehmen entstehen. In den CQuartieren soll der 6ffentliche Raum einem kommunikativen Alltag
— und nicht nur den Verkehrsbelangen — dienen.

Die neuerschlossenen und kleinparzellierten Baugebiete werden abweichend vom sonst Ublichen nicht
durch Entwicklungs- oder Baugesellschaften, sondern direkt durch die kiinftigen Nutzer bebaut. die sich
zu Baugemeinschaften unterschiedlicher GroB3e zusammenschlieBen. Da es sich bei der MaBnahme um
eine formlich festgelegte . Stiddtebauliche EntwicklungsmaBnahme™ nach dem Baugesetzbuch handelt,
wird zunichst die Stadt Eigentiimer der neu zu ordnenden Areale. Durch die dichte Bauweise und die
Vergabe der Grundstiicke zu offiziell festgelegten Preisen ergeben sich auBerordentlich giinstige Bauland-
kosten fiir den einzelnen Erwerber.

Das grofle Interesse an dem Projekt zeigt, daB gerade bei jungen Haushalten Konzepte fiir neue, iebendige
Stadtviertel mit einem vielfiltigen gewerblichen Angebot und einer attraktiven Infrastruktur Akzeptanz
finden. Das Projekt befindet sich am Beginn der Neubauphase. Die Vorplanung und der Umbau zahlrei-
cher ehemaliger Militdrgebiude ist abgeschlossen. Im weiteren Verfahren muf sich zeigen, in welchem
Umfang das Projekt mit seiner besonderen Auspriagung und den damit verbundenen ,weichen Standort-
faktoren* imstande ist, kleine und mittlere Unternehmen in groBerer Zahl anzuziehen.



	Impressum
	Die beiden Stadtzentren Berlins: Unter den Linden
	Die Linden: Der preußische Corso 
	Der Kurfürstendamm: Der Boulevard der republikani

	Berlin: Lasten der Vergangenheit und Hoffnungen d
	I. Vorbemerkungen 
	II. Bis heute: zwei Städte in Berlin* 
	III. Wandel 
	IV. Regierungsviertel* 
	V. Wirtschaftlicher Strukturwandel 
	VI. Zukunft 

	Stadtentwicklungspolitik und lokale Demokratie in
	I. Einleitung 
	II. Stadtentwicklungsstrategien in großstädtische
	III. Schlußfolgerungen: Veränderungen in der loka
	IV. Zum Abschluß: Ein neues Rollenverständnis für

	Entwicklungs-, Planungs-und Partizipationsprozess
	I. Das Forschungsobjekt Mittelstädte 
	II. Ostdeutsche Mittelstädte vor neuartigen Chanc
	III. Planungsphasen 
	IV. Problemlösungsstrategien 
	V. Bürgerbeteiligung 
	VI. Schlußfolgerung 

	Tübingen: Neue Wege der Planung und der Bürgerakt
	I. Vorbemerkungen 
	II. Hintergründe der Planung 
	III. Ist die Forderung nach der dichten, gemischt
	IV. Aspekte der Umsetzung 
	V. Schlußbemerkung: Langfristige Orientierung der


